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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

der Zusammenhalt in Europa ist für uns Grund-
lage und Garant für Frieden, Sicherheit und Wohl-
stand  – Europas Erfolg ist unser aller Erfolg. Das 
BMF gestaltet die europäische Finanzpolitik sehr 
engagiert mit. Intensiv diskutiert wird derzeit ins-
besondere über eine Reform des europäischen Sta-
bilitäts- und Wachstumspakts. Das Regelwerk soll 
die Einhaltung der Haushaltsdisziplin in den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union sicherstellen. 
Übermäßige Defizite und Schuldenstandsquoten 
sollen so verhindert werden. Doch die Umsetzung 
des Pakts und die Durchsetzung der bestehenden 
Regeln funktionieren nicht mehr. Schulden haben 
ihre Scham verloren und gefährden den Wohlstand 
sowie die Einheit Europas. Das ist kein Modell für 
die Zukunft. Nur solide Staatsfinanzen können ein 
tragfähiges Fundament sein. Die Bürgerinnen und 
Bürger erwarten zu Recht, dass die Mitgliedstaa-
ten sich an gemeinsame Fiskalregeln halten, dass 
sie solide haushalten und dass die Finanzpolitik die 
Bekämpfung der Inflation unterstützt, statt sie so-
gar noch anzuheizen. Die europäischen Fiskalre-
geln müssen deshalb in Zukunft – weiterhin – die 
Rahmenbedingungen für eine solide Finanzpoli-
tik und damit für wirtschaftliche Stabilität und für 
Wachstum setzen.

Diese Auffassung findet breite Unterstützung in 
Europa – untermauert durch einen Gastbeitrag un-
seres Ministers, den er zusammen mit zehn gleich-
gesinnten EU-Finanzministerinnen und -minis-
tern verfasst hat und der hier im Monatsbericht 
abgedruckt ist. Außerdem widmen wir uns in un-
serem Schlaglichtartikel insbesondere der Position 
unseres Hauses zu den Reformvorschlägen der EU.

Natürlich spielen heutzutage nicht nur europä-
ische, sondern auch internationale Aspekte bei der 
Gestaltung erfolgreicher Finanzpolitik eine wich-
tige Rolle. Ich freue mich daher sehr, dass in die-
ser Ausgabe auch die Vizepräsidentin der Deut-
schen Bundesbank Prof. Dr. Claudia Buch zu Wort 
kommt. Ihr Gastbeitrag ist der dritte in unserer 
Reihe „Blick von außen“, mit der wir Ökonominnen 
und Ökonomen die Möglichkeit geben, sich zu ak-
tuellen Themen zu äußern. In ihrem Artikel befasst 
sich Prof. Dr. Claudia Buch mit der Zusammenar-
beit zwischen dem BMF und der Deutschen Bun-
desbank im internationalen Kontext.

Die vor Ihnen liegende Ausgabe verspricht also 
viele spannende Einblicke in die tägliche Arbeit des 
BMF. Sie zeigt, wie wir kontinuierlich daran arbei-
ten, unserer finanzpolitischen Verantwortung in 
Europa und der Welt gerecht zu werden – für eine 
bessere Zukunft. Ich wünsche Ihnen viel Freude bei 
der Lektüre.

Ihr  

 
Steffen Saebisch  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen

Editorial
Editorial
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Klare und verständliche Regeln für tragfähige 
öffentliche Finanzen und Handlungsspielraum

Gastbeitrag von Christian Lindner mit den Finanzministerinnen und Finanzministern der Tschechi-
schen Republik, Österreich, Bulgarien, Dänemark, Kroatien, Slowenien, Litauen, Lettland, Estland und 
Luxemburg zur Reform der EU-Fiskalregel.

Unser Ziel ist ein wirksamer Stabilitäts- und Wachstumspakt, der übermäßige Verschuldung der Mit-
gliedstaaten wirksam verhindert. Wir brauchen in Europa klare und einfache Ausgabenregeln, die für 
alle Länder gleichermaßen gelten.

Diese Auffassung findet in Europa breite Unterstützung. Wir stehen in einem Verbund mit zahlreichen 
Mitgliedstaaten, die für langfristig verlässliche, verbindliche und wirksame Regeln eintreten. Finanz-
ministerinnen und Finanzminister aus 11 der 27 EU-Mitgliedstaaten haben den Gastbeitrag unter-
zeichnet, der am 15. Juni 2023 in verschiedenen europäischen Zeitungen erschienen ist. Wir stehen 
in Mannschaftsstärke auf dem Platz. Elf gleichgesinnte Mitgliedstaaten spielen im Team Europa für 
stabile Finanzen. Uns eint die Auffassung, dass funktionierende Fiskalregeln das Fundament für den 
Erfolg Europas sind.

Um die drängenden aktuellen und zukünftigen 
Herausforderungen bewältigen zu können, vor de-
nen die Europäische Union (EU) steht, gibt es einen 
Dreh- und Angelpunkt: Wir brauchen nachhaltige 
öffentliche Finanzen, die Stabilität, Wachstum und 
Handlungsfähigkeit der Mitgliedstaaten und der 
Europäischen Union als Ganzes gewährleisten. So-
wohl heute als auch auf lange Sicht. Die gute Nach-
richt ist, dass wir dafür einen Mechanismus haben: 
den Stabilitäts- und Wachstumspakt.

Was ist passiert? Vor der Pandemie war die Finanz-
politik in Europa zeitweise zu expansiv. Eine nor-
male bis gute wirtschaftliche Lage wurde nicht 
ausreichend zur Konsolidierung und zum Aufbau 
fiskalischer Puffer genutzt. Dabei wurden die Re-
geln des Paktes genau dafür entwickelt, es den Län-
dern zu ermöglichen, in guten Zeiten fiskalische 
Puffer aufzubauen, auf die sie in schlechten Zeiten 
zurückgreifen können. Mit den Maßnahmen, die 
zur Bewältigung der negativen Folgen der Pande-
mie ergriffen wurden, stieg die Staatsverschuldung 
in einigen  EU-Mitgliedstaaten auf ein Rekordni-
veau, ebenso wie die öffentliche Verschuldung auf 

gesamtstaatlicher Ebene. Lag die Staatsverschul-
dung der Mitgliedstaaten des Euroraums im Jahr 
2019 durchschnittlich noch bei 86 Prozent des BIP, 
so stieg sie 2020 schnell auf knapp 100 Prozent 
an, bevor sie bis 2022 wieder auf rund 93 Prozent 
sank. Im Jahr 2002, als das Euro-Bargeld eingeführt 
wurde, lag die Quote noch bei 68 Prozent. Es muss 
allen klar sein, dass die Schuldenstände nicht in je-
der Krise unbegrenzt steigen können. Dies würde 
die öffentlichen Haushalte dauerhaft überfordern, 
was in Zeiten steigender Zinsen besonders kost-
spielig ist. Dieses Geld kann an anderer Stelle bes-
ser eingesetzt werden. Gerade in Zeiten wie diesen, 
in denen wir vor vielfältigen Herausforderungen 
stehen. Auch aus diesem Grund ist es unerlässlich, 
dass wir die Fiskalregeln wieder einführen – aber 
wir müssen sie zusätzlich überarbeiten, um in den 
kommenden Jahren eine angemessene Haushalts-
planung und Prioritätensetzung zu gewährleisten.
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Wirksame finanzpolitische Regeln sind wichtig, um 
sicherzustellen, dass die Finanzpolitik keinen dau-
erhaften Inflationsdruck erzeugt. Dies gilt insbe-
sondere innerhalb der Währungsunion. Die Fiskal-
politik kann nicht die veränderten geopolitischen 
Realitäten ignorieren, einschließlich des Klima-
wandels, der digitalen Transformation und der Ver-
teidigungspolitik. Aber allen sollte klar sein: Für die 
Kapitalmärkte sind Schulden Schulden. Die Kapi-
talmärkte interessieren sich nicht dafür, warum 
Schulden aufgenommen wurden. So ehrenwert die 
Motive auch sein mögen. Um die Glaubwürdigkeit 
gegenüber den Kapitalmärkten zu bewahren, müs-
sen die Mitgliedstaaten übermäßige Defizite und 
Schuldenstände vermeiden oder ihre Defizite und 
Schuldenquoten rechtzeitig und ausreichend auf 
realistischem Weg reduzieren.

Die Europäische Kommission hat Ende April ihre 
Vorstellungen für die zukünftige Ausgestaltung 
unseres gemeinsamen wirtschaftlichen Regelwerks 
vorgelegt. Diese Vorschläge sollten als Ausgangs-
punkt für unsere Diskussionen im Rat betrachtet 
werden, nicht als ihr Abschluss.

Wir sind der Meinung, dass klare und verständli-
che Regeln, die für alle Mitgliedstaaten gleicher-
maßen gelten, die Einhaltung und Durchsetzung 
der Regeln erleichtern. Wir sehen es daher als un-
sere Aufgabe an, uns für verlässliche, transparente, 
leicht messbare und verbindliche Fiskalregeln in 
Europa einzusetzen. Denn diese vier Faktoren sind 
die Bedingungen für eine Gleichbehandlung der 
Mitgliedstaaten. Quantitative Kriterien, die für alle 
Mitgliedstaaten gleichermaßen gelten, tragen dazu 
bei, indem sie eindeutige Mindestanforderungen 
formulieren, die eine Konsolidierung ermöglichen 
und wirtschaftliches Wachstum unterstützen. Fis-
kalpolitik spiegelt letztendlich die politischen Pri-
oritäten wider.

Die Vorschläge der Kommission sehen eine stär-
kere mittelfristige Ausrichtung der Haushaltspoli-
tik vor. Dies hat Vorteile, vor allem weil finanzpo-
litische Risiken über den kurzfristigen Horizont 
hinausgehen und nicht außer Acht gelassen wer-
den können. Und es kann Ländern kurzfristig mehr 
Spielraum für politische Prioritäten geben, wenn 
sie sich zu Wirtschaftsreformen, die langfristig die 
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öffentlichen Finanzen und die Schuldentragfähig-
keit verbessern, verpflichten und damit beginnen, 
diese Reformen umzusetzen.

Gleichzeitig müssen wir uns fragen, wie wirksam 
Reform- und Ausgabeentscheidungen sein werden, 
wenn sie zu weit im Voraus getroffen werden, auch 
angesichts der immer größeren Unsicherheiten, 
mit denen die Union konfrontiert ist.

Wir bezweifeln, dass wir die bestmöglichen Ergeb-
nisse erzielen können, wenn der Zeithorizont für 
eine notwendige Konsolidierung weit über den Zy-
klus einer Legislaturperiode hinaus geht. Werden 
Pläne zu weit im Voraus festgelegt, besteht die Ge-
fahr, dass sie durch aktuelle Entwicklungen überholt 
werden, dass wir in Europa zu langsam auf neue He-
rausforderungen reagieren und dadurch unsere glo-
bale Wettbewerbsfähigkeit schwächen. Zudem darf 
eine stärkere mittelfristige Ausrichtung nicht dazu 
führen, dass künftige Entwicklungen genutzt wer-
den, um heute notwendige fiskalische Anpassun-
gen zu verschleppen oder in die Zukunft zu verla-
gern. Dies würde die Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen auf Dauer weiter belasten und die Wäh-
rungsunion destabilisieren. Eine stärkere mittelfris-
tige Ausrichtung sollte jedoch schrittweise, aber ehr-
geizige Anpassungen ermöglichen.

Der Europäischen Kommission kommt als „Hüte-
rin der Verträge“ bei der fiskalischen Überwachung 

eine wesentliche Rolle zu. Hierfür braucht sie aber 
klare Vorgaben und gemeinsam festgelegte und 
nachvollziehbare Ziele. Dabei müssen wir die rich-
tige Balance zwischen den Befugnissen der Europä-
ischen Kommission einerseits, und denen der Mit-
gliedstaaten andererseits beibehalten. Die Verträge 
sehen eine multilaterale Überwachung und damit 
auch eine wichtige Rolle für die Mitgliedstaaten 
vor. Dies muss weiterhin gewährleistet sein.

Wir werden uns in den kommenden Wochen und 
Monaten weiterhin intensiv und konstruktiv mit 
unseren europäischen Kolleginnen und Kollegen 
beraten. Unser Ziel ist es, für Europa und seine Bür-
gerinnen und Bürger ein fiskalisches Regelwerk zu 
erarbeiten, das beides miteinander verbindet: trag-
fähige öffentliche Finanzen und Handlungsspiel-
raum, um aktuelle und zukünftige Herausforde-
rungen bewältigen zu können.

Christian Lindner (Deutschland) 
Zbyněk Stanjura (Tschechische Republik) 
Magnus Brunner (Österreich) 
Assen Vassilev (Bulgarien) 
Stephanie Lose (Dänemark) 
Marko Primorac (Kroatien) 
Klemen Boštjančič (Slowenien) 
Gintarė Skaistė (Litauen) 
Arvils Ašeradens (Lettland) 
Mart Võrklaev (Estland) 
Yuriko Backes (Luxemburg)
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Funktionierende Fiskalregeln sind das 
Fundament für den Erfolg Europas

 ● Die Europäische Kommission hat am 26. April 2023 Legislativvorschläge für eine Reform der 
EU-Fiskalregeln des Stabilitäts- und Wachstumspakts vorgelegt. Einen ersten Austausch auf politi-
scher Ebene gab es hierzu beim Treffen des ECOFIN am 16. Juni 2023 in Luxemburg.

 ● Die Vorschläge der Europäischen Kommission bedürfen aus deutscher Sicht weiterer Anpassung, 
damit die Fiskalregeln transparent, einheitlich und verlässlich wirksam sind. Zu den zentralen For-
derungen Deutschlands gehören dabei klare und einheitliche numerische Mindestanforderungen.

 ● Mit seiner Position setzt sich Deutschland für tragfähige Finanzen in der gesamten Europäischen 
Union und somit für die Integrität des europäischen Projektes als Ganzes ein.

Deutsche Position zu den 
Reformvorschlägen der EU

Die Europäische Kommission hat am 26. April 2023 
Legislativvorschläge für eine Reform der EU-Fis-
kalregeln des Stabilitäts- und Wachstumspakts 
(SWP) vorgelegt. Die Verordnungsentwürfe sind 
sehr komplex und zahlreiche Detailfragen noch 
offen. Weitere Verhandlungen sind vorgesehen 
und Anpassungen zu erwarten. Beim Treffen des 
ECOFIN am 16. Juni 2023 wurden diese erstmals in 
einer allgemeinen Aussprache im Kreis der EU-Fi-
nanzministerinnen und -minister besprochen. Die 
Aussprache zeigte, dass die deutsche Position von 
vielen Mitgliedstaaten im Grundsatz geteilt wird.

Der Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) 
ist ein regelbasierter Rahmen für die Koor-
dinierung und Überwachung der nationa-
len Finanzpolitiken in der EU. Eine Überprü-
fung der Regeln soll regulär alle fünf Jahre 
erfolgen. 
Der Pakt wurde 1997 geschlossen, um soli-
de öffentliche Finanzen – eine wichtige Vo-
raussetzung für das korrekte Funktionieren 
der Wirtschafts- und Währungsunion – zu 
garantieren. Im Maastricht-Vertrag von 1992 
wurden die sogenannten Konvergenzkri-
terien für den Beitritt zur Währungsuni-
on festgelegt, die ein stabiles Preisniveau, 
stabile langfristige Zinssätze und Wechsel-
kurse, aber auch Obergrenzen für die Ge-
samt- und Neuverschuldung der Mitglied-
staaten der EU sicherstellen sollten. Im SWP 
wurden dann die Obergrenze des Schul-
denstands mit 60 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) sowie ein maxima-
les Defizit von 3 Prozent des BIP dauerhaft 
festgeschrieben.
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Deutschland begrüßt die Vorschläge der Euro-
päischen Kommission als Ausgangspunkt für die 
jetzt angelaufenen Verhandlungen. Im Vorfeld der 
Veröffentlichung der Legislativvorschläge hatte 
Deutschland bereits klar und eindeutig kommu-
niziert, dass die europäischen Fiskalregeln solide 
Staatsfinanzen in den Staaten der Europäischen 
Union (EU) sicherstellen müssen. Die Vorschläge 
der Europäischen Kommission gewährleisten dies 
aus deutscher Sicht bisher nicht.

Deutschland setzt sich daher besonders für nume-
rische, bindende Standards im Rahmen verläss-
licher und transparenter Fiskalregeln ein. Diese 
werden benötigt, um einen ausreichenden und zü-
gigen Abbau von Defiziten und Schuldenstands-
quoten in allen Mitgliedstaaten der EU zu gewähr-
leisten. Auch die weitreichenden Anpassungen, die 
für die Haushaltsrahmenrichtlinie vorgeschlagen 
wurden, sind aus deutscher Sicht korrekturbedürf-
tig. Mit dieser Position setzt sich die Bundesregie-
rung für die Interessen der EU als Ganzes ein. Dabei 
sieht sich Deutschland auch im Kreis der Mitglied-
staaten unterstützt.

Der Stabilitäts- und 
Wachstumspakt: für eine 
solide EU

Der SWP dient der Sicherung der ökonomischen 
Basis und dem Funktionieren der Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU). Mithilfe des Pakts werden 
die Mitgliedstaaten der  EU zu einer stabilitätsori-
entierten Finanzpolitik angehalten, um im Zusam-
menspiel mit der auf Preisstabilität ausgerichte-
ten Geldpolitik der Europäischen Zentralbank die 
Voraussetzungen für ein starkes, nachhaltiges und 

beschäftigungswirksames Wachstum zu schaffen. 
Ist ein Mitgliedstaat exzessiv verschuldet und gerät 
darüber in Finanzierungsschwierigkeiten, werden 
andere Mitgliedstaaten potenziell in Mitleiden-
schaft gezogen. Dies kann die Stabilität der WWU 
insgesamt gefährden. Aus diesem Grund soll der 
SWP eine solide Haushaltspolitik in allen Mitglied-
staaten sicherstellen.

Der Pakt verfügt einerseits über einen „prä-
ventiven Arm“, der maßgeblich in der Verord-
nung  (EG)  1466/97 geregelt ist. Er soll die Ziele 
Haushaltsdisziplin und Vermeidung übermäßiger 
Defizite und Schuldenstandsquoten umsetzen. Die 
präventive Komponente des SWP gibt vor, dass die 
Mitgliedstaaten jedes Jahr Stabilitäts- beziehungs-
weise Konvergenzprogramme vorlegen, die zei-
gen, wie sie mittelfristig eine solide Haushaltslage 
zu erreichen oder zu sichern beabsichtigen. Die 
Programme müssen auch das Altern der Bevölke-
rung und dessen Auswirkungen auf den Haushalt 
berücksichtigen. Die Stabilitäts- beziehungsweise 
Konvergenzprogramme erlauben es der Europä-
ischen Kommission, rechtzeitig Frühwarnungen 
zu veröffentlichen und Empfehlungen für die Mit-
gliedstaaten auszusprechen. Werden die empfoh-
lenen Maßnahmen nicht umgesetzt, können dem 
Mitgliedstaat Sanktionen auferlegt werden. Der 
SWP verfügt zudem über einen „korrektiven Arm“, 
der in der Verordnung  (EG)  1467/97 konkretisiert 
wird. Der korrektive Arm greift, wenn ein Mit-
gliedstaat die Haushaltsdisziplin nicht einhält und 
ein übermäßiges Defizit oder eine zu hohe Schul-
denstandsquote vorliegt. Nach dem korrektiven 
Arm des SWP kann die Europäische Kommission 
in solchen Fällen Korrekturmaßnahmen empfeh-
len, die nach Annahme durch den Rat innerhalb ei-
ner Frist umzusetzen sind  – bei Nichteinhaltung 
drohen finanzielle Sanktionen.
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Schuldenstände und Haushaltssalden in der EU 2022

Schuldenstand in Prozent des BIP 2022 Haushaltssalden in Prozent des BIP 2022

Griechenland 171,3 -2,3

Italien 144,4 -8,0

Portugal 113,9 -0,4

Spanien 113,2 -4,8

Frankreich 111,6 -4,7

Belgien 105,1 -3,9

Zypern 86,5 2,1

Österreich 78,4 -3,2

Ungarn 73,3 -6,2

Finnland 73,0 -0,9

Slowenien 69,9 -3,0

Kroatien 68,4 0,4

Deutschland 66,3 -2,6

Slowakei 57,8 -2,0

Malta 53,4 -5,8

Niederlande 51,0 0,0

Polen 49,1 -3,7

Rumänien 47,3 -6,2

Irland 44,7 1,6

Tschechien 44,1 -3,6

Lettland 40,8 -4,4

Litauen 38,4 -0,6

Schweden 33,0 0,7

Dänemark 30,1 3,3

Luxemburg 24,6 0,2

Bulgarien 22,9 -2,8

Estland 18,4 -0,9

Eurozone 93,1 -3,6

Europäische Union 85,3 -3,4

Quelle: Frühjahrsprognose 2023 der Europäischen Kommission 

Reformvorschläge der EU

Nach den Verordnungsentwürfen, die die Euro-
päische Kommission zur Reform des SWP vorge-
schlagen hat, würde der präventive Arm, der die 
Vorgaben für eine solide Haushaltspolitik der Mit-
gliedstaaten umfasst, vollständig ersetzt und der 
korrektive Arm angepasst werden.

Die Vorschläge der Europäischen Kommission stel-
len mehrjährige nationale Fiskalpläne ins Zen-
trum des präventiven Arms. Diese würden bilateral 

zwischen der Europäischen Kommission und dem 
jeweiligen Mitgliedstaat ausgehandelt werden. Die 
Pläne sollen insbesondere den nationalen Ausga-
benpfad beinhalten, notwendige Haushaltsanpas-
sungen gewährleisten und erläutern, wie sicher-
gestellt wird, dass relevante Investitionen und 
Reformen durchgeführt werden. Die Laufzeit der 
Pläne soll auf vier Jahre festgelegt werden. Eine Ver-
längerung um weitere drei Jahre wäre bei entspre-
chenden Reform- und Investitionszusagen auf ma-
ximal sieben Jahre möglich. Für Mitgliedstaaten mit 
Defiziten beziehungsweise Schuldenstandsquoten 
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über den Referenzwerten von 3  Prozent oder 
60 Prozent des BIP ist es vorgesehen, dass die Euro-
päische Kommission einen Referenzpfad (technical 
trajectory) als Vorgabe für die Entwicklung der Net-
to-Primärausgaben berechnet.

Netto-Primärausgaben 
sind Ausgaben des Staats ohne zu leisten-
de Zinsausgaben und Ausgaben im Rahmen 
konjunkturbedingter Arbeitslosigkeit. Darü-
ber hinaus werden Ausgaben herausgerech-
net, die durch diskretionäre einnahmenseiti-
ge Maßnahmen wie z. B. Steuererhöhungen 
gedeckt sind.

Die Haushaltsposition, die als solide angesehen wird 
und die ein Mitgliedstaat zum Ende des Anpassungs-
plans erreichen soll, würde die Europäische Kom-
mission für jedes Land individuell ermitteln. Als 
Grundlage für die Ermittlung der zu erreichenden 
Haushaltsposition sollen Schuldentragfähigkeits-
analysen dienen. Diese basieren jedoch auf zahlrei-
chen Annahmen (u. a. längerfristige fiskalische und 
wirtschaftliche Entwicklung, Zinsannahmen) und 
sind schwankungsanfällig. Es fehlen einheitlich für 
alle Mitgliedstaaten geltende, feste numerische Vor-
gaben, die klar definiert sind. An dem Referenz pfad 
sollen sich die Nettoausgabenpfade orientieren, 
die bilateral zwischen der Europäischen Kommis-
sion und dem jeweiligen Mitgliedstaat ausgehandelt 
werden. Die Entscheidung über die letztlich gültigen 
fiskalischen Vorgaben träfe aber weiterhin der Rat 
der EU auf Vorschlag der Europäischen Kommission.

Die mit der Europäischen Kommission abgestimm-
ten Pläne würden die Grundlage für die regelmäßige 
Haushaltsüberwachung bilden. Dazu sollen die Län-
der jährliche Fortschrittsberichte vorlegen. Die Eu-
ropäische Kommission soll die Berichte prüfen und 
etwaige Abweichungen vom vereinbarten Nettoaus-
gabenpfad auf einem Kontrollkonto erfassen. Gegen 
Ende der Laufzeit der Pläne würden die Mitglied-
staaten neue Pläne für die folgenden Jahre mit der 
Europäischen Kommission aushandeln. Das Defizit-
verfahren soll nach dem Vorschlag der Europäischen 

Kommission bei Überschreitung der Defizitquote 
von 3 Prozent weitgehend unverändert bleiben. Neu 
ergänzt würde eine Allgemeine Ausweichklausel. 
Wird sie aktiviert, soll kein Defizitverfahren eröff-
net werden. Beim schuldenbasierten Defizitverfah-
ren für Mitgliedstaaten mit Schuldenstandsquo-
ten von über 60  Prozent des BIP soll die bisherige 
1/20-Regel, nach der jährlich  1/20 des über dieser 
Grenze liegenden Teils der Quote abzubauen ist, bis 
die Schuldenstandsquote nur noch 60  Prozent des 
BIP beträgt, durch die Einhaltung des oben genann-
ten Anpassungspfads ersetzt werden.

Überraschend war aus deutscher Sicht auch der Vor-
schlag der Kommission, dass die Haushaltsrahmen-
richtlinie umfassend geändert werden solle. Die 
Mitgliedstaaten sollen bis zum Jahr 2030 über inte-
grierte, umfassende und national harmonisierte 
Systeme der periodengerechten Rechnungsführung 
verfügen, die alle Teilsektoren des Staats abdecken. 
Einerseits sind die vorgeschlagenen Änderungen 
sehr weitreichend und greifen tief in die in Deutsch-
land etablierte Praxis von öffentlichem Rechnungs-
wesen, Haushaltsprognosen und Finanzplanung so-
wie in das föderale Haushaltsüberwachungsgefüge 
ein. Andererseits dauert der Umstellungsprozess auf 
die periodengerechte Rechnungslegung erfahrungs-
gemäß mindestens zehn Jahre – deutlich länger als 
der von der Kommission vorgesehene Zeitraum 
von sieben Jahren – und würde über alle Teilsekto-
ren nach Schätzungen Kosten in mehrfacher Milli-
ardenhöhe verursachen. Gleichzeitig liegen für eine 
solche Umstellung keinerlei gesetzliche Erforder-
nisse von EU-Seite vor. Somit handelt es sich hierbei 
aus deutscher Sicht um einen unnötig komplexen, 
aufwändigen Reformvorschlag, der der Anpassung 
bedarf.

Notwendige Änderungen aus 
Sicht Deutschlands

Die Vorschläge der Europäischen Kommission sind 
komplex, zum Teil wenig transparent und können 
nur bedingt eine Gleichbehandlung unter den Mit-
gliedstaaten sicherstellen. Sie sehen keine nume-
rischen Vorgaben vor, die nachvollziehbar für alle 
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Mitgliedstaaten gelten. Stattdessen lassen in Teilen 
weit gefasste Vorgaben weite Ermessensspielräume 
seitens der Europäischen Kommission zu. Dies 
gilt insbesondere bei den bilateralen Verhandlun-
gen und der generellen Beurteilung der nationalen 
Fiskalpolitiken. Auch zur besseren Durchsetzung 
der Fiskalregeln hatte die Europäische Kommis-
sion in ihren Verordnungsentwürfen keine konkre-
ten Vorschläge vorgelegt. Das Fehlen klarer Regeln 
gefährdet nicht nur das Ziel solider öffentlicher 
Haushalte, sondern auch die Einheitlichkeit, Ver-
lässlichkeit und Transparenz des SWP.

Benchmark: klare und einfache 
Ausgabenregeln, die für alle gelten

Deutschland hat vorgeschlagen, dass für Mitglied-
staaten mit einer Schuldenquote von über 60  Pro-
zent die Ausgaben grundsätzlich langsamer als das 
erwartete Wirtschaftswachstum (sogenanntes Po-
tenzialwachstum) ansteigen sollten, solange kein 
nahezu ausgeglichener Staatshaushalt erreicht ist. 
Die Differenz zwischen Ausgabenwachstum und Po-
tenzialwachstum sollte sich dabei an der Verschul-
dung eines Landes orientieren. Das heißt: Wer schon 
hoch verschuldet ist, der sollte stärker auf seine Aus-
gaben achten. Die Benchmark sollte dabei in ei-
nem klar begrenzten Umfang auch Investitionen 
berücksichtigen.

Haltelinie: Abbau hoher 
Schuldenstandsquoten 
sicherstellen

Aus deutscher Sicht muss zudem sichergestellt wer-
den, dass Mitgliedstaaten, die eine Staatsverschul-
dung von über 60  Prozent im Verhältnis zum BIP 
haben, ihre Schuldenstandsquoten tatsächlich ab-
bauen. Die Vorgaben der Ausgabenregel allein kön-
nen nicht immer garantieren, dass hohe Schulden-
quoten tatsächlich sinken. Deshalb hat Deutschland 
eine gemeinsame Haltelinie (common safeguard) 
vorgeschlagen. Eine solche Haltelinie sollte gänzlich 
unabhängig bindende Untergrenzen für den Abbau 
der Schuldenstandsquote festlegen.

Beispielhaft könnte vorgeschrieben werden, dass 
die Schuldenstandsquote jährlich wie folgt zurück-
gehen muss:

 ● um mindestens 1 Prozentpunkt für Mitglied-
staaten mit hohen Schuldenstandsquoten,

 ● um mindestens 0,5 Prozentpunkte für Mit-
gliedstaaten mit mittleren Schuldenstands-
quoten über 60 Prozent.

Solch eine gemeinsame Haltelinie ist im Vor-
schlag der Europäischen Kommission nicht ausrei-
chend konkret und detailliert angelegt. Es ist ledig-
lich vorgesehen, dass die Schuldenstandsquote am 
Ende des Planungshorizonts gegenüber dem Jahr 
vor Planungsbeginn gesunken sein muss. Aus deut-
scher Sicht ist das zu wenig ambitioniert.

Wirksame Durchsetzung der 
Regeln

In der Vergangenheit wurden die bestehenden Re-
geln nicht stringent angewendet. Der Ermessens-
spielraum für die Europäische Kommission ist zu 
groß – das gilt auch für ihren aktuellen Vorschlag. 
Daher setzt sich Deutschland dafür ein, dass die Eu-
ropäische Kommission konkrete Vorschläge einbe-
zieht, wie eine bessere Durchsetzung der Regeln er-
reicht werden kann.

Aus deutscher Sicht besteht u.  a. bei dem vorge-
schlagenen Defizitverfahren Anpassungsbedarf. So 
sollten nicht nur klare Kriterien für die Aktivierung 
und Deaktivierung der Ausweichklauseln, insbe-
sondere bei deren zeitlicher Eingrenzung, gelten. 
Auch sollten klare quantitative Kriterien für die 
Bewertung von signifikanten Abweichungen vom 
Ausgabenpfad u. a. mit Blick auf die Einleitung des 
Defizitverfahrens sowie ein einheitlicher metho-
discher Rahmen für die Bewertung von Reformen 
und Investitionen gelten. Auch setzt sich Deutsch-
land für eine stärkere und unabhängigere Rolle des 
Europäischen Fiskalausschusses ein.

Funktionierende Fiskalregeln sind das Fundament für den Erfolg Europas
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Fazit und Ausblick

Der SWP darf kein zahnloser Tiger sein, son-
dern muss effektiv die Rückführung von Defi-
zit- und Schuldenstandsquoten in den betreffen-
den EU-Staaten vorantreiben und gewährleisten. 
Ein verlässlicher Schuldenabbau schließt dabei die 
notwendigen Zukunftsinvestitionen insbesondere 
in die Dekarbonisierung und Digitalisierung der 
Volkswirtschaften nicht aus. Einer Aufhebung be-
ziehungsweise Aufweichung der präventiven sowie 
der korrektiven Komponente kann Deutschland 
in der vorliegenden Form daher nicht zustimmen. 
Deutschland sieht sich mit dieser Position im Kreis 
der Mitgliedstaaten unterstützt.

Deutschland wird sich in den weiteren Verhand-
lungen weiterhin konstruktiv auf europäischer 
Ebene einbringen. Ziel muss es sein, tragfähige öf-
fentliche Finanzen in der gesamten  EU zu errei-
chen. Es ist im Interesse aller Mitgliedstaaten und 
deren Bürgerinnen und Bürger, dass auch in Zu-
kunft alle EU-Länder im Rahmen ihrer Aufgaben 
und Verpflichtungen handlungsfähig bleiben. Dies 
wird nur über klare und wirksame Regeln zu errei-
chen sein, die für alle gleichermaßen gelten.
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Prof. Dr. Claudia Buch ist seit 2014 Vizepräsi-
dentin der Deutschen Bundesbank, zuständig 
für die Ressorts Banken und Finanzaufsicht, Fi-
nanzstabilität, Revision und Verwaltung. Sie ist 
Mitglied im Ausschuss für Finanzstabilität, im 
Aufsichtsgremium der Europäischen Zentral-
bank und im Baseler Ausschuss für Bankenauf-
sicht sowie Deputy der Bundesbank in der G7 
und G20.

Vor ihrer Tätigkeit bei der Deutschen Bundes-
bank war Prof. Dr. Claudia Buch Mitglied im 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung, Professorin 
an den Universitäten Magdeburg und Tübin-
gen, Präsidentin des Leibniz-Instituts für Wirt-
schaftsforschung (Halle/Saale) und Direktorin 
des Instituts für Angewandte Wirtschaftsfor-
schung (Tübingen). Zudem war sie am Kiel Ins-
titut für Weltwirtschaft tätig.

Der Gastbeitrag von Prof. Dr. Claudia Buch für diesen BMF-Monatsbericht ist als Blick von außen und 
als Beitrag zum allgemeinen Diskurs zu verstehen; er gibt nicht notwendigerweise die Meinung des 
BMF wieder.

Globale Herausforderungen erfordern eine 
enge internationale Zusammenarbeit¹

Einleitung

Die internationale Wirtschaft steht vor großen He-
rausforderungen, die koordinierte Antworten er-
fordern.  Den G7 und G20, in denen die wichtigs-
ten Industrie- und Schwellenländer vertreten sind, 
kommt hierbei eine zentrale Rolle zu. Im Finance 
Track arbeiten das BMF und die Deutsche Bundes-
bank eng bei der Diskussion geld-, finanzstabili-
täts- und fiskalpolitischer Aspekte zusammen. Das 

1 Mein herzlicher Dank gilt Marc Hausmann, Malte Hübner, Anno 
Stolper und Benjamin Weigert für Beiträge und Kommentare zu 
einer früheren Fassung dieses Textes. Alle verbliebenen Fehler 
und Ungenauigkeiten liegen in meiner Verantwortung.

galt insbesondere während der deutschen G7-Prä-
sidentschaft im vergangenen Jahr, die sich vor al-
lem mit den Folgen des russischen Überfalls auf die 
Ukraine, makroökonomischer Stabilität, Klimapo-
litik und der Digitalisierung des Finanzsektors be-
schäftigt hat.

G7 und G20

Arbeitsweise der G7 und G20

Die internationale Wirtschaft steht vor großen 
Herausforderungen: Hohe Inflationsraten, Han-
delskonflikte, geopolitische Spannungen mit 
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Auswirkungen für globale Lieferketten, die Schul-
dentragfähigkeit vieler ärmerer Länder sowie die 
Notwendigkeit, angesichts des sich zuspitzenden 
Klimawandels die globalen Treibhausgas-Emissio-
nen schnell zu reduzieren, erfordern eine interna-
tional koordinierte Antwort.

Verantwortlich für den Umgang mit diesen The-
men ist letztlich die nationale Politik. Viele poli-
tische Entscheidungen wirken aber über Länder-
grenzen hinweg: Güter- und Kapitalmärkte sind 
weltweit eng verflochten, die Geldpolitik in den 
großen Volkswirtschaften beeinflusst Finanz-
märkte, Wechselkurse und die Preise in anderen 
Ländern.2 Klimapolitik muss international koordi-
niert werden, denn CO2-Emissionen machen nicht 
an Ländergrenzen Halt.

Daher brauchen wir international einen Austausch 
über globale Entwicklungen und die Suche nach 
gemeinsamen Lösungen. Eine wichtige Rolle bei 
dieser Koordinierung spielen die  G7 als Zusam-
menschluss großer Industrienationen und die G20, 
in denen die wichtigsten Industrie- und Schwel-
lenländer vertreten sind. Die  G7 und  G20 kön-
nen keine bindenden politischen Beschlüsse fas-
sen, wohl aber politische Konzepte entwickeln und 
Kompromisse sondieren. In den G7 und G20 wer-
den verschiedene Politikbereiche in unterschied-
lichen Strängen („Tracks“) abgedeckt. Themen, die 
für Finanzministerien und Notenbanken relevant 
sind, werden im Finance Track diskutiert. All dies 
mündet in den Gipfeltreffen der Staats- und Regie-
rungschefinnen und -chefs, welche durch die Chef-
unterhändler der Regierungen, den sogenannten 
Sherpas, vorbereitet werden.

Die G7 und die G20 sind informelle Gremien, die we-
der feste Mitarbeitende noch ein Sekretariat haben. 
Die Organisation der Zusammenarbeit ist daher 

2 Vergleiche Silvia Miranda-Agrippinoa und Hélène Rey (2022). 
The global financial cycle. Handbook of International 
Economics. Volume 6. Elsevier B. V. Ebenso haben 
fiskalpolitische Impulse grenzüberschreitende Auswirkungen. 
Vgl. Ayobami E. Ilori et al. (2022). Fiscal policy shocks and 
international spill-overs. European Economic Review, 
Volume 141.

Aufgabe der jährlich wechselnden Präsidentschaft. 
Sie strukturiert die Treffen und ist für die Inhalte, 
den Verlauf und die Ergebnisse der Diskussion zu-
ständig. Im Jahr 2023 hat Japan den Vorsitz der G7, 
Indien agiert dieses Jahr als G20-Präsidentschaft.

Geschichte und Rolle der G7 
und G20

Historisch ist die G7 in einer Phase entstanden, die 
von starken Umbrüchen in der globalen Wirtschaft 
geprägt war. In einer ähnlichen Umbruchphase be-
finden wir uns heute. In den frühen 1970er-Jahren 
brach das Festkurssystem von Bretton Woods zu-
sammen, Inflation und Arbeitslosigkeit stiegen stark 
an. Im Jahr 1975 haben der französische Staatsprä-
sident Valéry Giscard d`Estaing und Bundeskanzler 
Helmut Schmidt den ersten „Weltwirtschaftsgipfel“ 
als informelles Treffen der Staats- und Regierungs-
chefs der damals größten Industrienationen initi-
iert. Zu dieser Zeit ging es um Fragen der Weltwirt-
schaft und des internationalen Währungssystems. 
Inzwischen ist das Themenspektrum deutlich brei-
ter geworden und die G7 befasst sich mit fast allen 
globalen Fragestellungen.

Auch die  G20 war letztlich die Reaktion auf eine 
Krise – die Asienkrise der späten 1990er-Jahre. Um 
der gewachsenen Bedeutung der Schwellenländer 
Rechnung zu tragen, wurde die  G20 im Jahr  1999 
als informeller Zusammenschluss der größten In-
dustrie- und Schwellenländer gegründet.

Die globale Finanzkrise des Jahres 2008 hat die G20 
als wichtigstes Forum für die wirtschaftspoliti-
sche Koordinierung auf globaler Ebene etabliert. 
Im Rahmen des Financial Stability Board, der 2009 
gegründet wurde, haben die G20-Länder eine Re-
formagenda für die internationalen Finanzmärkte 
beschlossen und umgesetzt. Die internationa-
len Bankenmärkte sind heute robuster und resili-
enter als zur Zeit der Finanzkrise. Evaluierungen 
zeigen, dass die eingeleiteten Reformen positive 
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Wirkungen und keine relevanten Nebenwirkun-
gen hatten.3 Das ist ein Erfolg – gleichzeitig entste-
hen aber auch neue Risiken, mit denen wir umge-
hen müssen und die eine gute Zusammenarbeit im 
Rahmen der G20 erfordern.

Die aktuellen geopolitischen Krisen, insbeson-
dere der russische Angriffskrieg gegen die Ukra-
ine, fordern die internationale Gemeinschaft und 
beeinträchtigen die Handlungsfähigkeit der  G20 
allerdings stark. Es ist schwieriger geworden, ge-
meinsame, von allen Mitgliedern im Rahmen ei-
nes breiten Kompromisses getragene Schlussdo-
kumente zu erstellen. Denn Russland ist Mitglied 
der G20. Anstelle der im Konsens verabschiedeten 
Kommuniqués rücken seit dem Frühjahr  2022 oft 
Statements des Vorsitzes, welche Sitzungsergeb-
nisse zusammenfassen.

Themen der deutschen G7-
Präsidentschaft im Jahr 2022

Im vergangenen Jahr hatte Deutschland die G7-Prä-
sidentschaft inne. Im Finance Track haben das BMF 
und die Deutsche Bundesbank die Arbeiten der Fi-
nanzministerien und Notenbanken organisiert und 
gestaltet. Dominierendes Thema waren die Auswir-
kungen des russischen Angriffskriegs gegen die 
Ukraine, der am 24. Februar 2022 begonnen hatte. 
Hier ging es sowohl um die Koordinierung der fi-
nanziellen Hilfen für die Ukraine als auch um Aus-
wirkungen des Kriegs auf die Weltwirtschaft.

Inhaltlich befasste sich der Finance Track im 
Jahr  2022 zudem mit der Zukunft der Globalisie-
rung und makroökonomischer Stabilität, der Kli-
mapolitik, der Überwindung der Corona-Pandemie 
und der Digitalisierung im Finanzsektor.4

3 Vergleiche. Evaluation Reports – 
Financial Stability Board (Shortlink 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230673).

4 Vergleiche G7 Finance Ministers and Central Bank 
Governors‘ Petersberg Communiqué (Shortlink 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230674).

Die Zukunft der Globalisierung und die Entwick-
lung globaler Lieferketten nahmen einen breiten 
Raum in der Diskussion ein: Seit den 1980er-Jah-
ren haben der internationale Handel und globale 
Kapitalströme stark zugenommen; viele Länder 
in Mittel- und Osteuropa und viele Schwellenlän-
der haben ihre Außenbeziehungen dereguliert und 
sich stark in die internationale Arbeitsteilung inte-
griert. Fortschritte in der Informations- und Kom-
munikationstechnologie ermöglichten den Aufbau 
globaler Lieferketten. Die Entstehung globaler Lie-
ferketten wurde auch dadurch erleichtert, dass bei 
den Transportkosten die Kosten klimaschädlicher 
Emissionen von  CO2 nur unzureichend berück-
sichtigt wurden.

Seit der globalen Finanzkrise hat der Trend zu ei-
ner stärkeren Integration der Märkte an Dynamik 
verloren. In den vergangenen Jahren haben Han-
delskonflikte, die Corona-Pandemie und die da-
mit verbundenen Kontaktbeschränkungen den 
internationalen Handel beeinträchtigt. Russlands 
Überfall auf die Ukraine hat uns erneut die Anfäl-
ligkeit globaler Lieferketten vor Augen geführt so-
wie starke Spannungen auf den Energiemärkten 
und steigende Preise bei vielen Rohstoffen verur-
sacht. Letztlich können diese Entwicklungen zu ei-
ner stärkeren Fragmentierung der internationalen 
Wirtschaft führen, mit langfristig negativen Konse-
quenzen für Wachstum und Stabilität.

Ein weiteres wichtiges Thema der G7 war der Kli-
maschutz. Inzwischen haben sich viele Staaten 
dazu verpflichtet, den Netto-Ausstoß von Treib-
hausgasen bis zum Jahr 2050 zu beenden. Die na-
tionale Politik setzt dazu auf unterschiedliche 
Kombinationen von marktbasierten Ansätzen, ord-
nungsrechtlichen Vorgaben und Subventionen. 
Nicht nur für die Geldpolitik ist es wichtig, einzu-
schätzen, wie sich dies auf Beschäftigung, Inflation 
und Produktionspotenzial auswirkt. Wichtig ist es 
auch, zu verstehen, welche grenzüberschreiten-
den Wechselwirkungen sich aus dem unterschied-
lichen Instrumenteneinsatz der einzelnen Länder 
ergeben. Ebenso geht es darum, die Auswirkun-
gen der physischen Risiken des Klimawandels auf 
Preis- und Finanzstabilität zu quantifizieren. Auch 

https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230673
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230674


Blick von außen – Der ökonomische Gastbeitrag
Globale Herausforderungen erfordern eine enge internationale Zusammenarbeit¹

21

Monatsbericht des BMF 
Juni 2023

Bl
ic

k 
vo

n 
au

ße
n 

hierbei sind grenzüberschreitende Effekte zu be-
rücksichtigen. Dazu braucht es einen intensiven 
Austausch auf der internationalen Ebene. Der In-
ternationale Währungsfonds (IWF) arbeitet daher 
seit einigen Jahren intensiv daran, die Auswirkun-
gen des Klimawandels auf die wirtschaftliche Sta-
bilität von Ländern in seine Analysen und Empfeh-
lungen zu integrieren. Viele der genannten Aspekte 
werden zudem gemeinschaftlich von den im Net-
work for Greening the Financial System organisier-
ten Zentralbanken analysiert.

Auch im Bereich Digitalisierung lassen sich durch 
internationale Koordinierung Fortschritte erzie-
len. So untersuchen gegenwärtig viele Zentralban-
ken die Chancen und Risiken von digitalem Zent-
ralbankgeld.5 Bislang hat sich noch kein Mitglied 
der  G7 für die Einführung digitalen Zentralbank-
gelds entschieden. Viele Zentralbanken fokussie-
ren sich bei ihren Überlegungen zunächst auf eine 
Verwendung im Inland.6 Potenziell könnte digi-
tales Zentralbankgeld jedoch auch zu Verbesse-
rungen im grenzüberschreitenden Zahlungsver-
kehr führen. Dazu braucht es einen internationalen 
Austausch darüber, wie unterschiedliche Modelle 
für digitales Zentralbankgeld kompatibel gemacht 
werden können.

Internationaler 
Währungsfonds

Im aktuellen makrofinanziellen Umfeld kommt 
der Arbeit des IWF eine besondere Rolle zu. Ent-
sprechend stehen IWF-Themen regelmäßig auf 
der Agenda der G7 und G20. Denn der IWF soll die 
Stabilität des internationalen Währungs- und Fi-
nanzsystems sichern sowie den Welthandel und 
die währungspolitische Zusammenarbeit fördern. 
Er überwacht hierzu die wirtschaftliche Entwick-
lung seiner Mitgliedsländer und unterstützt sie 

5 Vgl. Raphael Auer et al. (2022). Rise of central bank digital 
currencies: drivers, approaches and technologies. BIS Working 
Paper No. 880.

6 BIS CPMI, BIS Innovation Hub, IMF and World Bank (2021). 
Central bank digital currencies for cross-border payments. 
Report to the G20.

bei Bedarf mit Finanzhilfen. Damit leistet er ei-
nen Beitrag zur Prävention und Überwindung von 
Wirtschafts- und Finanzkrisen. Seit Beginn des rus-
sischen Angriffskriegs steht daher der IWF, zusam-
men mit anderen Institutionen und Partnern, der 
Ukraine beratend und finanziell zur Seite.7

Gestiegene Zinsen und gestiegene Preise haben 
Verwundbarkeiten hoch verschuldeter Niedrig-
einkommensländer offengelegt. Es müssen daher 
nachhaltige Lösungen für Schuldenprobleme ge-
funden werden, die diesen Ländern eine gute wirt-
schaftliche Entwicklung ermöglichen. Denn die 
Tragfähigkeit der Verschuldung eines Landes ist 
auch Voraussetzung dafür, dass der IWF im Be-
darfsfall finanzielle Unterstützung leisten kann. 
Deutschland setzt sich daher dafür ein, dass das 
„G20 Common Framework for Debt Treatments“ – 
ein Ende 2020 geschaffenes Rahmenwerk für Schul-
denrestrukturierungen – effektiv umgesetzt wird.8

Anders als die informellen Gremien G7 und G20 ist 
der IWF eine internationale Organisation, die über 
einen eigenen Mitarbeiterstab verfügt und in der 
fast alle Länder der Welt Mitglied sind. Das BMF und 
die Deutsche Bundesbank sind in den Entschei-
dungsgremien des IWF vertreten: im Gouverneurs-
rat als formal höchstem Entscheidungsgremium, 
im International Monetary and Financial Commit-
tee (IMFC) als politischem Lenkungsgremium und 
im Exekutivdirektorium, das das Tagesgeschäft des 
IWF bestimmt. Das IMFC veröffentlicht zur Früh-
jahrstagung und zur Jahresversammlung des IWF 
im Herbst Kommuniqués, in denen die strategi-
schen Leitlinien des Fonds festgelegt werden.9

7 Im März und Oktober 2022 wurden Notfallhilfen in Höhe 
von jeweils rund 1 Mrd. Sonderziehungsrechte (SZR) 
ausgezahlt. Seit März 2023 unterstützt der IWF die Ukraine 
im Rahmen einer regulären Programmvereinbarung in 
Höhe von insgesamt 11,6 Mrd. SZR. Im Sommer wird der 
Abschluss der ersten Programmüberprüfung erwartet 
(s. a. IWF Press-Release vom 30. Mai 2023; Shortlink 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230677).

8 Common Framework for Debt Treatments 
beyond the DSSI (siehe Shortlink 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230678).

9 Vergleiche Shortlink 
https://www. bundesfinanzministerium.de/mb/20230679

file:///Users/federrauschen/Documents/Federrauschen/Lektorat/hpr/2023.06%20MoBe/s. a.%20IWF%20Press-Release%20vom%2030. Mai 2023
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230677
https://clubdeparis.org/sites/default/files/annex_common_framework_for_debt_treatments_beyond_the_dssi.pdf
https://clubdeparis.org/sites/default/files/annex_common_framework_for_debt_treatments_beyond_the_dssi.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230678
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230679
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Die Deutsche Bundesbank ist per Gesetz beauf-
tragt, die finanziellen Rechte und Pflichten aus der 
Mitgliedschaft Deutschlands im IWF wahrzuneh-
men.10 Sie leistet die Finanzbeiträge an den IWF, die 
sich aus dem IWF-Übereinkommen („Articles of 
Agreement“11) ergeben.12

10 Vergleiche Gesetz zu dem Übereinkommen über den 
Internationalen Währungsfonds in der Fassung von 1976 
(IWF-Gesetz) vom 9. Januar 1978.

11 Articles of Agreement of the 
International Monetary Fund (Shortlink 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202306711).

12 Freiwillige Finanzbeiträge zu Treuhandfonds des IWF für 
entwicklungspolitische Ziele werden von der Bundes-
regierung geleistet und über den Bundeshaushalt bewilligt. 
Die Deutsche Bundesbank unterstützt die technische 
Abwicklung der Kredite der Bundesregierung an den IWF.

Fazit

Internationale Zusammenarbeit ist durch die zu-
nehmenden geopolitischen Spannungen wichti-
ger, gleichzeitig aber auch nicht einfacher gewor-
den. Oft fällt es schon auf nationaler Ebene schwer, 
schnell gute politische Kompromisse zu finden. 
Sind diese Kompromisse aber erreicht, hat die nati-
onale Politik die Kompetenz, die Ergebnisse umzu-
setzen. Anders auf internationaler Ebene: Nicht nur 
ist es schwieriger geworden, sich auf ein Lagebild zu 
einigen und Politikmaßnahmen zu entwickeln. Es 
gibt zudem nur wenige Mechanismen, um Verein-
barungen bindend umzusetzen. Allerdings wäre es 
falsch, daraus den Schluss zu ziehen, dass interna-
tionale Zusammenarbeit und Koordination nicht 
wirken. Im Gegenteil: Es gibt viele Beispiele dafür, 
dass internationale Initiativen Erfolg hatten. Die 
globalen Finanzmarktreformen der G20 sind solch 
ein Fall. Und gerade, weil wir international weni-
ger Instrumente haben, müssen wir die Kanäle für 
Kooperation und Koordination, die es gibt, nutzen. 
Vor allem in dem schwierigen Umfeld und ange-
sichts der großen gegenwärtigen Herausforderun-
gen ist es daher umso wichtiger, dass Bundesbank 
und BMF die Diskussionen in den G7, den G20 und 
im IWF gemeinsam aktiv mitgestalten.

https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202306711)
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 9. bis 
11. Mai 2023

 ● Die erwarteten Steuereinnahmen fallen geringer aus als gemäß der vorangegangenen Schätzung 
im Oktober 2022 angenommen. Gegenüber der damaligen Schätzung liegen die Steuereinnah-
men 2023 bis 2027 jährlich im Durchschnitt rund 30 Mrd. Euro niedriger. Dies ist maßgeblich 
auf das Inflationsausgleichsgesetz sowie das Jahressteuergesetz 2022 zurückzuführen. Die jähr-
liche Entlastungswirkung aus den Steuerrechtsänderungen beträgt im Schätzzeitraum durch-
schnittlich rund 34 Mrd. Euro.

 ● Mit den von der Bundesregierung beschlossenen Maßnahmen werden vor allem zusätzliche Be-
lastungen für die Bürgerinnen und Bürger durch die Effekte der sogenannten kalten Progression 
verhindert. Lohnsteigerungen zum Ausgleich der Inflation kommen so tatsächlich an, inflations-
bedingte Steuermehrbelastungen werden vermieden.

 ● Konjunkturell werden in der Steuerschätzung auf Basis der Frühjahrsprojektion der Bundesre-
gierung dagegen leichte Mehreinnahmen von jährlich rund 4 Mrd. Euro erwartet. Neue haushäl-
terische Spielräume für den Bund ergeben sich daraus aber nicht, da zusätzliche Verpflichtun-
gen etwa durch das KiTa-Qualitätsgesetz bestehen. Die Schätzung ist mit Blick auf die weitere 
konjunkturelle Entwicklung mit hoher Schätzunsicherheit behaftet.

Vom 9.  bis 11.  Mai  2023 fand die 164.  Sitzung des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ statt. Voraus-
geschätzt wurden die Steuereinnahmen von Bund, 
Ländern und Gemeinden für die Jahre 2023 bis 2027.

Der unabhängige Arbeitskreis „Steuerschät-
zungen“ 
erstellt in Deutschland die Vorausschätzung 
für die Steuereinnahmen für Bund, Länder 
und Gemeinden. Dem seit 1955 bestehenden 
Gremium gehören Expertinnen und Experten 
der 16 Länder, fünf führender Wirtschafts-
forschungsinstituten (Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung, ifo Institut, Institut 
für Weltwirtschaft, RWI – Leibnitz-Institut 
für Wirtschaftsforschung, Institut für Wirt-
schaftsforschung Halle), des Sachverständi-
genrats zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung, der Deutschen 
Bundesbank, des Statistischen Bundesamts, 

des Deutschen Städtetags, des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Klimaschutz 
und des BMF, welches den Vorsitz führt, an. 
In der Regel finden zwei Sitzungen im Jahr 
statt: im Frühjahr und im Herbst. Auf der 
Grundlage der Schätzvorschläge verschiede-
ner im Arbeitskreis vertretener Institutionen 
werden einvernehmlich Vorausschätzungen 
für jede einzelne Steuerart erstellt.

Berücksichtigte 
Steuerrechtsänderungen

Die Steuerschätzung geht vom geltenden Steuer-
recht aus. In Tabelle  1 sind die finanziellen Aus-
wirkungen von Gesetzen und sonstigen Regelun-
gen enthalten, die gegenüber der vorangegangenen 
Schätzung vom Oktober 2022 in der Schätzung im 
Mai 2023 neu einzubeziehen waren.
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 9. bis 11. Mai 2023

Auswirkungen der neu in die Steuerschätzung einbezogenen Rechtsänderungen
Mehr- (+)/Mindereinnahmen (-) in Mrd. Euro

Die neu einbezogenen Rechtsänderungen sind im 
Einzelnen in der Anlage 2 zur Pressemitteilung des 
BMF Nr. 8/2023 vom 11. Mai 2023 aufgeführt.1

Die Steuerrechtsänderungen haben erhebliche 
Auswirkungen auf das Ergebnis der Steuerschät-
zung im Vergleich zur vorangegangenen Schätzung 
aus dem Oktober  2022. Dies gilt insbesondere für 
die Änderungen durch das Inflationsausgleichge-
setz, mit dem steuerliche Mehrbelastungen aus der 
sogenannten kalten Progression verhindert wer-
den. Lohnsteigerungen zum Ausgleich der Infla-
tion kommen so tatsächlich an, inflationsbedingte 
Steuermehrbelastungen werden vermieden. Die 
Aktualisierung des Einkommensteuertarifs für die 
Jahre  2023 und  2024 durch den Ausgleich der Ef-
fekte der kalten Progression im Verlauf des Ein-
kommensteuertarifs und die Anhebung des Grund-
freibetrags erfolgt entsprechend den Ergebnissen 
des 14. Existenzminimumberichts und des 5. Steu-
erprogressionsberichts. Zudem werden Familien 
durch die Anhebung des Kinderfreibetrags für die 
Jahre  2023 und  2024 entsprechend dem Ergebnis 

1 Die Pressemitteilung ist auf der Internetseite 
des BMF zu finden unter dem Shortlink: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230611

des 14.  Existenzminimumberichts sowie durch 
eine Erhöhung des Kindergelds auf einheitlich je-
weils 250  Euro je Kind und Monat gezielt unter-
stützt. Das Jahressteuergesetz 2022 umfasst u. a. den 
vollständigen Sonderausgabenabzug für Altersvor-
sorgeaufwendungen bis zum Höchstbetrag bereits 
ab  2023 und hat eine geschätzte Entlastungswir-
kung von über 3 Mrd. Euro im Jahr 2023.

In die Steuerschätzung vom Mai  2023 noch nicht 
einbezogen wurden die Auswirkungen des Zwei-
ten Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität 
und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung (Ki-
Ta-Qualitätsgesetz) vom 20.  Dezember  2022 (ver-
öffentlicht im BGBl. 2022 I Nr. 56, S. 2791). Durch 
die Regelungen des Art.  2 (Änderung des Finanz-
ausgleichsgesetzes) werden im Jahr  2023 rund 
1,9 Mrd. Euro und im Jahr 2024 rund 2,0 Mrd. Euro 
Umsatzsteuereinnahmen vom Bund an die Länder 
übertragen. Das Inkrafttreten der Regelung ist al-
lerdings an den Abschluss entsprechender Verträge 
der Länder mit dem Bund geknüpft. Da zum Zeit-
punkt der Schätzung noch nicht mit allen Bundes-
ländern Verträge geschlossen waren, konnten die 
Auswirkungen nicht in der Schätzung berücksich-
tigt werden.

2023 2024 2025 2026 2027

Bund -13,9 -17,4 -18,3 -18,4 -19,1

Länder -6,2 -11,8 -12,2 -13,9 -14,1

Gemeinden -3,2 -5,2 -5,4 -5,5 -5,7

zusammen -23,3 -34,4 -35,9 -37,8 -38,9

Abweichung in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen“

Tabelle 1
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Gesamtwirtschaftliche 
Annahmen

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirtschaft-
lichen Eckwerte der Frühjahrsprojektion 2023 der 
Bundesregierung vom 26.  April  2023 zugrunde 
gelegt.

Gegenüber den Annahmen in der Herbstprojek-
tion  2022, die Basis der vergangenen Steuerschät-
zung im Oktober 2022 war, stellt sich die gesamt-
wirtschaftliche Ausgangslage darin besser dar: Das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist im vergangenen 
Jahr in preisbereinigter Rechnung um 1,8 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr gestiegen und damit kräf-
tiger als in der Herbstprojektion erwartet. Für den 
weiteren Verlauf wird in der Frühjahrsprojektion 
davon ausgegangen, dass die deutsche Wirtschaft 
nach einem schwierigen Winterhalbjahr wieder an 
Fahrt gewinnt. Nachlassende Lieferengpässe, der 
hohe Auftragsbestand und die gesunkenen Ener-
giepreise sollten die Produktion in der Industrie 
expandieren lassen, zumal die globale Konjunk-
tur sich stabilisieren dürfte. Der private Konsum 
dürfte zunehmend von Lohnsteigerungen, dem 
weiterhin robusten Arbeitsmarkt und dem erwar-
teten Rückgang der Inflation profitieren. Insgesamt 
wird für 2023 gemäß der Frühjahrsprojektion mit 
einem realen BIP-Wachstum von 0,4  Prozent ge-
rechnet; in der Herbstprojektion waren es noch 
-0,4 Prozent. Aufgrund der verbesserten Einschät-
zung für dieses Jahr wird aber für 2024 von einem 
geringeren Aufholeffekt ausgegangen (1,6  Pro-
zent statt 2,3 Prozent). In den Jahren 2025 bis 2027 
wird eine ähnliche Wachstumsdynamik wie in der 
Herbstprojektion angenommen (s. a. Tabelle 2). Ins-
gesamt ist damit das Niveau des nominalen BIP im 
Jahr  2024 sowie im weiteren Schätzzeitraum nur 
etwas höher als in der Herbstprojektion unterstellt.

Bei den relevanten Fortschreibungsgrößen für die 
einzelnen Steuerarten finden sich allerdings teils 
spürbare Anpassungen gegenüber den Annah-
men der Herbstprojektion – in verschiedene Rich-
tungen. Nach oben angepasst wurden in der Früh-
jahrsprojektion vor allem die Erwartungen über 
die Entwicklung der nominalen Bruttolöhne und 
-gehälter, der zentralen Fortschreibungsgröße für 
die Lohnsteuer. Hier wird auf Basis der seit Herbst 
erfolgten Tarifabschlüsse und der robusten Ent-
wicklung auf dem Arbeitsmarkt ein höheres Ni-
veau der Löhne und Gehälter über den gesamten 
Schätzzeitraum hinweg erwartet. Für die nomina-
len privaten Konsumausgaben, die für die Entwick-
lung der Steuern vom Umsatz relevant sind, wird 
im Schätzzeitraum eine ähnliche Entwicklung er-
wartet wie in der Herbstprojektion. Dagegen wird 
bei den nominalen Wohnungsbauinvestitionen, die 
ebenfalls für die Steuern vom Umsatz von Bedeu-
tung sind, auf Basis der jüngsten Daten eine deut-
lich geringere Dynamik projiziert als in der Herbst-
projektion. Die erwarteten starken Schwankungen 
bei den Unternehmens- und Vermögenseinkom-
men in diesem und im kommenden Jahr sind vor 
allem auf die technische Verbuchung von Subven-
tionen sowie Abschreibungen in den Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen zurückzuführen. 
Daher kann daraus nicht unmittelbar auf die Ent-
wicklung der gewinnabhängigen Steuern geschlos-
sen werden.

Insgesamt ergibt sich für den Schätzzeitraum 
ab  2024 aus der erwarteten Entwicklung der ge-
samtwirtschaftlichen Bemessungsgrundlagen für 
sich genommen ein schwacher positiver Impuls für 
die Steueraufkommenserwartung gegenüber der 
Oktoberschätzung.
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 9. bis 11. Mai 2023

Gesamtwirtschaftliche Vorgaben für die Steuerschätzung Mai 2023 im Vergleich zur 
vorangegangenen Steuerschätzung
Veränderungsraten in Prozent gegenüber dem Vorjahr

Schätzergebnisse

Erwartete Entwicklung der 
Einnahmen im Schätzzeitraum

Die gesamtstaatlichen Steuereinnahmen stei-
gen im Schätzzeitraum bis zum Jahr  2027 nach 
dem Ergebnis der Schätzung auf 1.078,5 Mrd. Euro 

an (s.  a. Tabelle  3).2 Ausgehend vom vergange-
nen Ist-Jahr  2022 mit einem Aufkommen von 
895,7  Mrd.  Euro bedeutet dies einen Zuwachs im 
Schätzzeitraum um durchschnittlich 3,8  Prozent 
pro Jahr.

2 Die ausführlichen Ergebnistabellen der 164. Sitzung 
des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ sind 
im Internet abrufbar unter dem Shortlink: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230612

Erwartete Entwicklung der Steuereinnahmen insgesamt und der Steuereinnahmen  
der Gebietskörperschaften
in Mrd. Euro

Tabelle 2

Schätzjahr 2022 2023 2024

Steuerschätzung Mai 2023 Okt 2022 Mai 2023 Okt 2022 Mai 2023 Okt 2022

BIP nominal +7,4 + 7,0 +6,1 + 5,3 +4,0 + 4,7

BIP real +1,8 + 1,4 +0,4 - 0,4 +1,6 + 2,3

Bruttolohn- und -gehaltsumme +6,6 + 6,0 +6,6 + 5,4 +5,5 +5,0

Unternehmens- und Vermögenseinkommen +0,4 + 5,3 +10,6 + 4,8  -4,8 + 2,1

Private Konsumausgaben +11,6 + 11,8 +5,4 + 5,3 +4,3 + 4,3

Schätzjahr 2025 2026 2027

Steuerschätzung Mai 2023 Okt 2022 Mai 2023 Okt 2022 Mai 2023 Okt 2022

BIP nominal +2,8 + 2,7 +2,8 + 2,7 +2,8 + 2,7

BIP real + 0,8 + 0,8 + 0,8 + 0,8 + 0,8 + 0,8

Bruttolohn- und -gehaltsumme +2,7 + 2,6 +2,7 + 2,6 +2,7 + 2,6

Unternehmens- und Vermögenseinkommen +2,9 + 2,9 +2,9 + 2,3 +2,5 + 2,9

Private Konsumausgaben +2,8 + 2,7 +2,8 + 2,7 +2,8 + 2,7

Quelle: Gesamtwirtschaftliche Projektionen der Bundesregierung

Ist
2019

Ist
2020

Ist
2021

Ist
2022

Schätzung
2023

Schätzung
2024

Schätzung
2025

Schätzung
2026

Schätzung
2027

Steuereinnahmen 
insgesamt

799,3 739,7 833,2 895,7 920,6 962,2 1.009,3 1.046,2 1.078,5

Bund 329,1 283,1 312,3 337,2 359,9 377,3 394,6 409,1 421,3

Länder 324,5 316,3 355,1 384,5 380,7 398,2 417,2 431,8 445,8

Gemeinden 114,8 107,5 126,2 135,4 139,1 144,4 152,9 159,8 165,0

EU 30,9 32,8 39,6 38,6 40,8 42,2 44,5 45,6 46,3

Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen“

Tabelle 3
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Entwicklung der Steuereinnahmen 
nach Gebietskörperschaften

Für den Bund wird in diesem Jahr ein stärkeres 
Wachstum der Steuereinnahmen erwartet als die 
Zuwachsrate der Steuereinnahmen insgesamt. Ge-
messen am Niveau des Vorpandemiejahres  2019 
bleibt die Entwicklung der Steuereinnahmen des 
Bundes aber weiterhin hinter der Entwicklung des 
Steueraufkommens insgesamt zurück (s.  a. Abbil-
dung 1). Dies liegt daran, dass sich die Steuereinnah-
men des Bundes in den Jahren 2020 und 2021 u. a. 
aufgrund der zeitweiligen Übertragung von An-
teilen vom Umsatzsteueraufkommen (sogenannte 
Festbeträge) an Länder und Gemeinden im Rah-
men der steuerlichen Maßnahmen zur Dämpfung 
der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie 
merklich schwächer entwickelt hatten als die Steu-
ereinnahmen von Ländern und Gemeinden.

Auch im vergangenen Jahr verzeichnete der Bund 
Mindereinnahmen durch eine geänderte ver-
tikale Umsatzsteuerverteilung, u.  a. durch die 

Bundesübernahme der Mindereinnahmen von 
Ländern und Gemeinden aus dem Kinderbo-
nus 2022 (0,8 Mrd. Euro) oder die Pauschalbeteili-
gung des Bundes an den Kosten von Ländern und 
Gemeinden im Zusammenhang mit Geflüchteten 
(1,5 Mrd. Euro). 

In diesem Jahr verringern sich die vom Bund 
im Rahmen des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichs an Länder und Gemeinden zu übertragen-
den Festbeträge gegenüber den Vorjahren, was 
sich im Schätzergebnis im relativ stärkeren An-
stieg der Steuereinnahmen des Bundes widerspie-
gelt. Im Umkehrschluss ergibt sich für die Länder 
und Gemeinden in diesem Jahr voraussichtlich 
eine schwächere Entwicklung der Einnahmen 
als bei den Steuereinnahmen insgesamt. Dass bei 
den Ländern sogar ein leichter Rückgang des Auf-
kommens gegenüber dem Vorjahr erwartet wird, 
hängt darüber hinaus mit dem zu erwartenden 
deutlichen Rückgang der Grunderwerbsteuer zu-
sammen (s.  u.). Würde das KiTa-Qualitätsgesetz 
(s. o.) zusätzlich berücksichtigt werden, so fiele der 

Entwicklung der Steuereinnahmen insgesamt und 
der Steuereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden seit 2019 
Index, Basis 2019 = 100

Quelle: Bundesministerium der Finanzen  basierend auf Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ für die Jahre 2023 
bis 2027
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 9. bis 11. Mai 2023

Anstieg der Steuereinnahmen beim Bund rund 
0,5 Prozentpunkte geringer aus (+6,2 Prozent statt 
+ 6,7 Prozent), der Rückgang bei den Ländern rund 
0,5  Prozentpunkte niedriger (-0,5  Prozent statt 
-1,0 Prozent).

In den Jahren 2024 bis 2027 wird für Bund, Länder 
und Gemeinden eine weitgehend ähnliche Wachs-
tumsdynamik wie für die Steuereinnahmen ins-
gesamt erwartet. Damit kann der Bund  – ausge-
hend vom Vorpandemiejahr 2019 – die günstigere 
Einnahmeentwicklung bei Ländern und Gemein-
den in  2020 und  2021 nicht mehr aufholen und 
bleibt bis zum Ende des Schätzzeitraums unterhalb 
der Entwicklung von Ländern und Gemeinden im 
gleichen Zeitraum. Der Anteil der Einnahmen des 
Bundes an den gesamten Steuereinnahmen liegt 
im Durchschnitt der Schätzjahre 2023 bis 2027 bei 
rund 39 Prozent (Länder rund 41 Prozent; Gemein-
den rund 15 Prozent; Europäische Union (EU) rund 
4 ½ Prozent) und bleibt damit unter dem Anteil des 
Jahres 2019, dem letzten vor der Corona-Pandemie 
(rund 41 Prozent).

Entwicklung der Steuerquote

Die Steuereinnahmen insgesamt stiegen im 
Jahr 2022 mit 7,5 Prozent in etwa so stark wie das 
nominale BIP. Die Steuerquote blieb damit gegen-
über dem Vorjahr quasi unverändert (23,16 Prozent 
nach 23,13 Prozent im Vorjahr). In diesem Jahr wird 
u. a. infolge der Steuerrechtsänderungen wie dem 
Inflationsausgleichsgesetz ein Rückgang der Quote 
auf 22,43 Prozent erwartet. Im weiteren Verlauf des 
Schätzzeitraums wird dann mit einem sukzessi-
ven Wiederanstieg gerechnet, bis im Jahr 2027 mit 
23,22  Prozent wieder in etwa das Niveau des ver-
gangenen Jahres erreicht wäre.

Aufkommensentwicklung einzelner 
Steuerarten

Grundsätzlich wird die geschätzte Entwicklung des 
Steueraufkommens im Schätzzeitraum von der er-
warteten gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

gemäß zugrunde liegender Projektion der Bun-
desregierung bestimmt. Der Zusammenhang der 
unterschiedlichen Steuerarten mit der Konjunk-
turentwicklung beziehungsweise mit bestimmten 
volkswirtschaftlichen Kenngrößen ist jedoch un-
terschiedlich stark ausgeprägt. Daneben sind vor 
allem Steuerrechtsänderungen beziehungsweise 
steuerliche Maßnahmen, wie sie zuletzt angesichts 
der stark gestiegenen Energiepreise und Inflation 
ergriffen wurden, relevant. Die Erwartungen des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ für einige auf-
kommensstarke Steuerarten im Vergleich zur Ent-
wicklung des nominalen BIP und der Steuern ins-
gesamt sind in Tabelle 4 dargestellt.

Lohnsteuer

Die Einnahmen aus der Lohnsteuer werden in die-
sem Jahr voraussichtlich mit 6,1  Prozent recht 
kräftig und damit überproportional zum Steuer-
aufkommen insgesamt wachsen  – trotz der be-
trächtlichen Entlastungen durch das Inflationsaus-
gleichsgesetz mit Tarifanpassungen und Erhöhung 
des Kindergelds. Das liegt zum einen daran, dass die 
Vorjahresbasis infolge der Auszahlung der Energie-
preispauschale und des Kinderbonus  2022 sowie 
steuerlicher Entlastungen (Erhöhung Grundfreibe-
trag und Arbeitnehmerpauschbetrag) deutlich – um 
circa 13,7 Mrd. Euro – gemindert war. Zum anderen 
wird in der Frühjahrsprojektion angesichts der Ta-
rifabschlüsse und der trotz gesamtwirtschaftlicher 
Belastungen robusten Entwicklung am Arbeits-
markt mit einem spürbaren Anstieg der Brutto-
lohn- und -gehaltssumme gerechnet. Mit Blick auf 
die in der Frühjahrsprojektion unterstellte Lohn-
entwicklung ist auch in den Folgejahren zunächst 
noch mit recht kräftigen Zuwächsen zu rechnen, 
die zum Ende des Schätzzeitraums dann wieder ge-
ringer ausfallen dürften.

Einkommensteuer, Körperschaftsteuer und 
Gewerbesteuer

Für die gewinnabhängigen Steuern werden in die-
sem und im kommenden Jahr leichte Einnahmezu-
wächse erwartet. Bei der Körperschaftsteuer deu-
ten die Vorauszahlungen für das laufende Jahr 2023 
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zwar auf eine weiterhin grundsätzlich günstige 
Entwicklung der Unternehmensgewinne hin, der 
Einnahmeanstieg wird aber angesichts der sehr 
starken Vorjahresbasis sowie der angenommenen 
Zunahme der an körperschaftsteuerpflichtige Un-
ternehmen auszuzahlenden Forschungszulage kas-
senmäßig voraussichtlich nur gering ausfallen. 
Die Einnahmeerwartungen für die veranlagte Ein-
kommensteuer werden – ebenso wie bei der Lohn-
steuer – aufgrund der sich aus der Tarifanpassung 
durch das Inflationsausgleichsgesetz ergebenden 
Entlastungen gedämpft.

Im späteren Verlauf des Schätzzeitraums wird dann 
sowohl bei Körperschaftsteuer als auch veranlagter 
Einkommensteuer eine Entwicklung der Bemes-
sungsgrundlagen im Einklang mit der unterstell-
ten Entwicklung der Unternehmens- und Ver-
mögenseinkommen gemäß Frühjahrsprojektion 
angenommen. Daraus ergeben sich unter Berück-
sichtigung der Wirkung von Steuerrechtsänderun-
gen zunächst etwas kräftigere Wachstumsraten, 
die dann zum Ende des Schätzzeitraums wieder 
abflachen.

Auch für die den Gemeinden zufließende Gewer-
besteuer wird in diesem Jahr eine eher moderate 
Zuwachsrate erwartet. In den Folgejahren wird das 
Aufkommen voraussichtlich mit ähnlicher Dyna-
mik wie das Aufkommen von veranlagter Einkom-
mensteuer und Körperschaftsteuer wachsen.

Steuern vom Umsatz

Bei den Steuern vom Umsatz wird in diesem Jahr 
nur mit einem relativ geringen Zuwachs von 
1,6 Prozent gerechnet. Dabei geht von den Bemes-
sungsgrundlagen rechnerisch ein moderater Im-
puls aus (rund +3,5 Prozent). Beim privaten Konsum 
wird in der Frühjahrsprojektion preisbereinigt auf-
grund der Kaufkrafteinbußen durch die hohe Infla-
tion und erhöhter Unsicherheit nur mit einer weit-
gehenden Stagnation (-0,1  Prozent) im Jahr  2023 
gerechnet. In für die Steuern relevanter nomi-
naler Betrachtung ergibt sich daraus eine erwar-
tete Zuwachsrate (+5,4  Prozent) etwas unterhalb 
der unterstellten Inflationsrate von 5,9  Prozent 

(zum Zusammenhang zwischen der Inflations-
rate und der Entwicklung der Steuern vom Um-
satz siehe BMF-Monatsbericht vom April  20233). 
Geringer fällt der erwartete nominale Zuwachs bei 
den ebenfalls relevanten Wohnungsbauinvestitio-
nen aus, wobei preisbereinigt mit einem kräftigen 
Rückgang gegenüber dem Vorjahr gerechnet wird 
(s. u. zur Grunderwerbsteuer für die Gründe).

Dass die Einnahmeerwartung unterhalb der er-
warteten Entwicklung der Bemessungsgrundla-
gen liegt, ist auf die steuerliche Entlastung durch 
die temporäre Senkung des Umsatzsteuersatzes auf 
Gas und Fernwärme zurückzuführen. Umgekehrt 
wird für nächstes Jahr dann mit einem kräftigeren 
Anstieg der Steuern vom Umsatz gerechnet, was 
maßgeblich auf Basiseffekte durch das Auslaufen 
der temporären Senkung der Umsatzsteuersätze 
auf Gas und Fernwärme sowie für die Gastrono-
mie zurückzuführen ist. Im weiteren Schätzzeit-
raum liegt die erwartete Entwicklung dann im 
Wesentlichen im Einklang mit der unterstellten 
Entwicklung der Bemessungsgrundlagen gemäß 
Frühjahrsprojektion.

Grunderwerbsteuer

Bei der Grunderwerbsteuer wird in diesem Jahr mit 
einem starken Rückgang der Einnahmen um rund 
24 Prozent gerechnet. Hier dämpft die Eintrübung 
am Immobilienmarkt infolge der stark gestiege-
nen Baupreise und der verschlechterten Finanzie-
rungskonditionen die Aufkommensentwicklung 
merklich. Mit Blick auf die Bauinvestitionen ist 
keine rasche Erholung zu erwarten. Die Bauinves-
titionen werden zwar weiter von der hohen Nach-
frage nach Wohnraum gestützt, vor allem in den 
Ballungsräumen. Auftragseingänge und Auftrags-
bestand im Bau weisen aber einen deutlich rück-
läufigen Trend auf; auch die Baugenehmigungen 
haben deutlich nachgegeben. Neben den Baukos-
ten und der Materialknappheit dämpft auch der 
zunehmende Fachkräftemangel die Bautätigkeit. 
Insgesamt werden für die Grunderwerbsteuer im 

3 https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230613
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 9. bis 11. Mai 2023

weiteren Schätzzeitraum wieder Zuwächse erwar-
tet, aber kein Erreichen der sehr hohen Aufkom-
mensniveaus der Jahre 2021 und 2022.

Kapitalertragsteuern

Bei den Kapitalertragsteuern sorgen Sondereffekte 
für eine merkliche Schwankung der erwarteten 

Einnahmen in diesem und im nächsten Jahr, wo-
bei die Einnahmen grundsätzlich  – im Einklang 
mit der zu beobachtenden Entwicklung der Unter-
nehmensgewinne – aufwärtsgerichtet ausfallen. Im 
weiteren Schätzzeitraum ist angesichts des gegen-
über den Vorjahren gestiegenen Zinsniveaus wie-
der mit leicht steigenden Einnahmen aus Zinser-
trägen zu rechnen.

Entwicklung der Einnahmen aus verschiedenen Steuerarten und des nominalen BIP
Veränderungsraten der Kenngrößen in Prozent gegenüber Vorjahr

2023 2024 2025 2026 2027

Nominales BIP +6,1 +4,0 +2,8 +2,8 +2,8

Steuern insgesamt +2,8 +4,5 +4,9 +3,7 +3,1

Steuern vom Umsatz +1,6 +6,8 +4,0 +2,6 +2,6

Lohnsteuer +6,1 +7,0 +7,2 +5,5 +4,5

Veranlagte Einkommensteuer +0,8 +0,4 +6,2 +5,8 +4,4

Kapitalertragsteuern¹ +9,9 -5,1 +1,5 +1,4 +1,3

Körperschaftsteuer +0,4 +2,6 +6,6 +4,8 +3,1

Gewerbesteuer +1,7 +3,2 +6,7 +4,8 +3,1

Grunderwerbsteuer -24,1 +1,2 +6,1 +5,0 +3,4

Übrige Steuern +0,4 +2,3 +1,7 +1,1 +1,2

1 Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag und Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge.
Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen“

Tabelle 4
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Vergleich mit der 
vorangegangenen Schätzung 
vom Oktober 2022

Abweichungen der 
Steuereinnahmen insgesamt 
und der Einnahmen der 
Gebietskörperschaften

Im Vergleich zum Ergebnis der Oktober-Steuer-
schätzung 2022 ergibt sich für den Schätzzeitraum 
und insbesondere für die Jahre ab 2024 ein erhebli-
ches Minus aus der Steuerschätzung Mai 2023. Dies 
ist allein auf die Einbeziehung der im Oktober 2022 
noch nicht berücksichtigten Steuerrechtsände-
rungen zurückzuführen (s.  a. Abbildung  2, Balken 
„Steuerrechtsänderungen“). Aus der Ausgangsba-
sis der Steuereinnahmen zum Schätzzeitpunkt so-
wie vor allem der projizierten Entwicklung der 

einschlägigen gesamtwirtschaftlichen Eckwerte 
und Bemessungsgrundlagen sind dagegen insge-
samt leicht höhere Steuereinnahmen zu erwar-
ten als im Oktober 2022 prognostiziert (s. a. Abbil-
dung 2, Balken „Schätzabweichung“).

Die Belastung aus den Mindereinnahmen im Ver-
gleich zur Oktober-Steuerschätzung  2022 trägt 
der Bund im Zeitraum 2023 bis 2027 zu 47,1 Pro-
zent (Länder  43,6 Prozent; Gemeinden  9,1 Pro-
zent; EU 0,2 Prozent, s. a. Abbildung 3). Durch das 
noch nicht in die Steuerschätzung einbezogene 
KiTa-Qualitätsgesetz werden über die Zuweisung 
von Festbeträgen gemäß §  1  Finanzausgleichsge-
setz Umsatzsteueranteile vom Bund an die Län-
der zugewiesen. Würden die Auswirkungen des 
KiTa-Qualitätsgesetzes in die vorstehende Berech-
nung einbezogen, erhöhte sich der Anteil des Bun-
des an den Mindereinnahmen auf 49,7 Prozent und 
der Anteil der Länder sänke auf 41,0 Prozent.

Abweichung des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2023 
vom Ergebnis der Steuerschätzung Oktober 2022
in Mrd. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen basierend auf Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ 
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Abweichungen nach Steuerarten

Die Abweichungen in der Schätzung vom Mai 2023 
gegenüber der aus dem Oktober 2022 fallen vor al-
lem für die Lohnsteuer sehr beträchtlich aus. Dies 
ist maßgeblich auf die Berücksichtigung der Steu-
errechtsänderungen zurückzuführen. Die daraus 
resultierenden Entlastungen übersteigen die auf-
grund der höheren Projektion für die erwartete 
Entwicklung der Bruttolöhne und -gehälter zu er-
wartenden Mehreinnahmen im Saldo deutlich. 
Auch bei der veranlagten Einkommensteuer ist die 
Schätzabweichung maßgeblich auf die Wirkung 
der beiden Gesetze, Inflationsausgleichsgesetz und 
Jahressteuergesetz 2022, zurückzuführen.

Daneben sind vor allem die Erwartungen für die 
Entwicklung der Grunderwerbsteuer aufgrund der 
oben genannten gesamtwirtschaftlichen Fakto-
ren für den gesamten Schätzzeitraum spürbar nach 
unten angepasst worden, was sich in der prognosti-
zierten Entwicklung der Ländersteuern insgesamt 
widerspiegelt. Die etwas höheren Erwartungen ge-
genüber der Oktoberschätzung bei der Körper-
schaftsteuer, der Gewerbesteuer und den nicht ver-
anlagten Steuern vom Ertrag spiegeln vor allem die 
Kassenentwicklung wider. Dagegen ist die – gemes-
sen am Aufkommensvolumen der Steuer – leichte 
Abwärtsrevision der Erwartungen bei den Steuern 
vom Umsatz auf die Fortschreibung der gesamt-
wirtschaftlichen Bemessungsgrundlagen zurück-
zuführen. Eine Übersicht zu den Abweichungen bei 
zentralen Steuerarten bietet Tabelle 5.

Abweichung des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2023 
vom Ergebnis der Steuerschätzung Oktober 2022

in Mrd. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen basierend auf Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ 
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Abweichungen des Ergebnisses der Steuerschätzung Mai 2023 vom Ergebnis der 
Steuerschätzung Oktober 2022 nach Steuerarten

Fazit

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ erwartet in 
den Jahren  2023 bis  2027 weiterhin ansteigende 
Steuereinnahmen. Allerdings wurden die Einnah-
meerwartungen gegenüber der Schätzung aus dem 
Oktober  2022 deutlich zurückgenommen, was al-
lein auf die Wirkung der steuerlichen Entlastungs-
maßnahmen zurückzuführen ist; maßgeblich sind 
dabei das Inflationsausgleichsgesetz und das Jah-
ressteuergesetz  2022. Anders ausgedrückt: Die ge-
ringeren Einnahmeerwartungen reflektieren die 
umgesetzten Maßnahmen der Bundesregierung, 
um zusätzliche Belastungen der Bürgerinnen und 
Bürger durch die sogenannte kalte Progression zu 
verhindern. Lohnsteigerungen zum Ausgleich der 
Inflation kommen so tatsächlich an, inflationsbe-
dingte Steuermehrbelastungen werden vermieden. 
Das Jahressteuergesetz  2022 umfasst darüber hin-
aus u.  a. den vollständigen Sonderausgabenabzug 
für Altersvorsorgeaufwendungen bis zum Höchst-
betrag bereits ab 2023. Die steuerlichen Entlastun-
gen spiegeln sich auch in einer kurzfristig sinken-
den Steuerquote wider. Der Staat ist damit kein 
„Inflationsgewinner“ durch höhere Steuereinnah-
men in Relation zum BIP.

Aus der projizierten Entwicklung der einschlägi-
gen gesamtwirtschaftlichen Eckwerte und Bemes-
sungsgrundlagen sind dagegen leicht höhere Steu-
ereinnahmen zu erwarten als im Oktober  2022 
prognostiziert. Diesen potenziellen geringfügi-
gen Mehreinnahmen stehen mit Blick auf die 
Haushaltsplanung des Bundes allerdings deut-
lich höhere Belastungen etwa durch beschlossene 
Rechtsverpflichtungen gegenüber. Aus der Steuer-
schätzung ergeben sich also keine neuen finanziel-
len Spielräume.

Die Ergebnisse der Steuerschätzung sowie die ihr 
zugrundeliegende Frühjahrsprojektion sind im ak-
tuellen konjunkturellen Umfeld weiterhin mit ho-
her Schätzunsicherheit behaftet. Zuletzt wurde bei-
spielsweise die ausgewiesene Entwicklung des BIP 
im 1. Quartal 2023 durch das Statistische Bundes-
amt deutlich nach unten revidiert (s. a. Bericht zu 
den Steuereinnahmen und konjunkturellem Um-
feld im Mai  2023 in dieser Ausgabe). Es bestehen 
Abwärtsrisiken mit Blick auf die weitere konjunk-
turelle Entwicklung, die entsprechend negative 
Auswirkungen auf das Steueraufkommen haben 
könnten.

2023 2024 2025 2026 2027

Lohnsteuer -17.350 -23.950 -23.100 -22.200 -25.050

Veranlagte Einkommensteuer -1.350 -5.850 -6.200 -6.150 -6.500

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag +4.450 +2.600 +1.400 +1.450 +1.400

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge -950 -1.050 -1.050 -1.050 -1.100

Körperschaftsteuer +2.450 +2.100 +2.300 +2.550 +2.500

Steuern vom Umsatz -550 -1.800 -2.950 -3.650 -4.450

Gewerbesteuer +2.410 +1.300 +1.250 +1.700 +1.650

Bundessteuern zusammen -1.450 +460 -30 -1.155 -1.125

Ländersteuern zusammen -4.409 -4.611 -4.176 -3.841 -3.706

Grunderwerbsteuer -3.900 -4.200 -3.750 -3.400 -3.250

Gemeindesteuern (ohne Gewerbesteuer) +38 +57 +76 +95 +114

Zölle -50 -50 -50 -50 -50

Steuereinnahmen insgesamt -16.761 -30.794 -32.530 -32.301 -36.317

Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen“

Tabelle 5
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Bilanz des deutschen Zolls 2022

 ● Die deutsche Zollverwaltung vereinnahmte im Jahr 2022 insgesamt 163 Mrd. Euro. Davon 
entfielen 59,0 Mrd. Euro auf die Verbrauchsteuern, 86,6 Mrd. Euro auf die Einfuhrumsatzsteuer. 
6,8 Mrd. Euro wurden an Zöllen für die Europäische Union (EU) vereinnahmt.

 ● Im Jahr 2022 fertigte der Zoll über 391 Mio. Sendungen mit einem Wert von über 1,4 Bio. Euro 
im Warenverkehr mit Nicht-EU-Staaten ab.

 ● Der Zoll stellte im Jahr 2022 rund 29 Tonnen Betäubungsmittel sowie rund 64.000 artenge-
schützte Tiere, Pflanzen und daraus hergestellte Waren sicher. Zudem beschlagnahmte er 
gefälschte Waren im Wert von knapp 435 Mio. Euro.

 ● Im Jahr 2022 überprüfte die Finanzkontrolle Schwarzarbeit mehr als 53.000 Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgeber, um Schwarzarbeit, illegale Beschäftigung und Sozialleistungsbetrug zu bekämpfen. Es 
wurden mehr als 111.000 Strafverfahren und rund 48.000 Ordnungswidrigkeitenverfahren einge-
leitet. Zudem wurden Steuer- und Sozialversicherungsschäden von rund 686 Mio. Euro ermittelt 
und illegal erwirtschaftetes Vermögen in Höhe von 53,4 Mio. Euro abgeschöpft.

Einleitung

Am 23.  Mai  2022 begleitete Bundesfinanzminister 
Christian Lindner die Vorstellung der erfolgreichen 
Bilanz des deutschen Zolls für das Jahr 2022, die er 
gemeinsam mit der Präsidentin der Generalzolldi-
rektion Colette Hercher im Hamburger Hafen prä-
sentierte. Er würdigte die engagierte und äußerst 
professionelle Arbeit der rund 48.000  Zöllnerin-
nen und Zöllner. Mit der Erhebung und Durchset-
zung von Steuern und Abgaben leisten die Kolle-
ginnen und Kollegen des Zolls einen wesentlichen 
Beitrag zur Funktionsfähigkeit Deutschlands und 
der  EU. 391  Mio.  Warensendungen im Wert von 
über 1,4 Bio. Euro hat der deutsche Zoll im vergan-
genen Jahr sicher und schnell abgefertigt. Vor allem 
durch digitalisierte Verfahren gelingt es, dass die 
Lieferketten funktionieren und Waren für Verbrau-
cherinnen und Verbraucher sowie Unternehmen 
zur Verfügung stehen. Der Bundesfinanzminis-
ter verdeutlichte insbesondere auch die wichtige 
Rolle des deutschen Zolls als Partner der deutschen 
Wirtschaft.

Ergebnisse des Zolls 2022

Steuererhebung

Der Zoll erhob im Jahr 2022 163 Mrd. Euro Steuern 
und Zölle. Mit 86,6 Mrd. Euro entfielen mehr als die 
Hälfte der Einnahmen des vergangenen Jahres auf 
die Einfuhrumsatzsteuer. Auf die Verbrauchsteuern 
entfiel der zweitgrößte Anteil mit 59,0 Mrd. Euro. 

Verbrauchsteuern 
sind indirekte Steuern, die auf den Ver-
brauch oder Gebrauch bestimmter Wa-
ren erhoben werden und somit die Ein-
kommens- oder Vermögensverwendung 
belasten. Zu den bundesgesetzlich gere-
gelten Verbrauchsteuern gehören die Al-
koholsteuer, Alkopopsteuer, Biersteuer, 
Energiesteuer, Kaffeesteuer, Schaum-
weinsteuer, Stromsteuer, Tabaksteuer und 
Zwischenerzeugnissteuer.

35



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Juni 2023Bilanz des deutschen Zolls 2022

Erhobene Abgaben insgesamt 
in Mrd. Euro

Die drei aufkommensstärksten Verbrauchsteu-
ern im Jahr  2022 waren die Energiesteuer mit 
33,7 Mrd. Euro, die Tabaksteuer mit 14,2 Mrd. Euro 
und die Stromsteuer mit 6,8 Mrd. Euro. Für die EU 
wurden Zölle von 6,8 Mrd. Euro vereinnahmt. 

Warenabfertigung

Der Zoll hat im Jahr 2022 über 391 Mio. Warensen-
dungen im Wert von circa 756 Mrd. Euro abgefertigt. 

Mithilfe des softwaregestützten Abfertigungssys-
tems ATLAS fertigt der Zoll Einfuhren risikoorien-
tiert und sekundenschnell ab. Bei hohem Abferti-
gungsaufkommen stellt der Zoll die zeitnahe und 
reibungslose Abfertigung sicher, indem die Res-
sourcen  – der überregionale Einsatz von Kräften 
mittels elektronischer Unterstützung  – gebündelt 
werden.

Anzahl der Zollabfertigungen 
in Mio.

2020 2021 2022

I. Einnahmen für die EU

Zölle 4,7 5,1 6,8

II. Nationale Einnahmen

Verbrauchsteuern 63,2 62,6 59

Luftverkehrsteuer 0,3 0,6 1,1

Kraftfahrzeugsteuer 9,5 9,5 9,5

Einfuhrumsatzsteuer 50,8 63,2 86,6

Insgesamt 128,5 141 163

Quelle: Generalzolldirektion (Zolljahresstatistik 2022)

2020 2021 2022

Einfuhr (zum freien Verkehr) 79,8 103,4 149,3

Versandverfahren (eingehende und eröffnete) 6,4 7,9 7,8

Ausfuhr 165 241,1 234,2

Insgesamt 251,2 352,4 391,3

Quelle: Generalzolldirektion (Zolljahresstatistik 2022)

Tabelle 1

Tabelle 2
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Bilanz des deutschen Zolls 2022

Bekämpfung der Schwarzarbeit 
und illegalen Beschäftigung

Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit des Zolls (FKS) 
war auch im Jahr 2022 erfolgreich gegen Schwarz-
arbeit und illegale Beschäftigung im Einsatz. Rund 
8.600  Zöllnerinnen und Zöllner der FKS leiteten 
mehr als 111.000  Strafverfahren ein. Zudem wur-
den rund 48.000  Ordnungswidrigkeitenverfahren 
eingeleitet beziehungsweise von anderen Behör-
den übernommen. Die Prüf- und Ermittlungstä-
tigkeit der FKS sorgt für Fairness und Ordnung auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt.

Auch 2022 wurden bundesweite, regionale und ört-
liche Schwerpunktprüfungen, u. a. im Baugewerbe, 
Friseurhandwerk, Hotel- und Gaststättengewerbe, 
Speditions-, Transport- und Logistikgewerbe sowie 
Taxigewerbe durchgeführt.

Auch die Ermittlungs- und Ahndungstätigkeiten 
wurden mit unverminderter Intensität fortgeführt. 
Hochkriminelles Verhalten, dubiose Firmenge-
flechte und undurchsichtige Betrugssysteme wer-
den weiterhin erfolgreich aufgedeckt.

Wert der abgefertigten Waren 
in Mrd. Euro

Quelle: Generalzolldirektion (Zolljahresstatistik 2022)
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Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung

2020 2021 2022

Prüfung von Arbeitgebern 44.702 48.064 53.182

Eingeleitete und abgeschlossene Ermittlungsverfahren wegen Straftaten

Eingeleitete Ermittlungsverfahren wegen Straftaten 104.787 120.345 111.501

Abgeschlossene Ermittlungsverfahren wegen Straftaten 106.565 112.836 109.053

Summe der Geldstrafen aus Urteilen und Strafbefehlen (in Mio. Euro) 29,8 34,4 37,7

Summe der erwirkten Freiheitsstrafen (in Jahren) 1.827 1.624 1.383

Eingeleitete und abgeschlossene Ermittlungsverfahren wegen Ordnungswidrigkeiten

Begonnene (eingeleitete und von anderen Behörden übernommene) Ermittlungsverfahren wegen 
Ordnungswidrigkeiten

28.772 32.524 47.928

davon Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen Verstößen gegen Mindestarbeitsbedingungen nach 
AEntG, MiLoG und AÜG

4.259 3.243 3.640

Abgeschlossene Ermittlungsverfahren wegen Ordnungswidrigkeiten 52.173 40.462 38.786

davon Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen Verstößen gegen Mindestarbeitsbedingungen nach 
AEntG, MiLoG und AÜG

4.512 3.750 3.070

Schadenssummen und Steuerschäden

Summe der festgesetzten Geldbußen, Verwarnungsgelder und Einziehungsbeträge (in Mio. Euro) 46,4 35,5 32

Schadenssumme im Rahmen der straf- und bußgeldrechtlichen Ermittlungen (in Mio. Euro) 816,5 789,7 686,4

Steuerschäden aus Ermittlungsverfahren der Landesfinanzverwaltungen, die aufgrund von 
Prüfungs- und Ermittlungserkenntnissen des Zolls veranlasst wurden (in Mio. Euro)

66 55 28,3

Zusammengefasster Betrag der Vermögensabschöpfungsmaßnahmen (in Mio. Euro) 49,3 66,8 53,4

Quelle: Generalzolldirektion (Zolljahresstatistik 2022)

Bekämpfung der 
Rauschgiftkriminalität

Im Jahr  2022 stellte der Zoll rund 29  Tonnen Be-
täubungsmittel sicher und leistete damit einen 

großen Beitrag zum Schutz der Gesellschaft und 
der Wirtschaft.

Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität
in Kilogramm

Tabelle 3

Tabelle 4

2020 2021 2022

Heroin 424 222 179

Opium 35 62 79

Kokain 9.430 21.549 14.456

Amphetamine 1.124 1.318 590

Metamphetamine (Crystal) 79 381 281

Haschisch 1.586 949 1.136

Marihuana 3.346 7.411 8.372

Sonstige Betäubungsmittel 4.014 5.005 3.627

Amphetaminderivate (in Stück) 1.133.237 809.340 453.709

Quelle: Generalzolldirektion (Zolljahresstatistik 2022)
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Bekämpfung des 
Zigarettenschmuggels

Im Jahr 2022 wurden über 142 Mio. unversteuerte 
Zigaretten sichergestellt. Diese Anzahl stieg insbe-
sondere aufgrund mehrerer (Groß-)Sicherstellun-
gen. Oft handelt es sich bei Schmuggelzigaretten 
um Produktfälschungen, die besondere Gesund-
heitsrisiken in sich bergen. In gefälschten Zigaret-
ten lassen sich regelmäßig Giftstoffe wie Blei, Cad-
mium oder Arsen nachweisen. Der deutsche Zoll 
arbeitet, ebenso wie in anderen Deliktbereichen, 
auch bei der Bekämpfung des Zigarettenschmug-
gels eng mit den Partnerverwaltungen in den 
EU-Mitgliedstaaten sowie dem Europäischen Amt 
für Betrugsbekämpfung und weiteren internatio-
nalen Institutionen wie z. B. EUROPOL zusammen. 
Nur so lassen sich kriminelle Strukturen grenz-
überschreitend aufdecken und EU-weit verfolgen.

Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität (OK)

Der Zoll geht in enger Zusammenarbeit mit anderen 
Sicherheitsbehörden gegen organisiertes Verbre-
chen vor, bekämpft illegale Geldströme, Sanktions-
verstöße und Drogenkriminalität. Im vergangenen 
Jahr wurden durch den Zoll 121 OK-Verfahren, ins-
besondere im Bereich der Schwarzarbeit und der 
Rauschgiftkriminalität, geführt. Ermittlungsver-
fahren im Bereich der grenzüberschreitenden  OK 
sind in der Regel komplex und langwierig. Erfolge 
sind nur möglich, weil der Zoll hier national wie in-
ternational behördenübergreifend vernetzt ist. Die 
Aufteilung in die verschiedenen Deliktsbereiche 
kann dem nachfolgenden Schaubild entnommen 
werden.

Sichergestellte Zigaretten
in Mio. Stück

Quelle: Generalzolldirektion (Zolljahresstatistik 2022)
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Bekämpfung der Produktpiraterie

Der Zoll nimmt eine wichtige Rolle beim Schutz 
von Verbraucherinnen und Verbrauchern ein. Er 
zieht Waren aus dem Verkehr, die nicht den euro-
päischen Sicherheitsstandards entsprechen oder 
sogar gesundheitsgefährdend sind. Zudem obliegt 
dem Zoll eine Schlüsselrolle im Kampf gegen Mar-
ken- und Produktpiraterie.

Im vergangenen Jahr beschlagnahmte der Zoll ge-
fälschte Waren im Wert von circa 435  Mio.  Euro. 
Etwa 75 Prozent der gefälschten Waren stammten 
aus Asien. Meist handelte es sich um Mobiltelefone, 
elektronische Ausstattung, persönliches Zubehör 

wie Sonnenbrillen, Uhren und Schmuck sowie 
Körperpflegeprodukte, Schuhe und Bekleidung.

Erhalt der Artenvielfalt

Bei der Ein- und Ausfuhr überwacht der Zoll auch 
die Regeln zum Schutz von rund 5.600 seltenen oder 
vom Aussterben bedrohten Tier- und 30.000 Pflan-
zenarten. In 1.097  Fällen wurden rund 64.000  Ex-
emplare geschützter Tier- und Pflanzenarten sowie 
758 Kilogramm daraus hergestellter Waren sicher-
gestellt. Die Sicherstellungen erfolgten hauptsäch-
lich in Postsendungen und im Reiseverkehr.

Aufteilung OK-Verfahren nach Deliktsarten

Quelle: Generalzolldirektion (Zolljahresstatistik 2022)
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Bilanz des deutschen Zolls 2022

Aufgriffe und Sicherstellungen im Bereich Artenschutz und Produktpiraterie

2020 2021 2022

Bekämpfung der Produktpiraterie

Fälle von Grenzbeschlagnahmen 24.333 24.888 17.189

Wert beschlagnahmter Waren
(in Mio. Euro)

239 315 435

Artenschutz

Aufgriffe 1.240 1.130 1.097

Sicherstellungen (Tiere, Pflanzen, Objekte in Stück) 119.077 88.195 63.993

Quelle: Generalzolldirektion (Zolljahresstatistik 2022)

Tabelle 5
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Das Once-Only-Prinzip:  
für eine nutzerzentrierte, agile Verwaltung

 ● Mit dem Koalitionsvertrag 2021–2025 hat sich die Regierung das Ziel gesetzt, das Once-Only-Prin-
zip schnellstmöglich einzuführen sowie Rechtsbegriffe wie „Einkommen“ zu vereinheitlichen.

 ● Nach dem Once-Only-Prinzip reichen Bürgerinnen und Bürger oder Unternehmen bei der Be-
antragung von Verwaltungsleistungen ihre Daten und Nachweise „nur ein einziges Mal“ ein. Bei 
allen weiteren Anträgen nutzen die Behörden die bereits vorhandenen Daten und Nachweise.

 ● Lösungswege für dieses Vorhaben erarbeitet das von BMF, Bundeskanzleramt und der Freien 
Hansestadt Bremen initiierte ressort- und ebenenübergreifende Netzwerk „Once-Only: Markt-
platz und Datenmatching“.

 ● Moderne kollaborative Arbeitsmethoden wie Design Thinking, agiles Arbeiten und Design 
Sprints werden verwendet.

 ● Das Projekt baut bürokratische Hürden ab und zeigt: Verwaltung geht auch einfach.

Einleitung

In Deutschland gibt es mehr als 200  Verwal-
tungsleistungen, für die bei der Beantragung 
Daten zum „Einkommen“ angegeben werden 
müssen. Bürgerinnen und Bürger sowie Unter-
nehmen müssen immer wieder von Neuem die 
gleichen oder ähnliche Daten angeben, wodurch 
der Weg zu Verwaltungsleistungen oft unnötig 
mühsam wird, manchmal sogar beschwerlich. 
Das Projekt „Once-Only: Marktplatz und Daten-
matching“ hat das Ziel, das Verwaltungslabyrinth 
beim Begriff „Einkommen“ erstmalig sichtbar zu 
machen. Es werden Wege aus diesem Labyrinth 
gezeigt und Lösungsansätze erarbeitet, um die 
komplexen Strukturen zu beseitigen. Ganz nach 
dem Motto: Die Daten sollen laufen, nicht die 
Bürgerinnen und Bürger oder die Unternehmen.

Das Once-Only-Prinzip
„[…]  das Once-Only-Prinzip schnellstmöglich ein-
führen“ – dieses Vorhaben aus dem Koalitionsver-
trag  2021–2025 macht sich das Netzwerk „Once-
Only: Marktplatz und Datenmatching“ zur Aufgabe. 
Es bringt datengebende und datennehmende Be-
hörden zusammen.

Das Once-Only-Prinzip 
verfolgt das Ziel, dass Bürgerinnen und Bür-
ger sowie Unternehmen notwendige Anga-
ben nur noch ein einziges Mal an die Verwal-
tung übermitteln müssen. Mit Einwilligung 
der Betroffenen tauschen Behörden die Da-
ten untereinander aus und dürfen diese für 
andere Anliegen später wiederverwenden. 
Once-Only ist Ziel des Onlinezugangsge-
setzes, der Registermodernisierung und der 
Single-Digital-Gateway-Verordnung (EU-Ver-
ordnung für die Schaffung eines einheitlichen 
digitalen Zugangstors zur Verwaltung in der 
Europäischen Union).
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Das Once-Only-Prinzip: für eine nutzerzentrierte, agile Verwaltung

Bekräftigt wurde dieses Vorhaben durch den ge-
meinsamen Beschluss von Bundeskanzler Olaf 
Scholz und von den Regierungschefinnen und den 
Regierungschefs der Länder vom 8. Dezember 2022 
sowie die Beschlüsse des IT-Planungsrats aus den 
Jahren 2021 und 2022.

Der IT-Planungsrat 
ist das zentrale politische Steuerungsgremi-
um bei der Digitalisierung der öffentlichen 
Verwaltung in Deutschland. Er nimmt eine 
koordinierende Funktion in IT-Fragen von 
Bund und Ländern wahr und steuert die Ver-
waltungsdigitalisierung auf föderaler Ebene. 
Hierzu trifft er verbindliche Entscheidungen 
in Form von Beschlüssen.

Auf den ersten Blick wäre zu erwarten, dass zwei 
Behörden, die gleiche Daten benötigen, diese Da-
ten problemlos untereinander austauschen kön-
nen. In der Realität wird der Datenaustausch zwi-
schen einzelnen Behörden jedoch durch eine Reihe 
inhaltlicher, technischer, rechtlicher und organi-
satorischer Herausforderungen erschwert. Damit 
ein digitaler Datenaustausch zwischen Behörden 
gemäß dem Once-Only-Prinzip gelingt und Da-
ten der Verwaltung von der Verwaltung nachge-
nutzt werden können, braucht es sowohl die Har-
monisierung von Rechtsbegriffen als auch eine 
Inter operabilität der Daten in den Registern der 
deutschlandweit rund 11.000 Behörden.

Interoperabilität 
ist die Fähigkeiten verschiedener Systeme, 
sich zu verbinden, um beispielsweise Daten 
auszutauschen.

Vorteile des Once-Only-Prinzips

In der Verwaltung ermöglicht das Once-Only-Prin-
zip einen schnelleren und effektiveren Datenaus-
tausch. Der administrative Aufwand reduziert sich 

erheblich: Die vorhandenen Daten und Nachweise 
müssen nicht mehr überprüft werden, da sie bereits 
von einer anderen Behörde überprüft worden sind. 
Somit verringern sich Fehlerquoten und Falschan-
gaben werden vermieden. Ein verbesserter Daten-
austausch trägt auch dazu bei, dass Behörden mehr 
als bisher Hand in Hand zusammenarbeiten, um 
den Bürgerinnen und Bürgern die (Sozial-)Leistun-
gen zukommen zu lassen, die ihnen zustehen.

Den Bürgerinnen und Bürgern sowie den Unter-
nehmen wird der Zugang zu Verwaltungsleistun-
gen erheblich erleichtert. Sie müssen nicht mehr 
erneut Daten angeben und Nachweise einreichen, 
wenn den Behörden diese schon an anderer Stelle 
vorliegen. Dies spart ihnen Zeit, Geld, Wege und vor 
allem Nerven.

Ressort- und ebenen-
übergreifendes Netzwerk

Das Once-Only-Prinzip funktioniert nur, wenn Be-
hörden zusammenarbeiten. Deswegen initiierten 
BMF, Bundeskanzleramt und die Freie Hansestadt 
Bremen zusammen ein ressort- und ebenenüber-
greifendes Netzwerk mit Expertinnen und Exper-
ten von Bund, Ländern und Kommunen. Im BMF 
laufen derzeit alle Fäden zusammen: Von hier aus 
erfolgen die Organisation und die inhaltlichen 
Aufbereitungen der Arbeitsergebnisse des Netz-
werks. Es bringt Wissen aus verschiedenen Be-
reichen zusammen: Expertise zum Vollzug von 
Rechtsvorschriften, zur IT, zum Umgang mit Daten 
und zur jeweiligen Fachmaterie (etwa zum Eltern-
geld). Auf diese Weise wird die Abstimmung geför-
dert zwischen den Personen, die Rechtsvorschrif-
ten ausarbeiten, den Personen, die für den Vollzug 
dieser Rechtsvorschriften zuständig sind, und den 
Personen, die für den Vollzug IT-Lösungen entwi-
ckeln. Über 30 Behörden und Stellen sind im Netz-
werk aktiv und zeigen, dass der Bedarf an Lösungen 
zur Datennachnutzung für die Vereinfachung von 
Verwaltungsprozessen enorm groß ist.
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Abbildung 1: Das ressort- und ebenenübergreifende Netzwerk

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Regelmäßig treffen sich Netzwerkteilnehmerinnen 
und -teilnehmer in Präsenz oder in interaktiven 
Online-Formaten, um kreative Lösungsansätze für 
konkrete Herausforderungen der Once-Only-Um-
setzung zu entwickeln. Damit werden unterschied-
liche Perspektiven, vielfältige Erfahrungen sowie 
interdisziplinäre Expertise eingeholt und geteilt. 
Silo- und Konkurrenzdenken haben wegen der ver-
trauensvollen und hierarchiefreien Zusammenar-
beit keinen Platz.

Die Zusammenarbeit erfolgt nutzerzentriert: Durch 
persönliche Interviews mit Bürgerinnen und Bür-
gern sowie mit Unternehmen werden deren Blick-
winkel gezielt aufgenommen und bedacht. Das 
Projektteam verwendet das Prinzip des agilen Ar-
beitens und Techniken des Design Thinking, um 
die Kooperation im Netzwerk zu stärken und Win-
wins für alle Beteiligten zu schaffen. Vor allem setzt 
das Netzwerk so einen Anreiz für Behörden, Daten 
miteinander zu teilen.

Agiles Arbeiten 
setzt auf sich selbst organisierende Teams, 
enge Kommunikation und ein Schritt-für-
Schritt-Vorgehen. Dadurch lassen sich in 
kurzer Zeit nutzerzentrierte Leistungen ent-
wickeln. Aus dem Feedback der Nutzerin-
nen und Nutzer werden noch vorhandene 
Mängel frühzeitig erkannt und dann besei-
tigt. Agiles Projektmanagement fördert hohe 
Flexibilität und Lern- und Anpassungsfähig-
keit, Kreativität und Innovation sowie Of-
fenheit und hierarchiefreies Arbeiten.

Design Thinking 
ist eine Arbeitsmethode, um für praktische 
Probleme kreative Lösungsansätze zu fin-
den. Dabei stehen immer die Wünsche und 
Bedürfnisse der Nutzerinnen und Nutzer im 
Mittelpunkt.
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Das Once-Only-Prinzip: für eine nutzerzentrierte, agile Verwaltung

Durch gelebte Transparenz, direkten Wissensaus-
tausch und das Einholen von offenem Feedback ler-
nen alle, die am Netzwerk teilnehmen, permanent 
voneinander. Erfolge und das Erreichen von Zwi-
schenzielen werden stets aktiv im Netzwerk kom-
muniziert. Das Projekt ist dadurch ein erfolgreiches 
Beispiel für das Vorhaben aus dem Koalitionsver-
trag, feste ressort- und behördenübergreifende 
agile Projektteams und Innovationseinheiten zu 
etablieren und die Verwaltung moderner und agile 
zu gestalten.

Recherche und Analyse der 
Einkommensdaten

Im Mittelpunkt des Projekts „Once-Only: Markt-
platz und Datenmatching“ standen bislang vor-
rangig die Daten zum „Einkommen“. In Zusam-
menarbeit mit dem Netzwerk wurden mehr als 
200 Verwaltungsleistungen identifiziert, für die Da-
ten zum „Einkommen“ relevant sind. Um die Höhe 
der jeweiligen Verwaltungsleistung zu berechnen, 
wird meist nach der Höhe des „Einkommens“ ge-
fragt. Welche Einkünfte und Ausgaben dabei maß-
geblich sind, unterscheidet sich jedoch von Leis-
tung zu Leistung.

Wichtige Verwaltungsleistungen 
sind beispielsweise das Wohngeld, Bürger-
geld, BAföG oder die Hinterbliebenenrente. 
Sie haben mitunter erheblichen Einfluss auf 
die Lebensqualität vieler Bürgerinnen und 
Bürger.

Für diese Leistungen ist der Rechtsbegriff „Ein-
kommen“ jedoch nicht einheitlich definiert: Wäh-
rend beispielsweise der Einkommensbegriff der 
Einkommensteuer sieben Arten von Einkünf-
ten umfasst, sind beim Elterngeld Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung nicht Teil des 
„Einkommens“.

Um die inhaltlichen Abweichungen zwischen den 
Verwaltungsleistungen besser zu verstehen, hat 
das Projektteam eine Recherche und Analyse zu 
zehn Verwaltungsleistungen durchgeführt: BAföG, 
Bürgergeld, Bürgergeld-Aufstockung, Eltern-
geld, Wohngeld, Unterhaltsvorschuss, Hinterblie-
benenrente, Krankengeld, Kurzarbeitergeld und 
Mutterschaftsgeld.

Rechercheergebnisse: 
Einkommensbausteine in zehn 
Verwaltungsleistungen

In jeder Verwaltungsleistung bezieht sich der 
Rechtsbegriff „Einkommen“ auf verschiedene Ele-
mente, sogenannte Einkommensbausteine. Insge-
samt gibt es in den zehn untersuchten Leistungen 
mehr als 200  unterschiedliche Einkommensbau-
steine. Jedem hat das Projektteam die gesetzliche 
Grundlage zugeordnet.

Von den circa 200  Einkommensbausteinen der 
10 Leistungen werden:

 ● 44 Einkommensbausteine für eine einzige Ver-
waltungsleistung,

 ● 157 Einkommensbausteine für mehrere Ver-
waltungsleistungen und

 ● 29 Einkommensbausteine für mindestens fünf 
Verwaltungsleistungen abgefragt

In der Analyse zeigt sich:

 ● Viele einzelne Bausteine werden für mehrere 
Verwaltungsleistungen benötigt und bieten 
somit Potenzial für eine (digitale) Datennach-
nutzung.

 ● Ein Baustein, der in jeder Verwaltungsleistung 
abgefragt wird, ist das Einkommen aus nicht-
selbständiger Arbeit nach § 19 des Einkom-
mensteuergesetzes.
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Abbildung 2: Circa 200 Einkommensbausteine in zehn Verwaltungsleistungen

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Überschneidung der Einkommensbausteine zwischen den Leistungen Elterngeld und Wohngeld

Bei einem Vergleich zwischen den Leistungen Elterngeld und Wohngeld gibt es eine Überschneidung 
von circa 25 Prozent: Von den 141 Einkommensbausteinen, die für diese beiden Verwaltungsleistun-
gen abgefragt werden, werden 36 Einkommensbausteine sowohl bei Elterngeld als auch bei Wohngeld 
abgefragt.
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Das Once-Only-Prinzip: für eine nutzerzentrierte, agile Verwaltung

Abbildung 3.1 und 3.2: Überschneidung der Einkommensbausteine bei den 
Verwaltungsleistungen Elterngeld und Wohngeld
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Rechercheergebnisse: 
Einkommensbausteine und 
Einkommensteuererklärung

Die bereits erwähnten zehn Verwaltungsleistun-
gen wurden zusätzlich in Bezug auf die Einkom-
mensteuererklärung analysiert. Dabei konnten 
rund 300 Einkommensbausteine gefunden werden. 
Nur 15 Einkommensbausteine von den zehn analy-
sierten Verwaltungsleistungen werden nicht in der 
Einkommensteuererklärung abgefragt. Dies zeigt, 
dass durch die Einkommensteuererklärung viele 
Daten entstehen, die sich für eine weitere Nutzung 
durch andere Behörden eignen.

In der Praxis wird die Nutzung bereits vorhande-
ner Daten durch verschiedene Herausforderungen 
erschwert. Beispielsweise haben manche Verwal-
tungsleistungen einen anderen Bemessungszeit-
raum als den, der für die Berechnung der Einkom-
mensteuer zugrunde gelegt wird. So ist etwa für das 

Elterngeld das Einkommen der vergangenen zwölf 
Monate maßgeblich und nicht  – wie bei der Ein-
kommensteuer – das Einkommen des vergangenen 
Kalenderjahres. Inwieweit eine Harmonisierung 
des Bemessungszeitraums über Leistungen hinweg 
möglich ist und damit die Verfahren vereinfacht, ist 
vor dem Hintergrund der Zielgenauigkeit und Ge-
rechtigkeit der Leistungen abzuwägen.

Rechercheergebnisse: bestehende 
Verfahren zum Datenaustausch

Das Projektteam hat 140  Beziehungen zwischen 
Institutionen gefunden, die bereits Daten zum Ein-
kommen digital untereinander austauschen. An 
diesen Verfahren zum Datenaustausch sind 33 In-
stitutionen beteiligt, die Daten bereitstellen, und 
22 Institutionen, die Daten empfangen.
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Abbildung 4: Überschneidung der Einkommensbausteine der zehn Verwaltungsleistungen  
mit Daten der Einkommensteuererklärung
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Die Analyse der Verfahren zum Datenaustausch 
deckte weitere Möglichkeiten für das Once-On-
ly-Verfahren auf. Zwei besonders häufig abgefragte 
Datensammlungen werden zwischen Behörden 
ausgetauscht:

 ● Ein Austausch von Daten rund um das Ein-
kommen aus nichtselbständiger Arbeit findet 
bereits über das Verfahren der Rentenversiche-
rungsträger „Bescheinigungen Elektronisch 
Anfordern“ (rvBEA) statt.

 ● Viele Daten zu Entgeltersatzleistungen laufen 
über das Netz der Gesetzlichen Krankenversi-
cherungen (GKVnet).

Da diese ausgetauschten Daten auch in ande-
ren Verwaltungsleistungen benötigt werden, bie-
ten diese beiden Verfahren Anknüpfungspunkte, 
um schnell weitere Datennachnutzungen zu 
ermöglichen.

rvBEA 
ist ein Abrufverfahren, das den elektroni-
schen Datenaustausch zwischen den Arbeit-
gebern und den Rentenversicherungsträgern 
verstärkt.

GKVnet 
ist eine Anwendung, die den sicheren und 
schnellen Datenaustausch im Bereich des 
Gesundheits- und Sozialwesens ermöglicht.
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Das Once-Only-Prinzip: für eine nutzerzentrierte, agile Verwaltung

Abbildung 5: Bereits existierende Datenaustauschverfahren für Einkommensdaten

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Umsetzung von Anwendungs-
fällen des Once-Only-Prinzips

Anhand der Rechercheergebnisse arbeitet das 
Projektteam an evidenzbasierten Anwendungs-
fällen, um praxisnah Wissen zur Einführung des 
Once-Only-Prinzips zu generieren. Im Netzwerk 
werden potenzielle Datenlieferanten und Daten-
nachnutzer verbunden und der digitale Austausch 
von Daten zum „Einkommen“ zwischen Behörden 
wird erprobt und skaliert. Das Projektteam initi-
iert, berät und unterstützt das Realisieren des Da-
tenteilens. Gemeinsam werden Lösungskonzepte 
zu Fragen der inhaltlichen, technischen, rechtli-
chen und organisatorischen Interoperabilität ent-
wickelt. Erprobt werden die Anwendungsfälle in 
Design Sprints.

Design Sprint 
bedeutet, dass in nur kurzer Zeit (Sprint) 
ein Grundkonzept (Design) entwickelt wird. 
Meist dauert der Design Sprint nur einige 
Wochen. Der Vorteil des Design Sprints ist 
die effiziente und iterative Zusammenarbeit 
zwischen verschiedenen interdisziplinären 
Teams innerhalb der Verwaltung. Dadurch 
können schnell gemeinsame Ideen entwi-
ckelt, in die Tat umgesetzt und mit Nutzerin-
nen und Nutzern erprobt werden.

Der Schwerpunkt der aktuellen Anwendungsfälle 
liegt auf Daten zum „Einkommen“, die in mehreren 
Verwaltungsleistungen abgefragt werden und für 
die es bereits Verfahren zum Datenaustausch gibt. 
Ein solcher Anwendungsfall ist beispielsweise in 
der Freien Hansestadt Bremen der digitale Antrag 
auf Elterngeld: „Einfache Leistungen für Eltern“. 
Hier gibt es eine Schnittstelle zur Rentenversiche-
rung, über die der Arbeitgeber Daten zum Einkom-
men aus nichtselbständiger Arbeit automatisch der 
zuständigen Behörde übermittelt, wenn die Person, 

49



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Juni 2023Das Once-Only-Prinzip: für eine nutzerzentrierte, agile Verwaltung

die Elterngeld beantragt, dieser Datenübermitt-
lung zustimmt. Das Elterngeld benötigt noch mehr 
Einkommensbausteine. Auch diese können ohne 
große Umstände in das digitale Verfahren einge-
bunden werden.

Die Anwendungsfälle zeigen, dass das Once-On-
ly-Prinzip funktioniert und sich unter den Behör-
den Daten zum „Einkommen“ austauschen las-
sen. Der gemeinsame Austausch im Netzwerk 
informiert über Erfolge aus den bisherigen Anwen-
dungsfällen und zeigt konkrete Positivbeispiele, die 
zur Umsetzung bei eigenen Anwendungsfällen er-
mutigen und befähigen.

Ausblick

Für die weitere Umsetzung des Once-Only-Prin-
zips müssen zentrale Rechtsbegriffe, wie z.  B. der 
Rechtsbegriff des „Einkommens“, harmonisiert 
werden. Dies kann etwa durch ein Rechtsbegriffs-
bestimmungsgesetz gelingen. In dem Gesetz wer-
den Rechtsbegriffe eindeutig und klar definiert. 
Gleiches wird gleich und Ungleiches ungleich be-
zeichnet. Zusätzlich wird für die semantische und 
technische Interoperabilität der Daten ein Data Re-
pository benötigt. Dieses erfasst, in welchen Re-
gistern und Fachverfahren welche Rechtsbegriffe 
wie semantisch und technisch abgebildet sind. 
Den Grundstein dafür legen die Verwaltungsda-
ten-Informationsplattform, die Registerlandkarte, 
der Datenatlas und die Standards der Koordinie-
rungsstelle für IT-Standards. Das Projekt „Once-
Only: Marktplatz und Datenmatching“ fördert 
und begleitet die Umsetzung dieser Empfehlun-
gen. Um weitere Erkenntnisse in der Umsetzung 
des Once-Only-Prinzips zu sammeln, arbeitet das 
Netzwerk in den nächsten Monaten an weiteren, 
praxisnahen Anwendungsfällen.

50



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Juni 2023

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Treffen des G7-Finanzstrangs in Japan

 ● Vom 11. bis 13. Mai 2023 fand das diesjährige Haupttreffen der G7-Finanzministerinnen und 
-minister und -Notenbankgouverneurinnen und -gouverneure unter japanischer Präsident-
schaft in Niigata, Japan, statt.

 ● Eine Besonderheit des Treffens war, dass die japanische Präsidentschaft neben den G7-Ländern 
und internationalen Organisationen im Rahmen eines Partnerdialogs auch Nicht-G7-Länder 
eingeladen hatte. So waren Vertreterinnen und Vertreter von Indonesien, Indien, Brasilien, Sin-
gapur, Südkorea und den Komoren anwesend. Der ukrainische Finanzminister Sergii Marchenko 
nahm, wie bereits bei vergangenen Treffen, virtuell an der Diskussion zur Unterstützung der 
Ukraine teil.

 ● Mehr als ein Jahr nach Beginn des russischen Angriffskriegs steht die G7 solidarisch an der 
Seite der Ukraine. Die enge Koordinierung der finanziellen Unterstützung der Ukraine bleibt 
für Deutschland und die G7 von höchster Priorität. Weitere Themenschwerpunkte waren die 
weitere Verbesserung der Durchsetzung der Sanktionen gegen Russland, die Reform der multi-
lateralen Entwicklungsbanken sowie die sich verschärfende Schuldensituation der Niedrigein-
kommensländer.

 ● Vor dem Hintergrund des anhaltenden völkerrechtswidrigen Angriffskriegs Russlands gegen die 
Ukraine und den damit verbundenen Herausforderungen für die Arbeiten in der G20, der Russ-
land angehört, wurde deutlich: Die effektive und enge Kooperation der G7 ist wichtiger denn je. 
Gleichzeitig war die Einladung bedeutender Partnerländer außerhalb der G7 ein starkes Zeichen 
für die Offenheit der G7, insbesondere gegenüber Ländern des Globalen Südens.

 ● Die Ergebnisse des Treffens der G7-Finanzministerinnen und -minister und -Notenbankgouver-
neurinnen und -gouverneure wurden in einem gemeinsamen Kommuniqué festgehalten. Die 
Ausführlichkeit des Kommuniqués ist Zeugnis der Vielzahl und Komplexität derzeitiger globaler 
Herausforderungen. Aus deutscher Sicht ist unerlässlich, dass die Stärkung des freien, fairen 
und regelbasierten multilateralen Systems bei der Adressierung dieser Herausforderungen im 
Vordergrund steht.

G7 in Niigata begleitet von 
Partnerländern

Bundesfinanzminister Christian Lindner und Bun-
desbankpräsident Dr.  Joachim Nagel trafen in Ni-
igata nicht nur wie sonst üblich die Kolleginnen 
und Kollegen der G7-Finanzministerien und -Zen-
tralbanken. Als Zeichen der globalen Offenheit 
der  G7 waren auf Einladung Japans auch die Fi-
nanzministerinnen und -minister von Indonesien, 

Indien und Brasilien (G20-Troika der vergangenen, 
aktuellen und kommenden G20-Präsidentschaf-
ten), den Komoren (aktueller Vorsitz der Afrikani-
schen Union) sowie von Südkorea und Singapur 
anwesend. Die Vertreterinnen und Vertreter der 
Partnerländer nahmen an einer Auswahl an Sitzun-
gen in den Bereichen Entwicklungsfinanzierung, 
Reform der multilateralen Entwicklungsbanken 
und Schuldensituation in Niedrigeinkommenslän-
dern teil.
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Neben den Delegierten der einzelnen Staaten so-
wie der Europäischen Kommission und der Euro-
gruppe nahmen wie üblich auch die Spitzen des 
Internationalen Währungsfonds (IWF), der Welt-
bankgruppe, der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und des 
Financial Stability Board teil.

Im Jahr 2022 hatte Deutschland die Präsidentschaft 
der G7 inne. Zu Beginn dieses Jahres ging die Prä-
sidentschaft der G7 dann von Deutschland auf Ja-
pan über. Dabei war es für Deutschland ein beson-
deres Anliegen, bei wichtigen Themen Kontinuität 
zu gewährleisten, insbesondere im Hinblick auf die 
Unterstützung der Ukraine und den Austausch zu 
weltwirtschaftlichen Herausforderungen. Mit dem 
Thema Wirtschaftsresilienz und -sicherheit hat die 
japanische Präsidentschaft einen wichtigen neuen 
Schwerpunkt im G7-Finanzstrang gesetzt.

Der G7-Gipfel auf Ebene der Staats- und Regie-
rungschefinnen und -chefs fand eine Woche später 
vom 19. bis 21. Mai in Hiroshima statt. Im Gegen-
satz zum G7-Finanzstrang ist dort die Einladung 
von Gastländern üblich und war auch dieses Jahr 
wieder Teil des Programms.

Der G7-Finanzstrang 
 
In der Gruppe der Sieben, kurz G7, stim-
men die Staats- und Regierungschefin-
nen und -chefs der sieben führenden Wirt-
schaftsstaaten (Deutschland, Frankreich, 
Italien, Japan, Kanada, USA und Vereinig-
tes Königreich) und der Europäischen Union 
gemeinsame Positionen zu globalen politi-
schen Themen ab. Daneben hat sich der so-
genannte G7-Finanzstrang („Finance Track“) 
als eigenständiger Strang der G7-Kooperati-
on herausgebildet. Im G7-Finanzstrang tau-
schen sich die Finanzministerinnen und -mi-
nister und die Notenbankgouverneurinnen 
und -gouverneure zur internationalen Wirt-
schafts- und Finanzpolitik aus. Dabei wer-
den sowohl aktuelle Herausforderungen 
als auch längerfristige Themen besprochen. 
Diese Themen können vor dem Hintergrund 
der engen weltwirtschaftlichen Verflech-
tungen nur gemeinsam und in enger Zu-
sammenarbeit vorangebracht werden. Wäh-
rend der japanischen G7-Präsidentschaft 
im Jahr 2023 finden mehrere Treffen der Fi-
nanzministerinnen und -minister und No-
tenbankgouverneurinnen und -gouverneu-
re statt. Das Haupttreffen fand vom 11. bis 
13. Mai 2023 in Niigata, Japan, statt.

Solidarität mit der Ukraine 
bleibt höchste Priorität

Zu Beginn des Treffens in Niigata wurde über wei-
tere konkrete Schritte zur Unterstützung der Ukra-
ine beraten. Auf Einladung der japanischen G7-Prä-
sidentschaft wurde der ukrainische Finanzminister 
Sergii Marchenko für den Austausch virtuell zuge-
schaltet. Bundesfinanzminister Christian Lindner 
fand dabei klare Worte: „Wir gehen nicht zur Rou-
tine über.“ Die  G7 müsse die Ukraine gemeinsam 
unterstützen, solange es nötig sei.

Als Erfolg konnte festgehalten werden, dass sich die 
bisherigen internationalen Finanzierungszusagen 
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Treffen des G7-Finanzstrangs in Japan

an die Ukraine für das Jahr  2023 bis Anfang  2024 
auf insgesamt 44  Mrd.  US-Dollar belaufen, womit 
die gegenwärtigen externen Finanzierungsnot-
wendigkeiten gedeckt sind. Auch über Fortschritte 
des vor kurzem angelaufenen IWF-Programms 
für die Ukraine, das die Ukraine dabei unterstützt, 
eine nachhaltige makroökonomische Stabilisie-
rung zu erreichen, wurde beraten. Die enge inter-
nationale Abstimmung bei der Unterstützung der 
Ukraine bleibt für Deutschland von höchster Prio-
rität. Für die Koordinierung der internationalen Fi-
nanzierungshilfen für die Ukraine wurden im Zuge 
der deutschen G7-Präsidentschaft im vergangenen 
Jahr wichtige Grundsteine gelegt.

Thematisiert wurde neben dem kurzfristigen Fi-
nanzierungsbedarf der Ukraine auch die not-
wendige Reparatur kritischer Infrastruktur sowie 
Strukturen für die längerfristige Unterstützung 
beim Wiederaufbau. Große Einigkeit bestand in 
diesem Kontext hinsichtlich der Notwendigkeit, 
verstärkt auch private Ressourcen zu mobilisieren.

Die  G7 bekräftigte zudem ihre Entschlossenheit, 
Sanktionen und andere wirtschaftliche Maßnah-
men gegen Russland zu verhängen und durchzu-
setzen, um dessen Fähigkeit zur Führung des An-
griffskriegs gegen die Ukraine weiter zu schwächen.

Schulden, Entwicklungs finan-
zierung und wirtschaftliche 
Resilienz im Fokus

Die im Zuge des russischen Angriffskriegs gegen 
die Ukraine weltweit gestiegenen Energie-, Roh-
stoff- und Lebensmittelpreise belasten insbeson-
dere ärmere Staaten stark. In Kombination mit 
auch schon vor der Corona-Pandemie schnell ge-
wachsenen Schulden und den global stark gestie-
genen Zinsen sehen sich viele Länder im Globalen 
Süden einer schwindenden Schuldentragfähig-
keit gegenüber. Das G20-Rahmenwerk zur Schul-
denbehandlung („Common Framework for Debt 
Treatments“) ist angesichts der sich verschärfen-
den Schuldenlage als koordinierendes Instrument 

für Schuldenrestrukturierungen in Niedrigein-
kommensländern zentral. Eine enge Koordinie-
rung der G7 ist dabei unerlässlich. Die G7 verstän-
digte sich in Niigata, auf eine Beschleunigung der 
Schuldenrestrukturierungen besonders kritischer 
Länderfälle hinzuwirken. Dass dabei auch private 
Gläubiger noch enger einbezogen werden müssen, 
war breiter Konsens. Fortschritte in diesen Berei-
chen waren auch Bundesfinanzminister Christian 
Lindner ein besonderes Anliegen.

Mit Blick auf die besonderen Herausforderun-
gen, vor denen die Länder des Globalen Südens 
stehen, empfiehlt die  G7 den multilateralen Ent-
wicklungsbanken, die Überprüfung und Umge-
staltung ihrer Geschäftsmodelle zu beschleunigen, 
um grenzüberschreitende Herausforderungen wie 
Klimawandel, Pandemien und Armutsbekämp-
fung besser begegnen zu können. Für Deutschland 
ist es dabei wichtig, Wege zur Kapazitätserhöhung 
der multilateralen Entwicklungsbanken zu finden, 
die deren Stabilität nicht beeinträchtigen. Kon-
krete Ergebnisse der Reformprozesse werden im 
Verlauf des Jahres insbesondere beim Treffen der 
G20-Finanzministerinnen und -minister und -No-
tenbankgouverneurinnen und -gouverneure Mitte 
Juli 2023 in Gandhinagar, Indien, sowie bei der Jah-
restagung von IWF und Weltbank im Oktober 2023 
erwartet.

Vor dem Hintergrund gestiegener geopolitischer 
Spannungen beriet die G7 auch zum Thema Wirt-
schaftsresilienz und -sicherheit. Japan legt dabei als 
Präsidentschaft den Fokus auf die Widerstandsfä-
higkeit globaler Lieferketten. Im G7-Finanzstrang 
wird dabei schwerpunktmäßig über Maßnahmen 
gegen einseitige Abhängigkeiten in den globa-
len Wertschöpfungsketten von Batterien und Fo-
tovoltaikanlagen beraten. Diese sind unabdingbar 
für den Erfolg der grünen Transformation, auch in 
Deutschland. Während sich Arbeiten hierzu in an-
deren G7-Arbeitssträngen auf den Zugang zu und 
die nachhaltige Gewinnung von kritischen Roh-
stoffen konzentrieren, zielt Japan im Finanzstrang 
darauf ab, die Rolle von Ländern mit niedrigen und 
mittleren Einkommen in nachgelagerten Produk-
tionsstufen mit höherer Wertschöpfung zu stärken. 
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Ein neues darauf zugeschnittenes Programm der 
Weltbank soll helfen, durch Entwicklung neuer 
Produktionskapazitäten in Ländern des Globa-
len Südens Lieferketten zu diversifizieren und da-
mit ihre Resilienz langfristig zu erhöhen. Dies dient 
auch einer nachhaltigen Stärkung ihrer Wachs-
tumsaussichten und der Armutsbekämpfung.

Fazit

In Niigata wurde deutlich: Die globalen Herausfor-
derungen sind vielfältig und komplex, die Unwäg-
barkeiten für die Weltwirtschaft bleiben hoch. Mit 
Blick auf geoökonomische Herausforderungen hat 
Deutschland ein starkes Interesse an der Vertiefung 
der multilateralen Zusammenarbeit, um Fragmen-
tierungsrisiken im globalen Wirtschaftsgefüge ent-
gegenzutreten. Angesichts dessen ist es aus deut-
scher Sicht insbesondere zu begrüßen, dass die 

G7-Finanzministerinnen und -minister und -No-
tenbankgouverneurinnen und -gouverneure sich 
entschieden dafür ausgesprochen haben, Risiken 
zu mindern, jedoch einer Entkopplung entgegen-
zuwirken. Dabei haben sie sich klar zur Stärkung 
des freien, fairen und regelbasierten multilatera-
len Systems bekannt. Der engen Abstimmung der 
internationalen Finanzpolitik im G7-Finanzstrang 
kommt dabei eine entscheidende Rolle zu. Das zum 
Abschluss des Treffens in Niigata veröffentlichte 
Kommuniqué verdeutlicht zudem die gemeinsame 
Positionierung der G7 mit Blick auf die Reformen 
der multilateralen Entwicklungsbanken, der un-
entwegten Unterstützung der Ukraine sowie der 
Beschleunigung der Schuldenrestrukturierungen 
besonders kritischer Länderfälle. Die geeinte Spra-
che legte damit einen wichtigen Grundstein für das 
Kommuniqué des Gipfels der G7-Staats- und -Re-
gierungschefinnen und -chefs in der Folgewoche in 
Hiroshima.

Abbildung 1: G7-Finanzstrang in Japan 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats 
beim BMF – „US-Inflation Reduction Act: 
Implikationen für Europa“

 ● Der Beirat rät davon ab, dass die Europäische Union (EU) mit neuen Subventionsprogrammen 
auf den IRA reagieren sollte. Mehr schuldenfinanzierte Ausgaben infolge eines Subventions-
wettlaufs würden in der EU den Inflationsdruck verstärken und die Geldpolitik veranlassen, die 
Zinsen zu erhöhen.

 ● Außerdem empfiehlt er, dass die EU keine Handelshemmnisse im Bereich der für die Dekarbo-
nisierung wichtigen Güter einführen sollte. In Zeiten von Angebotsverknappungen und Liefer-
schwierigkeiten wäre eine Abschottung des heimischen Markts in besonderer Weise selbstschä-
digend.

 ● Gutachten und Stellungnahmen des unabhängigen Wissenschaftlichen Beirats sind als Beitrag 
zum allgemeinen Diskurs zu verstehen und geben nicht notwendigerweise die Meinung des 
BMF wieder.

 ● Es handelt sich beim folgenden Artikel um die Kurzfassung einer Stellungnahme des Wissen-
schaftlichen Beirats. Die Langfassung wurde auf der Website des BMF veröffentlicht.1

Die Debatte über den 
Inflation Reduction Act

Die Verabschiedung des Inflation Reduction Act 
(IRA) in den USA im August  2022 hat in Europa 
eine intensive Debatte darüber ausgelöst, ob der 
Industriestandort Europa bedroht ist. Der IRA be-
inhaltet Subventionen für Industrien im Bereich 
des Klimaschutzes, kombiniert mit protektionis-
tischen Elementen, die Unternehmen mit Stand-
orten in Ländern ohne US-Freihandelsabkommen 
benachteiligen. Das wirft die Frage auf, ob die  EU 
ihrerseits protektionistische Maßnahmen ergreifen 
oder ein Freihandelsabkommen mit den USA an-
streben sollte.

1 https://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20230661

Die Diskussion über den IRA ist darüber hinaus im 
Kontext der veränderten geopolitischen Lage und 
wachsender Sorgen über Abhängigkeiten der euro-
päischen Wirtschaft von Importen wichtiger Güter 
zu sehen. Dieser Beitrag diskutiert, wie die europäi-
schen Staaten auf den IRA reagieren sollten.

Was sind die Inhalte des IRA?

Beim IRA handelt es sich um ein komplexes Geset-
zeswerk, dessen Kern in Subventionen und Steuer-
gutschriften für die Produktion klimafreundlicher 
Energien und für Investitionen in Anlagen für die 
Herstellung klimafreundlicher Güter wie Wärme-
pumpen, Batterien oder Solarzellen sowie Zuschüs-
sen für Elektroautos besteht. Das geplante Volumen 
dieser Subventionen beträgt 369  Mrd.  US-Dol-
lar über einen Zeitraum von zehn Jahren. Die Sub-
ventionen sind in vielen Fällen daran gebunden, 
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dass die Produkte in den USA hergestellt werden 
oder in Ländern, die mit den USA ein Freihandels-
abkommen abgeschlossen haben (Local-Con-
tent-Klauseln). Hinzu kommen Steuererhöhungen 
für Unternehmen, darunter die Einführung einer 
Mindeststeuer auf Gewinne von Unternehmen ab 
1 Mrd. US-Dollar Umsatz.

Folgen für Europa und 
Deutschland

Es ist damit zu rechnen, dass der IRA die Kapital- 
und Handelsströme zwischen Europa und den USA 
beeinflussen wird. Soweit in Europa Produkte her-
gestellt werden, die unter die Förderung fallen, ent-
stehen auch für europäische Unternehmen neue 
Absatzchancen. Das gilt allerdings nur in dem Um-
fang, in dem diese Produkte nicht durch Local-Con-
tent-Klauseln von der Förderung ausgeschlossen 
sind. Diese Klauseln schaffen Anreize für europä-
ische Firmen, Produkte für den amerikanischen 
Markt in größerem Umfang in den USA herzustel-
len oder sogar in den USA hergestellte und geför-
derte Produkte zu exportieren, auch nach Europa.

Subventionen für saubere 
Technologien in der EU und 
den USA

Sowohl in der EU als auch in den USA existierten 
schon vor dem IRA umfangreiche Subventionspro-
gramme zur Förderung der Dekarbonisierung der 
Wirtschaft. Diese Programme sind in der EU aller-
dings deutlich ausgeprägter. Vor allem die Förde-
rung erneuerbarer Energien ist in der EU deutlich 
stärker ausgeprägt als in den USA, auch unter Be-
rücksichtigung des IRA (s. a. Tabelle 1).

Ein ähnliches Bild ergibt sich, wenn man allein die 
Mittel betrachtet, die durch den Fonds Next Gene-
ration EU (NGEU) bereitgestellt werden sollen. Der 
Umfang dieses Fonds liegt nach aktuellen Preisen 
bei gut 800 Mrd. Euro, die schon bis zum Jahr 2026 
ausgegeben werden sollen. Mindestens 37  Pro-
zent dieser Mittel, also 296  Mrd.  Euro, fließen in 
die sogenannte grüne Transformation. Hinzu kom-
men vielfältige Förderungen auf der Ebene der 
Mitgliedstaaten.

Ziele der Förderung „sauberer“ 
Industrien

In der Diskussion um neue Subventionstöpfe wird 
nicht immer deutlich gemacht, was das Ziel dieser 
Subventionen ist. Im Fall des IRA geht es um Klima-
schutz, aber auch um verschiedene Aspekte der In-
dustriepolitik bis hin zu geoökonomischen Überle-
gungen. Für eine rationale Reaktion seitens der EU 
ist es wichtig, für Klarheit über die Ziele zu sorgen, 
die mit dieser Reaktion verfolgt werden.

Erwartete Subventionen für die Dekarbonisierung 2022 bis 2031

USA EU

Prämie E-Autos 7.500 US-Dollar 6.000 Euro

Dekarbonisierung Industrieproduktion 37 Mrd. US-Dollar 35 Mrd. Euro

Erneuerbare Energien 208 Mrd. US-Dollar 800 Mrd. Euro

Quelle: Kleimann, D., N. Poitiers, A. Sapir, S., Tagliapietra, N. Véron, R. Veugelers und J. Zettelmeyer (2023), How Europe should answer 
the US Inflation Reduction Act, Bruegel Policy Contribution Issue n˚04/23|February 2023

Tabelle 1
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Senkung von 
Treibhausgasemissionen

In den USA liegt zumindest das erklärte Ziel des 
IRA darin, Treibhausgasemissionen zu senken. In 
Europa wird dieses Ziel zumindest im Industrie-
bereich stärker als in den USA durch Steuern und 
Regulierungen verfolgt, insbesondere durch den 
CO2-Emissionszertifikatehandel.

Wenn die USA im Rahmen des IRA ihre Anstren-
gungen zum Abbau von Treibhausgasemissionen 
verstärken, ist dies aus der Sicht der EU zu begrü-
ßen, denn Klimaschutz ist ein globales öffentliches 
Gut. Dass die  EU nun ihrerseits ihre Anstrengun-
gen erhöhen oder ihre Klimaschutzpolitik ändern 
sollte, folgt daraus jedoch nicht.

Standortwettbewerb um 
Industrieansiedlungen

Im Rahmen des internationalen Standortwettbe-
werbs um industrielle Investitionen setzen sowohl 
die USA als auch die EU eine Reihe von Instrumen-
ten ein. Der IRA bringt allerdings keine flächende-
ckende Verbesserung der steuerlichen Standortbe-
dingungen in den USA mit sich, sondern eher eine 
Kombination aus Steuererhöhungen und Steuer-
senkungen, die letztlich zu Steuermehreinnahmen 
führen soll. In den durch den IRA geförderten Be-
reichen wird es per saldo sicherlich attraktiver, in 
den USA zu investieren, in anderen Bereichen we-
gen der Steuererhöhungen jedoch eher weniger at-
traktiv. Dabei ist allerdings zu bedenken, dass die 
USA im Jahr 2017 mit dem Tax Cuts and Jobs Act die 
Unternehmenssteuern deutlich gesenkt und inso-
fern den Steuerwettbewerb verstärkt haben.

Dass die europäischen Staaten darauf achten, ihre 
Wettbewerbsfähigkeit bei den allgemeinen steuer-
lichen Rahmenbedingungen zu wahren, ist wich-
tig. Sich in der internationalen Standortkonkur-
renz auf einen Subventionswettbewerb um die 

Ansiedlung einzelner Industrieprojekte einzu-
lassen, ist allerdings riskant. Das kann leicht dazu 
führen, dass die Subventionszahlungen des Stand-
orts, der sich letztlich durchsetzt, höher sind als der 
Nutzen für den Standort, der sich aus dem Projekt 
ergibt.

Förderung von Forschung, 
Entwicklung und Innovation im 
Bereich der Dekarbonisierung

Subventionen für Erforschung, Entwicklung und 
erste industrielle Anwendungen neuer Technolo-
gien sind gut begründbar. Hier können positive ex-
terne Effekte in der Form entstehen, dass innova-
tive Projekte es anderen Unternehmen erlauben, 
zu lernen und Kosten zu reduzieren. Derartige Sub-
ventionen sollten allerdings in wettbewerblichen 
Verfahren vergeben werden.

Geostrategie und 
Versorgungssicherheit

Subventionen für Industrien, die Produkte für die 
Dekarbonisierung herstellen, werden auch mit 
geostrategischen Überlegungen gerechtfertigt. Es 
wird argumentiert, die Verfügbarkeit von Produk-
ten wie etwa Solarzellen sei von strategischer Be-
deutung, die aktuelle starke Abhängigkeit von Im-
porten beispielsweise aus China problematisch.

Ein derzeit intensiv diskutiertes Beispiel für Versor-
gungsrisiken im Kontext geopolitischer Spannun-
gen ist die Halbleiterindustrie. In Europa wird dies 
zum Anlass genommen, um hohe Subventionen 
für die Ansiedlung von Chipfabriken zu zahlen. Ta-
belle 2 gibt einen Überblick über drei Projekte, die 
in Deutschland für öffentliche Diskussionen ge-
sorgt haben.
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Subventionen und Industrieansiedlungen in der Halbleiterindustrie

Pro Arbeitsplatz werden hier öffentliche Mittel in 
der Größenordnung bis hin zu Beträgen zwischen 
500.000 Euro und 1. Mio. Euro eingesetzt. Nun wird 
im Fall der Halbleiterindustrie nicht das Ziel ver-
folgt, Arbeitsplätze zu schaffen. Es geht darum, an-
gesichts der geopolitischen Spannungen zwischen 
China und Taiwan die Versorgungssicherheit zu 
gewährleisten. Dennoch verdeutlichen die Zah-
len, dass eine Förderung in dieser Größenordnung 
schnell an finanzielle Grenzen stößt und die Sub-
ventionierung einzelner industrieller Projekte fis-
kalisch sehr teuer werden kann. 

Bei Gütern im Bereich der Dekarbonisierung ist 
darüber hinaus zu bedenken, dass die Abhängig-
keit von Importen und die Anfälligkeit für geopo-
litische Spannungen hier eine andere Qualität hat 
als beispielsweise die Abhängigkeit von Gasimpor-
ten aus Russland vor dem Ukraine-Krieg oder die 
Abhängigkeit von Chiplieferungen. Ein Wegfall von 
Solarzellenimporten aus China würde die Energie-
produktion nicht zum Stillstand bringen, sondern 
allenfalls die Erhöhung der Kapazitäten im Bereich 
der Fotovoltaik verzögern. Das sind Versorgungs-
probleme, die kurzfristig deutlich weniger gravie-
rend sind. Insofern relativiert sich die Dringlich-
keit, die Versorgung durch die hochsubventionierte 
inländische Produktion zu sichern.

Wirtschaftspolitische 
Empfehlungen

In der Debatte über mögliche Reaktionen der  EU 
auf den IRA wird oft gefordert, die europäische In-
dustrie solle durch neue Subventionsprogramme 
im Bereich des Klimaschutzes unterstützt werden. 
Eine Lockerung der EU-Beihilferegeln könne mehr 
Spielräume für nationale Subventionsprogramme 
schaffen. In diesem Kontext wird allerdings argu-
mentiert, die finanziell bessergestellten Mitglied-
staaten könnten dann höhere Subventionen als 
andere zahlen, mit negativen Folgen für den euro-
päischen Binnenmarkt. Deshalb sei es notwendig, 
auf EU-Ebene neue, schuldenfinanzierte Subventi-
onstöpfe einzurichten.

Diese Begründung für neue Subventionspro-
gramme auf EU-Ebene ist fragwürdig. Mit den Mit-
teln von NGEU und der europäischen Regional- 
und Kohäsionspolitik stehen den EU-Staaten mit 
unterdurchschnittlicher Wirtschaftskraft bereits 
erhebliche Mittel zur Verfügung.

Aus makroökonomischer Perspektive ist zu be-
denken, dass mehr schuldenfinanzierte Ausgaben 
in der EU die Inflation in die Höhe treiben und die 
Geldpolitik zwingen würden, die Zinsen stärker zu 
erhöhen. Das würde zur Verdrängung von Investi-
tionen in anderen Sektoren führen.

Projekt und Investor

Investitions-
summe 

(Mrd. Euro)
Subventionen 

(Mrd. Euro)

Arbeits 
plätze  

(geplant)

Subvention pro 
Arbeitsplatz

(Euro)

Anteil  
Subventionen an 

Investitionssumme  
(in Prozent) Sonstiges

Magdeburg, Intel 17 6,8 10.000 680.000 40 Intel verlangt 
Erhöhung der 

Subventionen auf 
10 Mrd. Euro

Ensdorf, Saarland, 
Wolfspeed, 
ZF Friedrichshafen

2,75 0,5 1.000 500.000 18

Dresden, Infineon 5 1 1.000 1.000.000 20

Quelle: Presseberichte

Tabelle 2
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Der IRA ist auch als ein Maßnahmenpaket zu se-
hen, das aus der politischen Not geboren ist. Hohe 
Steuern auf den CO2-Ausstoß oder ein effektiver 
CO2-Emissionsrechtehandel, wie er in Europa exis-
tiert, sind in den USA derzeit politisch offenbar 
nicht durchsetzbar. Insofern bleibt dort nur die Op-
tion einer Subventionspolitik, um beim CO2-Ziel 
weiterzukommen. Europa hat hier deutlich mehr 
Spielraum für effektive Maßnahmen, die direkt am 
CO2-Ausstoß anknüpfen, und hat diese in der Ver-
gangenheit auch implementiert.

Insgesamt sollte die EU daher nicht mit neuen Sub-
ventionsprogrammen auf den IRA reagieren. Statt-
dessen ist zu empfehlen, die existierenden Pro-
gramme im Hinblick auf ihre Konsistenz und 
Effektivität zu überprüfen und sie gegebenenfalls 
anzupassen. Dies kann die Umwidmung von Mit-
teln beinhalten. Die  EU sollte die Aufmerksam-
keit stärker darauf richten, die Dekarbonisierung 

in Europa effizient voranzutreiben sowie spezifi-
sche Potenziale zur Steigerung der Wettbewerbs-
fähigkeit der europäischen Wirtschaft zu heben, 
insbesondere durch die Beschleunigung von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren, die Verbes-
serung der grenzüberschreitenden Infrastrukturen, 
die allgemeine Senkung der Belastung durch Steu-
ern und Regulierungen und nicht zuletzt durch die 
Vertiefung des europäischen Binnenmarkts.

Es ist zu begrüßen, dass die EU, was die protektio-
nistischen Elemente des IRA angeht, mit den USA 
in Verhandlungen steht. Die EU sollte selbst jedoch 
keine Handelshemmnisse im Bereich der für die 
Dekarbonisierung wichtigen Güter einführen. Dies 
würde die ohnehin sehr aufwändige Transforma-
tion nur verzögern und verteuern. In Zeiten von 
Angebotsverknappungen und Lieferschwierigkei-
ten wäre eine Abschottung des heimischen Markts 
in besonderer Weise selbstschädigend.
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Überblick zur aktuellen Lage

Steuereinnahmen und konjunkturelles Umfeld

 ● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) sind im Mai 2023 um 8,5 Prozent im Vergleich 
zum Mai 2022 angestiegen. Zum deutlichen Plus trug im Wesentlichen ein Sondereffekt bei der Einfuhr-
umsatzsteuer im Vorjahr bei.

 ● Die Einnahmeentwicklung wird bei der Lohnsteuer weiterhin spürbar durch die steuerlichen Entlastungen, 
insbesondere durch das Inflationsausgleichsgesetz zur Vermeidung der sogenannten kalten Progression, 
bestimmt.

 ● Die Steuereinnahmen der Länder wuchsen aufgrund der angestiegenen Einnahmen aus den Regionali-
sierungsmitteln erheblich, trotz des fortgesetzten beträchtlichen Rückgangs bei den Ländersteuern und 
verringerter Umsatzsteuer-Festbeträge.

 ● Die Konjunkturindikatoren zeigen aktuell ein gemischtes Bild. Zwar ist weiterhin von einer sukzessiven 
konjunkturellen Erholung auszugehen. Die aktuelle Eintrübung des ifo Geschäftsklimas sowie der Ab-
wärtstrend bei den Auftragseingängen im Verarbeitenden Gewerbe lassen zunächst nur eine verhaltene 
konjunkturelle Erholung erwarten.

Bundeshaushalt

 ● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich im Zeitraum Januar bis Mai 2023 auf 142,0 Mrd. Euro. 
Damit lagen die Einnahmen um 2,3 Prozent (+3,2 Mrd. Euro) höher als im gleichen Zeitraum des Vorjahres.

 ● Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen von Januar bis Mai 2023 189,8 Mrd. Euro und lagen damit 
um 0,7 Prozent (-1,4 Mrd. Euro) unter dem entsprechenden Vorjahresniveau. Ende Mai 2023 wies der 
Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 47,8 Mrd. Euro auf.

Europa

 ● Am 15. und 16. Mai 2023 fanden Sitzungen der Eurogruppe und des ECOFIN-Rats statt. Im Fokus der Dis-
kussion der Eurogruppe stand u. a. der Austausch zu internationalen Aspekten eines digitalen Euros und 
anderer digitaler Zentralbankwährungen innerhalb der Europäischen Union. Themen der Sitzung des 
ECOFIN-Rats waren u. a. das Krisenmanagement im Bankensektor und die Einlagensicherung. Weitere 
Themen waren die wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen des russischen Angriffskriegs gegen 
die Ukraine sowie die wirtschaftliche Erholung in Europa.

 ● Über die Sitzungen der Eurogruppe und des informellen ECOFIN-Rats am 15. und 16. Juni 2023 wird in 
der Juli-Ausgabe des Monatsberichts berichtet.
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 Entwicklung des 
Steueraufkommens

Steueraufkommen insgesamt

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) lagen um 8,5 Prozent über dem Ergeb-
nis vom Mai  2022 (s.  a. Tabelle „Entwicklung der 
Steuereinnahmen“). Insbesondere erhöhten sich 
die Einnahmen aus den Gemeinschaftsteuern um 
11,5 Prozent. Der Zuwachs gegenüber dem Vorjah-
resmonat ist allerdings durch einen einnahmemin-
dernden Sondereffekt bei der Einfuhrumsatzsteuer 
des Vorjahres deutlich überzeichnet (siehe unten). 
Nach Bereinigung der Basis Mai  2022 um die ge-
schätzten Auswirkungen dieses Sondereffektes 
würde der Anstieg der Steuereinnahmen insgesamt 
nur etwa 1  ½  Prozent betragen (Gemeinschaft-
steuern circa 3  Prozent). Die Einnahmeentwick-
lung wird bei den Gemeinschaftssteuern weiter-
hin spürbar durch die steuerlichen Entlastungen 
gedämpft, insbesondere durch das Inflationsaus-
gleichsgesetz zur Vermeidung der sogenannten 
kalten Progression.

Die Einnahmen aus den Bundessteuern stiegen um 
mehr als 4 Prozent. Hierzu trugen insbesondere hö-
here Einnahmen aus der Tabaksteuer, der Energie-
steuer, der Versicherungsteuer und dem Solidari-
tätszuschlag bei. Auch im Berichtsmonat setzte sich 
der seit dem 2. Halbjahr 2022 andauernde Einnah-
merückgang bei den Ländersteuern fort. Das Mi-
nus betrug im Mai  2023 rund 26  Prozent im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat. Das Aufkommen aus 
der Grunderwerbsteuer verzeichnete dabei einen 
Rückgang von rund 33 Prozent. Bei der Erbschaft-
steuer sanken die Einnahmen um etwa 14 Prozent.

Verteilung auf die 
Gebietskörperschaften

Basierend auf dem beträchtlichen Anstieg der Ein-
nahmen aus den Gemeinschaftsteuern – insbeson-
dere bei den Steuern vom Umsatz – ergeben sich für 
Bund und Länder erhebliche Einnahmezuwächse. 
Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrech-
nung von Bundesergänzungszuweisungen, die der 
Bund leistungsschwachen Ländern im Rahmen des 
bundesstaatlichen Finanzausgleichs gewährt, stie-
gen im Berichtsmonat um 9 Prozent gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum. Die Einnahmen des Bundes aus 
den Steuern vom Umsatz stiegen überproportional 
aufgrund der gegenüber des Vergleichszeitraums ge-
ringeren an die Länder abgegebenen Festbeträge ge-
mäß §  1  Finanzausgleichsgesetz (FAG) (s.  a. Tabelle 
„Umsatzsteuerverteilung im Mai  2023“). Eine be-
trächtliche Verminderung der Einnahmen des Bun-
des ergab sich hingegen aus dem starken Anstieg der 
im Berichtsmonat an die Länder überwiesenen Re-
gionalisierungsmittel auf mehr als 2,4 Mrd. Euro.

Regionalisierungsmittel

Auf Basis des Regionalisierungsgesetzes vom 
27. Dezember 1993 werden den Ländern aus 
dem Steueraufkommen des Bundes seit dem 
Jahr 1996 für die Finanzierung des öffentli-
chen Personennahverkehrs sogenannte Re-
gionalisierungsmittel zur Verfügung gestellt. 
Grundsätzlich wird monatlich ein Zwölftel 
des Jahresbetrags überwiesen. Im Jahr 2023 
ergibt sich aktuell ein monatlicher Überwei-
sungsbetrag in Höhe von rund 908 Mio. Euro. 
Aufgrund des Neunten Gesetzes zur Än-
derung des Regionalisierungsgesetzes vom 
20. April 2023 wurden im Mai 2023 zur Un-
terstützung der Länder bei der Umsetzung 
des Vorhabens „Deutschlandticket“ zusätzlich 
1.500 Mio. Euro an die Länder überwiesen.

Steuereinnahmen und konjunkturelles 
Umfeld im Mai 2023
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Veränderung des Aufkommens aus Ländersteuern sowie des Steuer-
aufkommens der Länder nach BEZ (Vergleichbasis jeweils Vorjahresmonat)

in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Steuereinnahmen der Länder wuchsen trotz 
des beträchtlichen Rückgangs der Einnahmen aus 
den Ländersteuern und der verringerten Umsatz-
steuer-Festbeträge aufgrund der stark angestiege-
nen Einnahmen aus den Regionalisierungsmitteln 
erheblich um 11 Prozent (s. a. Abbildung 1). Der Ge-
meindeanteil aus den Gemeinschaftsteuern sank 

im Berichtszeitraum dagegen leicht um knapp 
1 Prozent.

Der Anteil von Bund, Ländern und Gemeinden am 
Aufkommen der Steuern vom Umsatz berechnet 
sich für den Monat Mai 2023 wie in Tabelle „Um-
satzsteuerverteilung im Mai 2023“ angegeben.

Umsatzsteuerverteilung im Mai 2023

Bund Länder Gemeinden

USt-Anteil gemäß § 1 Finanzausgleichsgesetz (FAG) am 
Aufkommen (25.870 Mio. Euro)

52,81398351 Prozent
13.683 Mio. Euro

45,19007254 Prozent
11.691 Mio. Euro

1,99594395 Prozent
516 Mio. Euro

Hinzu (+)/ab (-): 1/12 der Festbeträge gemäß § 1 Abs. 2 und 
2a FAG (9.659 Mio. Euro)

-805 Mio. Euro +604 Mio. Euro +200 Mio. Euro

Anteil nach Festbeträgen 49,70 Prozent
12.858 Mio. Euro

47,53 Prozent
12.296 Mio. Euro

2,77 Prozent
716 Mio. Euro

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich
Quelle: Bundesministerium der Finanzen 

Abbildung 1
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Konjunkturelles Umfeld

Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
ging nach Detailmeldung des Statistischen Bun-
desamts vom 25. Mai 2023 im 1. Quartal 2023 sai-
son- und kalenderbereinigt um 0,3 Prozent gegen-
über dem Vorquartal zurück (zur BIP-Entwicklung 
im 1. Quartal s. u. „Im Fokus“). Die Abwärtsrevision 
gegenüber der Schnellmeldung, in der noch eine 
Stagnation berichtet worden war, dürfte auch auf 
die ungünstiger als erwartet ausgefallenen Kon-
junkturindikatoren für März  2023 wie der Indus-
trieproduktion oder den Einzelhandelsumsätzen 
zurückzuführen sein. Mit einem Rückgang des BIP 
in zwei aufeinanderfolgenden Quartalen kam es 
im Winterhalbjahr  2022/23 zu einer sogenannten 
technischen Rezession. Während die Investitionen 
und der Außenhandel positiv zum Wachstum bei-
trugen, waren vom privaten und staatlichen Kon-
sum negative Wachstumsbeiträge zu verzeich-
nen (zur Entwicklung des Staatskonsums s. u. „Im 
Fokus“).

Für die konjunkturelle Lage im 2.  Quartal zeigen 
die vorliegenden Indikatoren ein gemischtes Bild 
(s. a. Tabelle „Aktuelle Konjunkturindikatoren“).

Der Arbeitsmarkt bleibt am aktuellen Rand trotz 
schwächerer Konjunktur weiterhin grundsätz-
lich stabil, allerdings mit nachlassender Beschäfti-
gungsdynamik und etwas weniger optimistischen 
Aussichten.

Die Inflationsrate ging im Mai  2023 spürbar zu-
rück, lag aber weiterhin auf hohem Niveau. Ak-
tuelle Umfragen des ifo  Instituts zeigen, dass der 
Anteil der Firmen, die in den nächsten Mona-
ten Preiserhöhungen planen, im Mai  2023 weiter 
leicht rückläufig war  – allerdings mit beträchtli-
chen Unterschieden zwischen den Branchen. Ins-
besondere im Einzelhandel mit Nahrungs- und Ge-
nussmitteln bleibt der Anteil der Unternehmen mit 
Preiserhöh ungsabsichten hoch. Insgesamt ist der-
zeit angesichts von Basiseffekten, des nachlassen-
den Preisdrucks auf vorgelagerten Wirtschaftsstu-
fen sowie der Umfrageergebnisse im Verlauf dieses 

Jahres aber weiterhin von einer nachlassenden In-
flationsdynamik auszugehen.

Die Exporte konnten im April  2023 dank höhe-
rer innereuropäischer Ausfuhren wieder zulegen. 
Der Anstieg reicht aber bei weitem nicht aus, um 
den starken Rückgang im Vormonat auszuglei-
chen. Die Produktion stieg im April an, konnte aber 
den deutlichen Rückgang im Vormonat ebenso 
nicht voll kompensieren. Dagegen gingen die Auf-
tragseingänge in der Industrie nach dem sehr kräf-
tigen Rücksetzer im März 2023 nochmals leicht zu-
rück. Die Umsätze im Einzelhandel konnten zum 
Einstieg in das 2. Quartal 2022 im April 2023 wieder 
moderat zulegen.

Insgesamt bleibt die Unsicherheit über die weitere 
konjunkturelle Entwicklung hoch. Zwar ist wei-
terhin von einer sukzessiven konjunkturellen Er-
holung auszugehen. Nachlassende Lieferengpässe, 
der im historischen Vergleich noch hohe Auftrags-
bestand und die gesunkenen Energiepreise sollten 
die Produktion in der Industrie expandieren lassen. 
Der private Konsum dürfte zunehmend von Lohn-
steigerungen, dem weiterhin robusten Arbeits-
markt und dem erwarteten Rückgang der Inflation 
profitieren. Die aktuelle Eintrübung des ifo  Ge-
schäftsklimas, das im Mai 2023 nach sechs Anstie-
gen in Folge erstmalig wieder recht deutlich ge-
sunken ist, die schwache Produktionsentwicklung 
sowie der anhaltende Abwärtstrend bei den Auf-
tragseingängen lassen zunächst nur eine verhal-
tene konjunkturelle Erholung erwarten.

Anmerkungen zu einzelnen 
Steuerarten

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer lag im 
Mai 2023 mit knapp 1 Prozent nur leicht über dem 
Aufkommen aus dem Vorjahresmonat. Zurück-
zuführen war dies auf die umfangreichen steu-
erlichen Entlastungsmaßnahmen  – insbeson-
dere durch das Inflationsausgleichsgesetz und das 
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Aktuelle Konjunkturindikatoren

Letzter 
Beobachtungs-

zeitpunkt

Letzter 
Datenstand, 

saisonbereinigt

 Gegenüber 
Vorperiode, 

saisonbereinigt
Gegenüber 

Vorjahr¹

Gesamtwirtschaft Veränderung in Prozent

Reales BIP (Index: 2015=100) 1. Quartal 23 107,0 ↓ -0,3 ↓ -0,2

Nominales BIP in Mrd. Euro 1. Quartal 23 999,8 ↓ +1,0 ↑ +6,0

Industrie/Verarbeitendes Gewerbe Veränderung in Prozent

Produktion (Index: 2015=100)2,3 April 23 98,8 ↑ +0,3 ↑ +1,6

Industrieproduktion (Index: 2015=100)2,3 April 23 97,6 ↑ +0,1 ↑ +2,7

Umsätze (Index: 2015=100)2,3 April 23 98,9 ↓ -1,2 ↑ +3,3

Auftragseingänge (Index: 2015=100)22,3 April 23 94,8 ↓ -0,4 ↓ -9,9

Handel und Dienstleistungen Veränderung in Prozent

Umsätze im Einzelhandel (Index: 2015=100)2,3 April 23 111,6 ↑ +0,5 ↓ -4,4

Umsätze im Gastgewerbe (Index: 2015=100)2,3 March 23 91,1 ↓ -2,1 ↑ +9,1

Außenhandel Veränderung in Prozent

Warenexporte in Mrd. Euro April 23 131 ↑ +1,4 ↓ -1,7

Warenimporte in Mrd. Euro April 23 114 ↓ -0,4 ↓ -11,2

Preisentwicklung, nicht saisonbereinigt Veränderung in Prozent

Verbraucherpreisindex (2020=100) May 23 116,5 ↓ -0,1 ↑ +6,1

darunter Energie May 23 150,8 ↓ -1,4 ↓ +2,6

darunter Nahrungsmittel May 23 131,7 ↓ -0,3 ↑ +14,9

darunter Dienstleistungen May 23 109,3 → +0,0 ↑ +4,5

Erzeugerpreisindex (2015=100) April 23 151,1 → +0,0 ↑ +4,1

Arbeitsmarkt Veränderung in 1.000 Personen, 
Personen oder Prozentpunkten

Arbeitslosigkeit (1.000 Personen)4 May 23 2.573,3 ↑ +9,2 ↑ +284,1

Erwerbstätige (1.000 Personen)4 April 23 45.936,0 ↑ +18,0 ↑ +421,0

Kurzarbeit (Personen in neuen Anzeigen)5,6 May 23 45.321 ↓ -3,7 ↓ -46,3

Arbeitslosenquote BA (in Prozent)7 May 23 5,6 → +0,0 ↑ +0,6

Umfragen Veränderung in Salden- beziehungs-
weise Indexpunkten

ifo Geschäftsklima (Salden)8 May 23 0,3 ↑ +9,2 ↓ -2,8

darunter Lage8 May 23 16,0 ↓ -0,6 ↓ -11,0

darunter Erwartungen8 May 23 -14,2 ↓ -6,5 ↑ +4,1

GfK-Konsumklima (Index) May 23 -25,8 ↑ +3,5 ↑ +0,8

1 Produktion arbeitstäglich, Umsatz und Auftragseingang Industrie jeweils kalenderbereinigt, ifo Geschäftsklima  
und GfK-Konsumklima jeweils saisonbereinigt.

2 Kalenderbereinigt.
3 Preisbereinigt.
4 Veränderung in 1.000 Personen.
5 Veränderung in Personen.
6 Nicht saisonbereinigt.
7 Veränderung in Prozentpunkten.
8 Veränderung in Saldenpunkten.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Jahressteuergesetz  2022. Ohne diese Entlastungen 
wäre das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer im Be-
richtsmonat geschätzt um rund 5 Prozent gestiegen. 
Mit dem Inflationsausgleichsgesetz wurde auch das 
Kindergeld ab dem 1.  Januar  2023 erhöht. Hieraus 
ergab sich im Berichtsmonat für das aus dem Brut-
to-Lohnsteueraufkommen gezahlte Kindergeld eine 
Zunahme gegenüber Mai 2022 um mehr als 15 Pro-
zent. Im Mai 2023 wurde zudem der weit überwie-
gende Teil der – ebenfalls aus dem Lohnsteuerauf-
kommen finanzierten – Altersvorsorgezulage für das 
Jahr  2022 ausgezahlt. Der Auszahlungsbetrag war 
um fast 17  Prozent niedriger als im Mai  2022. Im 
Gesamtergebnis verringerte sich das kassenmäßige 
Lohnsteueraufkommen nur leicht und liegt somit 
fast auf dem Niveau des Vorjahresmonats.

Gestützt wird die Einnahmesituation bei der Lohn-
steuer von der trotz konjunktureller Belastungen 
weiterhin grundsätzlich stabilen Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt. Die Erwerbstätigkeit nahm im 
April auf hohem Niveau weiter zu, wenn auch nur 
leicht und spürbar schwächer als in den Vormona-
ten. Gegenüber dem Vorjahresmonat besteht aller-
dings weiterhin ein merkliches Plus. Die Kurzarbeit 
bewegte sich nach den neuen Hochrechnungen im 
März 2023 dagegen weiter seitwärts. Die Anzahl der 
Personen in Anzeigen deutet derzeit nicht auf Rück-
gänge in den Monaten danach hin. Damit dürfte sich 
der Unterschied zum Vorjahr, in dem in den Früh-
jahrsmonaten  – ausgehend von einem hohen Ni-
veau – noch starke Rückgänge zu beobachten waren, 
zunehmend auflösen. Der aus der Kurzarbeit resul-
tierende dämpfende Effekt auf das Lohnsteuerauf-
kommen dürfte nun nur noch verhältnismäßig ge-
ringe Auswirkungen auf das Lohnsteueraufkommen 
haben und im Vorjahresvergleich zunehmend ähn-
lich ausfallen.

Ertragsteuern

Das Aufkommen aus der veranlagten Einkommen-
steuer sowie aus der Körperschaftsteuer wurde im 
aktuellen Berichtsmonat – wie im Vormonat – weit 
überwiegend aus der Veranlagung der Jahre bis 2022 
generiert. Bei der veranlagten Einkommensteuer 

verringerten sich im Vergleich zum Vorjahresmonat 
die nachträglichen Vorauszahlungen für noch of-
fene Veranlagungen. Das Volumen der Nachzahlun-
gen für vergangene Zeiträume stieg dagegen leicht 
an. Der Zuwachs der Erstattungen fiel ebenso et-
was stärker aus. Das Nettoaufkommen der veran-
lagten Einkommensteuer  – nach Verrechnung von 
verhältnismäßig geringen Beträgen an Forschungs-
zulage, Investitionszulage und Eigenheimzulage  – 
sank somit insgesamt um fast 0,8  Mrd.  Euro auf 
0,3 Mrd. Euro.

Bei der Körperschaftsteuer war dagegen ein kräfti-
ger Anstieg der nachträglichen Vorauszahlungen zu 
verzeichnen. Der Betrag der Nachzahlungen stieg 
im Vergleich zum Mai  2022 ebenfalls beträchtlich 
an. Das Volumen der Erstattungen verringerte sich 
hingegen. Auch bei der Körperschaftsteuer waren 
nur geringe Beträge von Forschungszulage und In-
vestitionszulage zu verrechnen. Im Saldo ergab sich 
netto ein Aufkommenszuwachs von 0,2  Mrd.  Euro 
auf 0,9 Mrd. Euro.

Bei den nicht veranlagten Steuern vom Ertrag, de-
ren Aufkommen überwiegend aus der Besteuerung 
der Dividenden resultiert, ist ein Zuwachs von mehr 
als 17 Prozent zu verzeichnen. Der Monat Mai zählt 
bei dieser Steuer zu den aufkommensstärkeren Mo-
naten, da in diesem Monat die Steuer auf die Divi-
dendenzahlungen mehrerer großer Kapitalgesell-
schaften fällig wird, deren Hauptversammlungen im 
April stattgefunden haben.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz stieg im 
Mai  2023 sehr kräftig um fast 22  Prozent gegen-
über dem Niveau des Vorjahresmonats. Dies war 
maßgeblich auf einen Sondereffekt bei der Ein-
fuhrumsatzsteuer zurückzuführen: Hier kam es im 
Mai  2022 zu einer erheblichen Aufkommensver-
schiebung in den Folgemonat Juni, da nach dem 
Fälligkeitstermin für die Abführung der Einnah-
men (26.  eines Monats) nur wenige Werktage für 
die notwendige Bearbeitung und kassenwirksame 
Buchung zur Verfügung standen. Daraus resultierte 
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bei der Einfuhrumsatzsteuer eine stark reduzierte 
Vorjahresbasis und ein Plus im Mai 2023 von knapp 
93 Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat. Berei-
nigt um die geschätzten Auswirkungen dieses Ef-
fekts hätte sich bei der Einfuhrumsatzsteuer statt 
eines Anstiegs ein Rückgang von rund 3,5 Prozent 
ergeben. Dies steht grundsätzlich im Einklang mit 
der zum Teil preisbedingt rückläufigen Entwick-
lung der nominalen Warenimporte seit Mitte 2022. 
Am aktuellen Rand war im April  2023 ein Rück-
gang der Importe um knapp 2 Prozent im Vorjah-
resvergleich zu verzeichnen. Bei den Steuern vom 
Umsatz insgesamt hätte sich bereinigt um den Son-
dereffekt noch ein Plus von knapp 4  Prozent im 
Mai 2023 gegenüber dem Vorjahr ergeben.

Die (Binnen-)Umsatzsteuer verzeichnete – trotz der 
Aufkommensreduktion durch die temporäre Sen-
kung des Umsatzsteuersatzes auf Gas und Fern-
wärme  – ein Plus von knapp 7  Prozent. Kumuliert 
für den Zeitraum Januar bis Mai 2023 lag die (Bin-
nen-)Umsatzsteuer aber noch knapp 2 Prozent un-
terhalb des Niveaus im Vorjahreszeitraum. Neben 
der Rechtsänderung bei Gas und Fernwärme spie-
gelte sich hier vor allem die schwache reale Kon-
sumentwicklung wider (s. o.). In der für das Steuer-
aufkommen maßgeblichen nominalen Rechnung 
wiesen die Einzelhandelsumsätze im April einen 
Anstieg gegenüber dem Vorjahr von nur knapp 
4 Prozent aus und damit eine Veränderungsrate un-
terhalb der Inflationsrate.
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Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 

2023

Mai

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Mai

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20234

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 19.140  -0,3 94.664  -1,0 241.000 +6,1

Veranlagte Einkommensteuer -287 19.329  -12,0 78.000 +0,8

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 2.637 +17,3 10.765 +19,9 36.800 +12,9

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

574 +13,2 2.996  -24,8 6.250  -4,7

Körperschaftsteuer 937 +514,5 12.765 +1,7 46.500 +0,4

Steuern vom Umsatz 25.870 +21,8 119.180 +3,1 289.400 +1,6

Gemeinschaftsteuern insgesamt 48.872 +11,5 259.699 +0,4 697.950 +3,4

Gewerbesteuerumlagen

Gewerbesteuerumlage 258  -10,1 1.858  -12,8 6.252  -1,5

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 X 0  -96,7 0 X

Gewerbesteuerumlagen insgesamt 258  -10,1 1.858  -12,8 6.252  -1,5

Bundessteuern

Energiesteuer 3.123 +2,9 10.312 +0,5 36.050 +7,1

Tabaksteuer 1.377 +9,8 5.150 +6,7 15.020 +5,6

Alkoholsteuer 183  -1,7 898 +4,0 2.200 +0,4

Versicherungsteuer 1.157 +3,7 9.849 +6,7 16.600 +5,9

Stromsteuer 561 +4,0 2.884  -1,1 6.770  -0,9

Kraftfahrzeugsteuer 805 +1,2 4.207 +0,3 9.470  -0,3

Luftverkehrsteuer 120 +18,3 501 +56,5 1.500 +31,6

Solidaritätszuschlag 701 +7,5 4.203 +1,9 12.300 +2,7

Übrige Bundessteuern 113  -2,2 604  -1,5 1.469 +1,6

Bundessteuern insgesamt 8.140 +4,4 38.608 +3,4 101.379 +4,9

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 649  -14,4 3.821  -11,8 9.000  -2,5

Grunderwerbsteuer 1.016  -33,1 5.282  -33,5 13.000  -24,1

Rennwett- und Lotteriesteuer 193  -13,2 1.088  -5,6 2.560  -0,4

Biersteuer 15  -71,1 186  -16,5 615 +2,5

Übrige Ländersteuern 43 +27,3 374 +12,5 630 +8,7

Ländersteuern insgesamt 1.915  -25,9 10.751  -23,1 25.805  -14,3

EU-Eigenmittel

Zölle 463  -8,4 2.449  -2,9 6.800  -0,4

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 425 +7,6 2.125 +7,6 5.100 +5,4

BNE-Eigenmittel 2.118  -6,7 10.128  -10,8 27.470 +7,4

Kunststoff-Eigenmittel 115  -0,8 575  -0,8 1.380 +0,2

EU-Eigenmittel insgesamt 3.121  -5,1 15.277  -7,0 40.750 +5,5
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noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹

2023

Mai

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

Mai

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20234

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Bund³ 24.539 +9,0 132.861 +2,0 359.929 +6,7

Länder³ 28.374 +11,0 144.390  -1,5 380.731  -1,0

EU 3.121  -5,1 15.277  -7,0 40.750 +5,5

Gemeindeanteil an der Einkommen- 
und Umsatzsteuer

3.613  -0,6 20.837  -2,7 56.776 +4,1

Steueraufkommen insgesamt (ohne 
Gemeindesteuern)

59.648 +8,5 313.366  -0,4 838.186 +2,9

1 Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2 Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3 Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4 Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom Mai 2023.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Im Fokus: Zum Sondereffekt 
durch den Staatskonsum im 
1. Quartal 2023

Entwicklung des Staatskonsums im 
1. Quartal 2023

Am 25. Mai hat das Statistische Bundesamt die De-
tailmeldung für das BIP im 1.  Quartal  2023 ver-
öffentlicht und dabei zwei aufeinanderfolgende 
Quartale mit negativem Wachstum (technische Re-
zession) festgestellt. Bei den Detailergebnissen fällt 
auf, dass auf der „Verwendungsseite“ die Verän-
derung des BIP zum Vorquartal (0,3  Prozent) sehr 
stark durch den Rückgang der staatlichen Konsum-
ausgaben geprägt ist. Für diese wird ein kräftiger 
negativer Wachstumsbeitrag von 1,1 Prozentpunk-
ten ausgewiesen (s. a. Abbildung 2). Während auch 
die privaten Konsumausgaben mit 0,6  Prozent-
punkten deutlich negativ zur BIP-Entwicklung bei-
trugen, kamen von den Bruttoanlageinvestitionen 
und dem Außenbeitrag mit je 0,7 Prozentpunkten 
merklich positive Impulse.

Staatskonsum 
 
Der Staatskonsum umfasst gemäß dem 
Konzept der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen den Wert der vom Staat bereit-
gestellten Güter und Dienstleistungen. Das 
heißt, er setzt sich insbesondere zusammen 
aus den Kosten für die vom Staat produzier-
ten Güter und Dienstleistungen – d. h. ins-
besondere den eingekauften Vorleistungen, 
Arbeitnehmerentgelten und Abschreibun-
gen – abzüglich der am Markt verkauften 
Güter und Dienstleistungen, zuzüglich der 
vom Staat am Markt gekauften und als so-
ziale Sachleistung an die Haushalte weiter-
gereichten Güter und Dienstleistungen. Der 
Staatskonsum umfasst also insbesonde-
re keine Transfers, monetären Sozialleistun-
gen, staatliche Investitionen oder Subventi-
onen, d. h. auch nicht die Preisbremsen für 
Gas, Strom und Wärme. Der Staatskonsum 
umfasst Bund, Länder, Gemeinden und die 
Sozialversicherungen.
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Mögliche Ursachen für die 
Entwicklung

Die Entwicklung des Staatskonsums und dessen 
Rückwirkung auf das BIP kann teilweise als Son-
dereffekt bewertet werden, der vermutlich u.  a. 
noch mit dem Auslaufen von Corona-Hilfen be-
ziehungsweise der Normalisierung von Ausgaben 
nach der Pandemie zusammenhängt. Mit der Pan-
demie wurde der Staatskonsum deutlich über den 
bisherigen Trend ausgeweitet (s.  a. Abbildung  3). 
Zwar wurden Ausgaben für Corona-Maßnahmen, 
die dem Staatskonsum zugerechnet werden, u.  a. 
für Impfungen, Tests, Schutzausrüstung, aber auch 
Ausgleichszahlungen an Krankenhäuser, über-
wiegend bereits im Laufe des Jahres  2022 zurück-
geführt. Die gleichwohl noch über Vorpandemie-
trend liegenden Ausgaben im Gesundheitsbereich 
im 4. Quartal 2022 dürften im 1. Quartal 2023 aber 
weiter verringert worden sein. So lag nach Angaben 
des Robert-Koch-Instituts die Zahl der Impfun-
gen gegen COVID-19 im 1. Quartal 2023 mit rund 

650  000 Dosen nur bei rund einem Zehntel der 
noch im 4. Quartal 2022 verabreichten Impfungen.

Zudem unterliegen die Daten durch die Auswir-
kungen der Pandemie im Vorquartalsvergleich ak-
tuell einer hohen Unsicherheit und sollten da-
her mit Vorsicht interpretiert werden. Hierfür sind 
mehrere Gründe zu nennen:

 ● Die Zuordnung von Ausgaben zu Quartalen ist 
insbesondere beim Staatskonsum revisionsbe-
haftet; z. B. können sich aufgrund von Nach-
meldungen noch spürbare Änderungen er-
geben. Dieser Effekt ist bei Krisenmaßnahmen, 
bei denen noch keine lang etablierte statisti-
sche Erfassung besteht, möglicherweise größer 
und könnte dazu beigetragen haben, dass der 
Rückgang im 1. Quartal 2023 besonders kräftig 
ausfällt, obwohl bereits in den vergangenen 
Quartalen Corona-Maßnahmen ausgelaufen 
sind.

Wachstumsbeiträge zum Bruttoinlandsprodukt
Prozent gegenüber Vorquartal (preis- und saisonbereinigt)

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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 ● Die zur Preisbereinigung genutzten Preisin-
dizes unterliegen in Zeiten hoher Inflation hö-
herer Ungenauigkeit.

 ● Es ist nicht auszuschließen, dass der Rück-
gang des Staatskonsums durch die Saisonbe-
reinigung verstärkt worden ist. Denn die üb-
lichen Saisonbereinigungsverfahren könnten 
in (Nach-)Krisenzeiten mit starken Schwan-
kungen in den Aggregaten anders funktio-
nieren als üblich. Das heißt: Die saisonberei-
nigten Zeitreihen könnten stärkere Sprünge 
aufweisen als normalerweise, obwohl die Ver-
fahren eigentlich für eine stärkere Glättung 
sorgen sollten.

 ● Letztendlich ist für die aktuelle Rechnung ein 
Teil der Zahlen vom Statistischen Bundesamt 
geschätzt und könnte zukünftig revidiert 
werden.

Somit könnte die BIP-Entwicklung im 1.  Quar-
tal 2023 durch einen Sondereffekt beim Staatskon-
sum im (Post-)Krisenumfeld beeinflusst sein und 
sollte daher – wie die Entwicklung des Staatskon-
sums selbst – mit gebotener Vorsicht interpretiert 
werden.

Staatliche Konsumausgaben
Index: 2015 = 100 (preis- und saisonbereinigt)

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis 
einschließlich Mai 2023

Einnahmen
Die Einnahmen des Bundeshaushalts belie-
fen sich im Zeitraum Januar bis Mai  2023 auf 
142,0  Mrd.  Euro. Damit lagen die Einnahmen um 
2,3 Prozent (+3,2 Mrd. Euro) höher als im gleichen 
Zeitraum des Vorjahres. Die Steuereinnahmen la-
gen mit 131,2  Mrd.  Euro leicht über dem Niveau 
des Vorjahreszeitraums (+1,4  Prozent beziehungs-
weise +1,9  Mrd.  Euro). Weitere Informationen zu 
den Steuereinnahmen finden sich im Artikel „Steu-
ereinnahmen und konjunkturelles Umfeld im 
Mai 2023“ in dieser Ausgabe des Monatsberichts.

Die Sonstigen Einnahmen lagen im Berichts-
zeitraum um 14,1  Prozent beziehungsweise 
+1,3  Mrd.  Euro über dem entsprechenden Vor-
jahresergebnis. Dabei stiegen neben den Zinsein-
nahmen aus dem Kassenmanagement des Bundes 
(+0,4  Mrd.  Euro) auch die Einnahmen aus Entgel-
ten und sonstigen Einnahmen aus Gewährleis-
tungsmaßnahmen um +0,2 Mrd. Euro an. Darüber 
hi naus erhielt Deutschland aus dem EU-Solidari-
tätsfonds 0,6  Mrd.  Euro als Katastrophenhilfe für 
die Behebung von Schäden, die durch die schweren 
Überschwemmungen im Sommer 2021 verursacht 
worden waren.

Ausgaben

Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen 
von Januar bis Mai  2023 189,8  Mrd.  Euro und la-
gen damit um 0,7  Prozent (-1,4  Mrd.  Euro) unter 
dem entsprechenden Vorjahresniveau. Nach öko-
nomischen Arten gegliedert stiegen die investi-
ven Ausgaben (+36,3  Prozent beziehungsweise 
+4,8 Mrd. Euro), während die konsumtiven Ausga-
ben im betrachteten Zeitraum um 3,5 Prozent be-
ziehungsweise 6,2 Mrd. Euro gegenüber dem Vor-
jahresniveau zurückgingen.

Der signifikante Anstieg der investiven Ausga-
ben ist auf einen Sondereffekt zu Jahresbeginn zu-
rückzuführen. Das im Januar  2023 gewährte Dar-
lehen an den „Resilience and Sustainability Trust“ 
des Internationalen Währungsfonds in Höhe von 
6,3  Mrd.  Euro ist haushaltsrechtlich als investive 
Ausgabe zu buchen. Bereinigt um diesen Effekt wa-
ren die investiven Ausgaben um 11,5  Prozent be-
ziehungsweise 1,5  Mrd.  Euro geringer als im Vor-
jahreszeitraum, was auf niedrigere unterjährige 
Liquiditätshilfen an die Bundesagentur für Arbeit 
zurückzuführen ist. Diese lagen 2,8 Mrd. Euro un-
ter dem Vorjahresergebnis. Die Sachinvestitionen 
unterschritten das Niveau des Vorjahres leicht um 
0,2 Mrd. Euro.

Bei den konsumtiven Ausgaben gab es gegenläufige 
Effekte: Während infolge des allgemeinen Anstiegs 
des Zinsniveaus die Zinsausgaben (+14,9 Mrd. Euro) 
stark anstiegen, gingen die laufenden Zuweisun-
gen und Zuschüsse um 15,8  Prozent beziehungs-
weise 22,3 Mrd. Euro zurück. Ausschlaggebend da-
für war, dass in deutlich geringerem Maße als im 
Vorjahr Mittel für die Bekämpfung und Abmilde-
rung negativer Folgen der COVID-19-Pandemie 
bereitgestellt werden mussten. So gingen die Leis-
tungen des Bundes an den Gesundheitsfonds für 
durch die SARS-CoV-2-Pandemie bedingte Belas-
tungen um 16,0  Mrd.  Euro auf 1,2  Mrd.  Euro zu-
rück. Für Corona-Unternehmenshilfen wurden 
0,3 Mrd. Euro verausgabt und damit 6,2 Mrd. Euro 
weniger als vor einem Jahr. Für Ausgleichszahlun-
gen nach § 21 des Krankenhausfinanzierungsgeset-
zes wurden bis Mai 2023 0,5 Mio. Euro abgerufen. 
Das sind 4,1 Mrd. Euro weniger als im entsprechen-
den Vorjahreszeitraum. Der Rückgang der laufen-
den Zuweisungen und Zuschüsse wurde durch 
den Anstieg der Ausgaben für Bürgergeld um 
2,5 Mrd. Euro und Wohngeld um 1,0 Mrd. Euro et-
was gedämpft.
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2022 Soll 2023
Ist-Entwicklung 

Mai 2023¹

Ausgaben (Mrd. Euro)² 480,7 476,3 189,8

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent -0,7

Einnahmen (Mrd. Euro)³ 364,7 389,9 142,0

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent +2,3

Steuereinnahmen (Mrd. Euro) 337,2 358,1 131,2

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent +1,4

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. Euro) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. Euro) - 116,0 - 86,4 - 47,8

Deckung/Verwendung: 116,0 86,4 47,8

Kassenmittel (Mrd. Euro) - - 212,8

Münzeinnahmen (Mrd. Euro) 0,1 0,2 0,1

Saldo der Rücklagenbewegungen4 0,5 40,5 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo5 (Mrd. Euro) 115,4 45,6 - 165,1

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1 Buchungsergebnisse.
2 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
3 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4 Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
5 (-) Tilgung; (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Finanzierungssaldo
Ende Mai 2023 wies der Bundeshaushalt ein Finan-
zierungsdefizit von 47,8 Mrd. Euro auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im Laufe 
des Haushaltsjahres starken Schwankungen und 
beeinflussen somit die eingesetzten Kassenmittel 
in den einzelnen Monaten in unterschiedlichem 

Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im Jah-
resverlauf in der Regel starke Schwankungen. Die 
unterjährige Entwicklung des Finanzierungssaldos 
und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind daher 
keine Indikatoren, aus denen sich die erforderliche 
Nettokreditaufnahme und der Finanzierungssaldo 
am Jahresende errechnen lassen.
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. VorjahrMai 2022 Mai 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Allgemeine Dienste 108.785 22,6 108.723 22,8 36.920 40.737 +10,3

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 13.615 2,8 12.005 2,5 3.057 3.900 +27,6

Verteidigung 51.608 10,7 52.027 10,9 17.881 20.630 +15,4

Politische Führung, zentrale Verwaltung 22.069 4,6 22.471 4,7 8.910 9.052 +1,6

Finanzverwaltung 6.150 1,3 6.766 1,4 2.432 2.437 +0,2

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle 
Angelegenheiten

28.009 5,8 33.483 7,0 7.859 8.891 +13,1

Förderung für Schülerinnen und Schüler, 
Studierende, Weiterbildungsteilnehmende

4.127 0,9 5.646 1,2 1.584 2.529 +59,7

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb 
der Hochschulen

16.638 3,5 20.273 4,3 3.937 3.827 -2,8

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, 
Arbeitsmarktpolitik

253.717 52,8 214.183 45,0 117.139 97.677 -16,6

Sozialversicherungen einschließlich 
Arbeitslosenversicherung

136.757 28,5 136.461 28,7 64.069 64.270 +0,3

darunter:

 Allgemeine Rentenversicherung 99.373 20,7 103.082 21,6 48.092 50.059 +4,1

 Krankenversicherung 15.867 3,3 18.975 4,0 6.506 7.489 +15,1

Arbeitsmarktpolitik 42.625 8,9 44.351 9,3 16.294 19.639 +20,5

darunter:

Bürgergeld nach dem SGB II 22.276 4,6 23.760 5,0 8.507 10.999 +29,3

Leistungen des Bundes für Unterkunft und 
Heizung nach dem SGB II

9.729 2,0 10.400 2,2 3.915 4.595 +17,4

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 11.711 2,4 14.984 3,1 4.722 5.544 +17,4

Soziale Leistungen nach dem SGB XII und dem 
Asylbewerberleistungsgesetz

8.690 1,8 9.075 1,9 4.150 4.762 +14,7

Sonstige soziale Angelegenheiten 48.857 10,2 4.116 0,9 25.987 1.027 -96,0

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 18.489 3,8 9.437 2,0 9.358 1.957 -79,1

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschaftsdienste

2.664 0,6 3.909 0,8 576 622 +8,0

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 1.589 0,3 2.540 0,5 464 531 +14,5

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.701 0,4 2.134 0,4 318 309 -2,7
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Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. VorjahrMai 2022 Mai 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, 
Dienstleistungen

8.795 1,8 20.979 4,4 3.373 8.529 +152,9

Regionale Förderungsmaßnahmen 1.970 0,4 3.364 0,7 435 334 -23,1

Geld- und Versicherungswesen 2.227 0,5 6.899 1,4 800 6.657 +732,1

Sonstiges im Bereich Gewerbe und 
Dienstleistungen

514 0,1 5.954 1,3 231 187 -19,0

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 28.125 5,9 28.008 5,9 7.068 7.639 +8,1

Straßen 9.243 1,9 9.459 2,0 2.064 2.220 +7,6

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 11.852 2,5 10.875 2,3 2.566 2.729 +6,4

Allgemeine Finanzwirtschaft 30.403 6,3 55.435 11,6 8.580 23.416 +172,9

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen 
und Finanzzuweisungen

13.948 2,9 16.925 3,6 2.021 2.006 -0,8

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang 
mit der Schuldenaufnahme

15.293 3,2 39.864 8,4 5.915 20.817 +251,9

Ausgaben insgesamt¹ 480.688 100,0 476.291 100,0 191.191 189.778 -0,7

1 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen
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Die Ausgaben des Bundes nach ökonomischen Arten

Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr Mai 2022 Mai 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Konsumtive Ausgaben 434.477 90,4 411.688 86,4 178.012 171.817  -3,5

Personalausgaben 37.843 7,9 41.669 8,7 16.324 16.707 +2,3

Aktivbezüge 28.193 5,9 31.775 6,7 12.052 12.262 +1,7

Versorgung 9.650 2,0 9.894 2,1 4.272 4.445 +4,0

Laufender Sachaufwand 45.075 9,4 49.147 10,3 13.866 14.412 +3,9

Unterhaltung des unbeweglichen 
Vermögens

1.154 0,2 1.082 0,2 376 426 +13,3

Militärische Beschaffungen 18.981 3,9 18.477 3,9 4.653 5.180 +11,3

Sonstiger laufender Sachaufwand 24.939 5,2 29.588 6,2 8.838 8.805  -0,4

Zinsausgaben 15.264 3,2 39.841 8,4 5.906 20.801 +252,2

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 335.039 69,7 279.324 58,6 141.264 118.942  -15,8

an Verwaltungen 47.360 9,9 36.875 7,7 18.141 16.337  -9,9

an andere Bereiche 287.679 59,8 242.448 50,9 123.123 102.605  -16,7

darunter:

Unternehmen 48.308 10,0 37.812 7,9 18.102 10.173  -43,8

Renten, Unterstützungen u. a. 34.538 7,2 38.950 8,2 13.273 16.520 +24,5

Sozialversicherungen 176.328 36,7 143.728 30,2 82.760 68.645  -17,1

Sonstige Vermögensübertragungen 1.256 0,3 1.707 0,4 652 955 +46,5

Investive Ausgaben 46.211 9,6 71.475 15,0 13.179 17.961 +36,3

Finanzierungshilfen 39.664 8,3 63.378 13,3 11.435 16.451 +43,9

Zuweisungen und Zuschüsse 34.001 7,1 41.360 8,7 7.362 9.214 +25,2

Darlehensgewährungen, 
Gewährleistungen

3.560 0,7 20.641 4,3 4.073 7.221 +77,3

Erwerb von Beteiligungen, 
Kapitaleinlagen

2.103 0,4 1.377 0,3 0 16 X

Sachinvestitionen 6.546 1,4 8.097 1,7 1.744 1.510  -13,4

Baumaßnahmen 4.053 0,8 5.311 1,1 993 830  -16,4

Erwerb von beweglichen Sachen 2.303 0,5 2.631 0,6 738 650  -11,9

Grunderwerb 190 0,0 154 0,0 13 29 +123,1

Globalansätze 0 0,0 -6.872 -1,4 0 0 X

Ausgaben insgesamt¹ 480.688 100,0 476.291 100,0 191.191 189.778  -0,7

1 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr Mai 2022 Mai 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Steuern¹ 337.168 92,5 358.126 91,8 129.297 131.160 +1,4

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 307.216 84,2 319.508 81,9 116.973 118.610 +1,4

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge)

171.830 47,1 175.337 45,0 60.207 58.892  -2,2

davon:

Lohnsteuer 96.564 26,5 109.799 28,2 38.445 37.630  -2,1

Veranlagte Einkommensteuer 32.900 9,0 24.170 6,2 9.330 8.213  -12,0

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 16.313 4,5 16.175 4,1 4.403 5.348 +21,5

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge 

2.886 0,8 3.168 0,8 1.753 1.318  -24,8

Körperschaftsteuer 23.167 6,4 22.025 5,6 6.277 6.383 +1,7

Steuern vom Umsatz 132.813 36,4 141.668 36,3 55.883 58.892 +5,4

Gewerbesteuerumlage 2.573 0,7 2.503 0,6 883 826  -6,5

Energiesteuer 33.667 9,2 36.965 9,5 10.264 10.312 +0,5

Tabaksteuer 14.229 3,9 15.630 4,0 4.828 5.150 +6,7

Solidaritätszuschlag 11.978 3,3 12.500 3,2 4.124 4.203 +1,9

Versicherungsteuer 15.672 4,3 16.270 4,2 9.233 9.849 +6,7

Stromsteuer 6.830 1,9 6.800 1,7 2.915 2.884  -1,1

Kraftfahrzeugsteuer 9.499 2,6 9.470 2,4 4.192 4.207 +0,4

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.194 0,6 2.172 0,6 864 899 +4,1

Kaffeesteuer 1.063 0,3 1.060 0,3 457 426  -6,8

Luftverkehrsteuer 1.140 0,3 1.535 0,4 320 501 +56,6

Schaumweinsteuer und 
Zwischenerzeugnissteuer

379 0,1 390 0,1 155 176 +13,5

Sonstige Bundessteuern 2 0,0 2 0,0 1 1 +0,0

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 800 X 800 X 0 0 X

Ergänzungszuweisungen an Länder 10.675 X 11.080 X 2.415 2.693 +11,5

BNE-Eigenmittel der EU 25.574 X 27.070 X 11.937 10.128  -15,2

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 4.838 X 5.100 X 1.974 2.125 +7,6

Kunststoff-Eigenmittel der EU 1.377 X 1.380 X 0 575 X

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 14.444 X 9.754 X 4.206 6.041 +43,6

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

8.992 X 8.992 X 4.496 4.496 +0,0
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Ist 2022 Soll 2023

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr Mai 2022 Mai 2023

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Sonstige Einnahmen 27.485 7,5 31.795 8,2 9.487 10.823 +14,1

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 5.562 1,5 4.453 1,1 1.644 1.636  -0,5

Zinseinnahmen 578 0,2 1.258 0,3 199 579 +191,0

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, 
Kapitalrückzahlungen, Gewährleistungen

1.413 0,4 2.135 0,5 372 247  -33,6

Einnahmen insgesamt² 364.653 100,0 389.921 100,0 138.784 141.982 +2,3

1 Abweichungen zur Tabelle „Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr“ sind methodisch 
bedingt.

2 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Einnahmen des Bundes
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Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis 
einschließlich April 2023

Der Finanzierungssaldo der Ländergesamtheit 
betrug Ende April  2023 -9,3  Mrd.  Euro und ver-
schlechterte sich im Vergleich zum Vorjahreswert 
um rund 20,3 Mrd. Euro. Die Einnahmen der Län-
der sanken um 10,2  Prozent, während die Ausga-
ben im Vergleich zum Vorjahr um 2,8 Prozent stie-
gen. Die Verschlechterung des Finanzierungssaldos 
ist im Wesentlichen auf die gegenüber dem Vorjahr 
gesunkenen Steuereinnahmen (8,7  Prozent) und 
die Rückgänge von Zahlungen von Verwaltungen 

(laufende Rechnung) um 21,9  Prozent zurückzu-
führen. Der Rückgang der laufenden Zahlungen 
von Verwaltungen ist mit dem Auslaufen pande-
miebedingter Ausgaben und dem damit endenden 
Mittelzufluss des Bundes zu erklären.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis ein-
schließlich April  2023 sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts 
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Länderhaushalte bis April 2023 –  Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis April 2023 – Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis April 2023 –  Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen

Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Finan-
zierung des Bundeshaushalts und der Sonderver-
mögen des Bundes. Sondervermögen werden un-
terschieden in solche Sondervermögen, die über 
den Bundeshaushalt oder andere Einnahmen mit-
finanziert werden, und Sondervermögen mit eige-
ner Kreditermächtigung: Finanzmarktstabilisie-
rungsfonds (FMS), Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(WSF), Investitions- und Tilgungsfonds (ITF), Res-
trukturierungsfonds (RSF) und das Sondervermö-
gen Bundeswehr (SV BW).

Die gesetzlichen Vorgaben zur Kreditaufnahme für 
die Sondervermögen FMS und WSF werden durch 
das Stabilisierungsfondsgesetz (StFG) geregelt. Kre-
ditaufnahmen für FMS und WSF dienen zum ei-
nen der Finanzierung von Aufwendungen für Sta-
bilisierungsmaßnahmen gemäß §  9  Abs.  1  StFG, 
der Rekapitalisierung von Unternehmen gemäß 
§ 22 StFG oder zur Abfederung der Folgen der Ener-
giekrise gemäß §  26a  StFG. Zum anderen nimmt 
der Bund für FMS und WSF auch Kredite auf, die 
gemäß §§ 9 Abs. 5, 23 und 26a Abs. 1 Nr. 5 StFG als 
konditionsgleiche Darlehen an Anstalten des öf-
fentlichen Rechts durchgeleitet werden.

Die Aufnahme von Krediten durch den Bund zur 
Weiterleitung von Darlehen über FMS und WSF an 
Anstalten des öffentlichen Rechts (im Folgenden 
„Darlehensfinanzierung“) dient der Kostenerspar-
nis. Der RSF und Kredite des Bundes für die Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau zur Refinanzierung 
von Programmen und Stützungsmaßnahmen im 
Energiebereich nach § 26a Abs. 1 Nr. 5 StFG werden 
nachfolgend nicht mit aufgeführt, da zu den be-
trachteten Stichtagen keine Kreditaufnahmen be-
ziehungsweise Verschuldung vorgelegen haben.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich

 ● erst auf die gesamte Kreditaufnahme des 
Bundes,

 ● dann auf die Kreditaufnahme beziehungsweise 
Verschuldung des Bundeshaushalts und der 
mitfinanzierten Sondervermögen sowie der 
Kreditaufnahme von FMS, WSF und ITF ohne 
Darlehensfinanzierung und

 ● schließlich auf die Kreditaufnahme für FMS 
und WSF zur Darlehensfinanzierung.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte bis zum 31.  Dezember  2022 Kre-
dite in Höhe von 1.551,7  Mrd.  Euro aufgenom-
men. Dieser Bestand erhöhte sich zum 31. Mai 2023 
auf 1.579,7  Mrd.  Euro. Die Erhöhung gegenüber 
dem 31.  Dezember  2022 um  28,0  Mrd.  Euro re-
sultierte aus neuen Aufnahmen im Volumen 
von  253,0  Mrd.  Euro, denen Fälligkeiten im Vo-
lumen von 225,0  Mrd.  Euro gegenüberstan-
den. Von Anfang Januar  2023 bis Mai  2023 wur-
den für die Verzinsung aller auch in früheren 
Jahren aufgenommenen bestehenden Kredite sal-
diert 20,7 Mrd. Euro aufgewendet.

Im Mai  2023 wurden 42,3  Mrd.  Euro an kon-
ventionellen Bundeswertpapieren emittiert. 
Sie verteilten sich auf 3,5  Mrd.  Euro 30-jährige 
Bundesanleihen, 1,5  Mrd.  Euro 15-jährige Bun-
desanleihen, 9,3  Mrd.  Euro 10-jährige Bundesan-
leihen, 3,0  Mrd.  Euro 7-jährige Bundesanleihen, 
5,0  Mrd.  Euro Bundesobligationen, 6,0  Mrd.  Euro 
Bundesschatzanweisungen und 14,0 Mrd. Euro Un-
verzinsliche Schatzanweisungen des Bundes. Im 
Mai 2023 wurden 0,5 Mrd. Euro inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere emittiert und 5,3  Mrd.  Euro 
Grüne Bundeswertpapiere begeben.

Die Eigenbestände des Bundes an Bundes-
wertpapieren erhöhten sich im Mai  2023 um 
2,6 Mrd. Euro auf 183,1 Mrd. Euro. Die Veränderung 
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resultierte aus Sekundärmarktverkäufen in Höhe 
von 13,0  Mrd.  Euro, denen Käufe in Höhe von 
4,0 Mrd. Euro und die Erhöhung von Eigenbestän-
den um 11,6 Mrd. Euro gegenüberstanden.

Am 31. Mai 2023 entfielen 93,3 Prozent der Kredit-
aufnahmen auf die Kreditaufnahme des Bundes für 
Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfi-
nanzierung, 6,7  Prozent der Kreditaufnahme ent-
fielen auf die Darlehensfinanzierung.

Entwicklung der Kredit auf-
nahme des Bundes (Haushalt 
und Sonder vermögen ohne 
Darlehens finanzierung)

Im Mai 2023 wurden für den Bund (Haushalt und 
Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
45,1 Mrd. Euro an Krediten aufgenommen. Gleich-
zeitig wurden 34,5 Mrd. Euro fällige Kredite getilgt. 
Für die Verzinsung der Kredite des Bundes (Haus-
halt und Sondervermögen ohne Darlehensfinan-
zierung) wurden im Mai 2023 saldiert 1,6 Mrd. Euro 
aufgewendet.

Am 31.  Mai  2023 betrug der Bestand der Kredit-
aufnahme des Bundes (Haushalt und Sonder-
vermögen ohne Darlehensfinanzierung) insge-
samt 1.474,2 Mrd. Euro. Damit erhöhte sich dieser 
gegenüber dem 30. April 2023 um 10,6 Mrd. Euro. 
Die Kreditaufnahme für den Bundeshaushalt er-
höhte sich um 12,3  Mrd.  Euro, deren Bestand 
auf 1.380,5  Mrd.  Euro stieg. Per 31.  Mai  2023 be-
trug die Kreditaufnahme für den WSF für Maß-
nahmen zur Abfederung der Folgen der Ener-
giekrise gemäß §  26a  StFG 52,6  Mrd.  Euro. Der 
Bestand reduzierte sich somit im Mai  2023 um 
1,8  Mrd.  Euro. Der Bestand der Kreditaufnahme 
für den WSF für Kredite für Rekapitalisierungs-
maßnahmen gemäß § 22 StFG lag wie im Vormo-
nat weiter bei 0,6 Mrd. Euro. Die Bestände der übri-
gen Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung 
(23,0 Mrd. Euro für den FMS für Kredite für Aufwen-
dungen gemäß § 9 Abs. 1 StFG, 16,3 Mrd. Euro für 
den ITF und 1,1 Mrd. Euro für das Sondervermögen 

Bundeswehr) veränderten sich gegenüber dem 
30. April 2023 nicht oder nur sehr geringfügig.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung

Im Mai 2023 wurden für den FMS zur Refinanzierung 
von Darlehen gemäß § 9 Abs. 5 StFG keine neuen 
Kredite aufgenommen und getilgt. Der Bestand per 
31. Mai 2023 veränderte sich gegenüber dem Vor-
monat April nicht und lag bei 58,9 Mrd. Euro. Für 
den WSF wurden im Mai 2023 zur Darlehensfinan-
zierung gemäß § 23 StFG keine neuen Kredite auf-
genommen, während 3,0 Mrd. Euro Kredite getilgt 
wurden; der Bestand reduzierte sich im Mai  2023 
somit auf 46,7 Mrd. Euro. Gegenüber dem Vormo-
nat reduzierte sich der Bestand der Kredite zur Dar-
lehensfinanzierung insgesamt um 3,0  Mrd.  Euro 
auf 105,6 Mrd. Euro.

Weitere Einzelheiten können folgenden Tabellen 
entnommen werden:

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
im Mai 2023,

 ● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanzierung) im Mai 2023 und

 ● Entwicklung von Umlaufvolumen, Eigenbe-
stände und Anlagen des Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds (WSF) im Mai 2023.

Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die beiden erst-
genannten Tabellen mit Daten für den bisherigen 
Jahresverlauf, die nach Restlaufzeitklassen grup-
pierte Kreditaufnahme des Bundes sowie die nach 
Instrumentenart aufgegliederten Daten zur Kre-
ditaufnahme des Bundes, zum Bedarf der Kredit-
aufnahme des Bundes, zu den Tilgungen des Bun-
des und zu den Zinsen für die Kredite des Bundes 
enthalten.
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Kreditaufnahme des Bundes – Bedarf und Bestand
in Mio. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes – Be-
darf und Bestand“ zeigt die Verteilung der Kredit-
aufnahme auf die Finanzierungsinstrumente, so-
wohl für die Aufnahme im Mai  2023 als auch für 
den gesamten Bestand per 31. Mai 2023. Den größ-
ten Anteil an der Kreditaufnahme im laufenden 
Jahr machten mit 87,1 Mrd. Euro beziehungsweise 
34,4  Prozent die (teils unterjährig fälligen) Unver-
zinslichen Schatzanweisungen des Bundes aus, 
gefolgt von den 10-jährigen Bundesanleihen mit 
50,8 Mrd. Euro beziehungsweise 20,1 Prozent.

Von der Kreditaufnahme des Bundes über Verbrie-
fungen lagen per 31. Mai 2023 über 99 Prozent in 
Form von Inhaberschuldverschreibungen vor, bei 
denen die konkreten Gläubiger dem Bund nicht 
bekannt sind.

Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren können in 
den Pressemitteilungen zum Emissionskalen-
der nachgelesen werden.1 Auf der Internetseite 
der Bundesrepublik Deutschland  – Finanzagen-
tur  GmbH werden zudem nach jeder Auktion 
von Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.2 

1 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202211162

2 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202211163
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im Mai 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Aufnahme Tilgungen Bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. April 2023 Mai Mai 31. Mai 2023 Mai Mai

Insgesamt 1.572.148 45.065 -37.488 1.579.725 7.577 -1.619

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.368.232 46.768 -34.485 1.380.515 12.283 -1.623

Sondervermögen mit eigener Krediter-
mächtigung (ohne Darlehensfinanzierung)

95.354 -1.703 - 93.652 -1.703 -

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

23.027 - - 23.027 - -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.322 - - 16.322 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

619 - - 619 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite zur Abfederung der Folgen der 
Energiekrise gemäß § 26a StFG)

54.363 -1.773 - 52.591 -1.773 -

Sondervermögen Bundeswehr 1.023 70 - 1.093 70 -

Darlehensfinanzierung 108.561 - -3.003 105.558 -3.003 3

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Abwicklungsanstalten  
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

58.900 - - 58.900 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für die KfW gemäß § 23 StFG)

49.661 - -3.003 46.658 -3.003 3

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
im Mai 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Aufnahme Tilgungen Bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. April 2023 Mai Mai 31. Mai 2023 Mai Mai

Insgesamt 1.463.587 45.065 -34.485 1.474.167 10.580 -1.623

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.368.232 46.768 -34.485 1.380.515 12.283 -1.623

Finanzmarktstabilisierungsfonds (Kredite 
für Aufwendungen gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

23.027 - - 23.027 - -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.322 - - 16.322 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

619 - - 619 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite zur Abfederung der Folgen der 
Energiekrise gemäß § 26a StFG)

54.363 -1.773 - 52.591 -1.773 -

Sondervermögen Bundeswehr 1.023 70 - 1.093 70 -

Gliederung nach Instrumentenarten 

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.355.870 39.397 -34.485 1.360.782 4.912 -1.575

30-jährige Bundesanleihen 326.709 3.388 - 330.097 3.388 -443

15-jährige Bundesanleihen 59.118 1.221 - 60.340 1.221 -401

10-jährige Bundesanleihen 531.867 7.393 -22.472 516.787 -15.079 -754

7-jährige Bundesanleihen 55.021 3.074 - 58.095 3.074 -29

Bundesobligationen 164.038 4.824 - 168.862 4.824 -1

Bundesschatzanweisungen 103.944 6.547 - 110.491 6.547 -4

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes

115.172 12.950 -12.013 116.109 937 57

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 58.498 451 - 58.949 451 6

Grüne Bundeswertpapiere 39.460 5.217 - 44.677 5.217 -51

Zusatzemissionen des Bundes - - - - - -

Schuldscheindarlehen 5.285 - - 5.285 - -3

Kredite durch 
Wertpapierpensionsgeschäfte

- - - - - -

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

nachrichtlich

Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere

12.388 X X 13.085 698 X

Vorsorge für inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere gemäß 
Schlusszahlungsfinanzierungsgesetz 
(SchlussFinG) 

13.101 X X 13.178 76 X

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbedingten 
Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. Der Bestand zur Vorsorge für inflationsindexierte Bundeswertpapiere nach 
dem SchlussFinG enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres (§ 4 Abs. 
1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung von Umlaufvolumen, Eigenbestände und Anlagen des Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF)  
im Mai 2023 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme 
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands-
änderung 

(Saldo)

30. April 2023 Mai Mai 31. Mai 2023 Mai

Umlaufvolumen insgesamt 1.892.566 48.000 -37.500 1.903.066 10.500

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.640.000 42.250 -37.500 1.644.750 4.750

30-jährige Bundesanleihen 371.500 3.500 - 375.000 3.500

15-jährige Bundesanleihen 64.000 1.500 - 65.500 1.500

10-jährige Bundesanleihen 623.000 9.250 -22.500 609.750 -13.250

7-jährige Bundesanleihen 69.000 3.000 - 72.000 3.000

Bundesobligationen 236.500 5.000 - 241.500 5.000

Bundesschatzanweisungen 143.000 6.000 - 149.000 6.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes (inklusive Kassenemissionen)

133.000 14.000 -15.000 132.000 -1.000

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 63.450 500 - 63.950 500

30-jährige inflationsindexierte Anleihen 
des Bundes

13.650 - - 13.650 -

10-jährige inflationsindexierte Anleihen 
des Bundes

49.800 500 - 50.300 500

Grüne Bundeswertpapiere 41.500 5.250 - 46.750 5.250

30-jährige Grüne Bundesanleihen 10.000 - - 10.000 -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 18.500 5.250 - 23.750 5.250

Grüne Bundesobligationen 13.000 - - 13.000 -

Zusatzemissionen des Bundes 147.616 - - 147.616 -

Eigenbestände -180.494 X X -183.065 -2.571

Anlage des WSF in Forderungen an den Bund 
nach § 26b Abs. 5 StFG

-147.616 X X -147.616 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Rückblick auf die Sitzungen der 
Eurogruppe am 15. Mai 2023 
und des ECOFIN-Rats am 
16. Mai 2023

Eurogruppe

Der erste Tagesordnungspunkt der Eurogruppe be-
traf das Thema „Makroökonomische Entwicklun-
gen im Euroraum“. Einleitend stellte die Europä-
ische Kommission ihre kurz vor der Eurogruppe 
veröffentlichte Frühjahrsprognose vor: Dank nied-
rigerer Energiepreise könnten die Wachstumsaus-
sichten des Euroraums für das Jahr  2023 auf 
1,1 Prozent angehoben werden. Ein sehr starker Ar-
beitsmarkt habe darüber hinaus dazu beigetragen, 
die wirtschaftliche Widerstandsfähigkeit zu stär-
ken. Die Inflation bleibe in diesem Jahr anhaltend 
hoch. Dies könne die Kaufkraft weiter schwächen, 
das Investitionswachstum bremsen und den Zu-
gang zu Krediten erschweren. Um die Inflation zu 
zügeln, müsse sichergestellt werden, dass die Fis-
kalpolitik umsichtig bleibe.

Die Europäische Zentralbank (EZB) stimmte der 
Einschätzung der Europäischen Kommission ge-
nerell zu. Sie bekräftigte, dass der geldpolitische 
Transmissionsprozess Wirkung zeige. Die Inflation 
sei zwar zurückgegangen, der Preisdruck bleibe 
aber weiterhin hoch. Um sicherzustellen, dass die 
geldpolitische Ausrichtung ausreichend restriktiv 
sei, bedürfe es aus heutiger Sicht weiterer Leitzins-
anhebungen. Der Gouverneursrat der  EZB gehe 
davon aus, dass die Tilgungsbeträge aus dem Pro-
gramm zum Ankauf von Vermögenswerten ab 
Juli 2023 nicht wieder angelegt würden.

Die Eurogruppe zeigte sich darüber erfreut, dass 
sich insgesamt weiterhin ein Bild von wirtschaft-
licher Widerstandsfähigkeit im Euroraum ergebe. 
Wachstum und Beschäftigung seien weiterhin 

resilient. Gleichzeitig sei die Inflation aber im-
mer noch deutlich zu hoch und müsse weiter zu-
rückgehen. Die haushaltspolitischen Entscheidun-
gen der Mitgliedstaaten seien in diesem Umfeld 
entscheidend.

Bundesfinanzminister Christian Lindner sah sich 
durch die Frühjahrsprognose bestärkt, zu soliden 
öffentlichen Finanzen zurückzukehren und ei-
nen Haushaltsentwurf für  2024 unter Einhaltung 
der Schuldenbremse vorzulegen. Um die Inflation 
wirksam zu bekämpfen, müssten Fiskal- und Geld-
politik Hand in Hand arbeiten. Dies sei die Haupt-
botschaft der Europäischen Kommission. Preissta-
bilität müsse oberste Priorität haben.

Anschließend widmete sich die Eurogruppe ei-
ner thematischen Diskussion zum Unterneh-
menssektor mit einem Fokus auf strukturelle He-
rausforderungen vor dem Hintergrund verstärkter 
geopolitischer Spannungen auf Grundlage einer 
Hintergrundnote der Europäischen Kommission.

Die Europäische Kommission betonte erneut, dass 
Unterstützungsmaßnahmen temporär und zielge-
richtet ausgestaltet sein sollten. Die Unterstützung 
des Unternehmenssektors sei keineswegs margi-
nal; es sei wichtig, dass diese temporär sei und suk-
zessive auslaufe.

Insgesamt zeige sich im Euroraum ein gemischtes 
Bild: Es gebe auf der einen Seite einige Sektoren, die 
von dem Anstieg der Energiepreise nachhaltig be-
troffen seien. Andererseits gebe es auch Sektoren, 
die ihre Wettbewerbsfähigkeit hätten steigern kön-
nen. Weiterhin ist die Eurogruppe der Auffassung, 
dass es bei der Ausgestaltung der Unterstützungs-
maßnahmen zentral sei, eine Fragmentierung des 
Binnenmarkts zu vermeiden und die Kohärenz mit 
den längerfristigen politischen Zielen der grünen 
Transition und einer größeren Energieunabhän-
gigkeit zu wahren.
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Eurogruppe im 
Bankenunionsformat

In der Eurogruppe im Bankenunionsformat stan-
den die 17. Anhörung des Vorsitzenden des Einheit-
lichen Bankenaufsichtsmechanismus (SSM) und der 
Bericht über die jüngsten Aktivitäten des Einheitli-
chen Abwicklungsausschusses (SRB) im Fokus.

Die Eurogruppe im Bankenunionsformat begann 
mit einem Bericht des SSM-Vorsitzenden der Auf-
sichtsbehörde Andrea Enria und des SRB-Vorsit-
zenden Dominique Laboureix. Der SSM wies darauf 
hin, dass die jüngsten Bankenturbulenzen beleg-
ten, dass das Aufsichtssystem in der Europäischen 
Union (EU) effektiv sei. Eine Herausforderung in 
der  EU sei allerdings die Marktfragmentierung 
auch unter dem Blickwinkel der Finanzmarktstabi-
lität. Der SRB unterstrich, dass die jüngsten Ereig-
nisse die neue Rolle der Liquiditätsbereitstellung 
in der Abwicklung untermauerten. Derzeit gehe es 
um Liquiditätsbereitstellung und nicht wie in ver-
gangenen Krisen um die Solvenz von Banken. Zu-
dem appellierte er, die Verhandlungen zur Über-
arbeitung des Krisenmanagementrahmens für 
Banken zügig abzuschließen. Auch der Europäische 
Stabilitätsmechanismus griff die Bedeutung der Li-
quiditätsbereitstellung auf.

Eurogruppe im inklusiven Format

Im Fokus der Eurogruppe im inklusiven Format 
stand ein Austausch zu internationalen Aspekten 
eines digitalen Euros und anderer digitaler Zentral-
bankwährungen innerhalb der EU.

Die Europäische Kommission erläuterte die Vorteile 
einer Interoperabilität eines digitalen Euros und un-
terstrich, dass der EU-Binnenmarkt durch einen di-
gitalen Euro nicht beeinträchtigt werden dürfe. Der 
Euro werde in vielen Drittstaaten genutzt. Mit Blick 
etwa auf internationale Lieferketten und Rücküber-
weisungen von Migrantinnen und Migranten in 
ihre Heimatländer könne ein digitaler Euro hilfreich 
sein. Zentral sei aber, dass die internationale Finanz-
stabilität nicht beeinträchtigt werde.

Die EZB berichtete, dass viele Zentralbanken welt-
weit sich mit der Möglichkeit einer digitalen Wäh-
rung beschäftigen. Hierzu gebe es international 
mehrere Arbeitsstränge. Bei einer internationa-
len Dimension eines digitalen Euros gehe es ers-
tens um den direkten Zugang von Nutzerinnen 
und Nutzern außerhalb des Euroraums zum digi-
talen Euro. Hier verfolge die EZB einen gestuften 
Ansatz, bei dem der digitale Euro zunächst im Eu-
roraum und in einem zweiten Schritt gegebenen-
falls auch außerhalb zugänglich sein solle. Zweitens 
gehe es um die Frage der Interoperabilität verschie-
dener digitaler Zentralbankwährungen unterein-
ander. Die EZB untersuche hier unterschiedliche 
Modelle. Die EZB erläuterte, dass die Regeln für den 
geografischen Zugang zu einem digitalen Euro in 
dem von der Europäischen Kommission angekün-
digten Rechtsakt zu regeln seien. Mit Blick auf die 
nächsten Schritte stellte sie klar, dass die finale Ent-
scheidung der EZB zur Frage der Einführung eines 
digitalen Euro erst erfolgen könne, wenn durch den 
EU-Rechtsakt hierzu der Rechtsrahmen geschaffen 
worden sei. Die Europäische Kommission plane, 
den Vorschlag für einen Rechtsakt Ende Juni 2023 
vorzulegen.

Der Vertreter der Bundesregierung unterstrich, 
dass innerhalb der  EU die Nutzung eines digita-
len Euros – soweit nötig – auch außerhalb des Eu-
roraums reibungslos funktionieren müsse und den 
Binnenmarkt nicht einschränken dürfe. Auch au-
ßerhalb der  EU gebe es Potenzial für Effizienzge-
winne z. B. bei Euro-denominierten Zahlungen in 
internationalen Lieferketten. Er setzte sich für die 
Weiterentwicklung von Optionen für Interoperabi-
lität mit anderen digitalen Zentralbankwährungen 
innerhalb und außerhalb der EU ein. Er betonte zu-
gleich, dass die internationale Nutzung eines digi-
talen Euros die Finanzstabilität und die Geldpolitik 
der EZB nicht beeinträchtigen dürfe.

Mehrere Mitgliedstaaten unterstrichen die Bedeu-
tung der internationalen Aspekte mit Blick auf 
grenzüberschreitenden Zahlungsverkehr und die 
Funktionsfähigkeit des Binnenmarkts. Zugleich 
dürfe die Finanzstabilität nicht beeinträchtigt wer-
den. Schweden berichtete kurz von den Arbeiten 
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an einer E-Krone. Der Eurogruppen-Präsident Pa-
schal Donohoe kündigte an, diese Fragen im inklu-
siven Format der Eurogruppe weiter diskutieren zu 
wollen.

Anknüpfend an die Erklärung des Euro-Gipfels 
vom 24.  März  2023, in der Politik und Marktteil-
nehmer zu verstärkten gemeinsamen Anstrengun-
gen aufgerufen worden sind, um die Kapitalmarkt-
union voranzubringen, befasst sich die Eurogruppe 
im inklusiven Format auf Initiative des Eurogrup-
pen-Präsidenten Paschal Donohoe verstärkt mit 
dem Thema Zukunft der Kapitalmarktunion.

Ziel der Initiative von Paschal Donohoe ist es, Pri-
oritäten für die nächste europäische Legislatur zu 
setzen, um so eine ambitionierte Agenda zu erzie-
len und ein zügiges Anlaufen der künftigen Ar-
beiten zur Vertiefung der Kapitalmarktunion zu 
unterstützen. Die Arbeit in der Eurogruppe im in-
klusiven Format ist somit als getrennt von den lau-
fenden legislativen Arbeiten im Rat anzusehen.

Die Beratungen zeigten, dass es breite Unterstüt-
zung vonseiten der Mitgliedstaaten und der EU-In-
stitutionen für das Vorhaben gibt. Die Europäische 
Kommission begrüßte die strategische Diskussion 
zur Zukunft der Kapitalmarktunion ausdrücklich. 
Der Vertreter der Bundesregierung hieß die Initi-
ative und den Prozess willkommen und drückte 
seine volle Unterstützung aus. Aus deutscher Sicht 
seien Verbriefung und die Verbesserung der Fi-
nanzierungsbedingungen von Scale-ups wichtige 
Themenbereiche.

ECOFIN-Rat

Der ECOFIN-Rat erzielte eine allgemeine Ausrich-
tung zum Kompromissentwurf der Richtlinie zur 
Änderung der Richtlinie 2011/16/EU des Rats über 
die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im 
Bereich der Besteuerung (DAC8). Hierdurch wer-
den die Meldepflichten und der Informationsaus-
tausch zwischen den Steuerbehörden in der EU auf 
Einnahmen beziehungsweise Umsätze ausgeweitet, 

die in der  EU ansässige Nutzerinnen und Nutzer 
mit Krypto-Vermögenswerten erzielen.

Die Europäische Kommission begrüßte den erziel-
ten Kompromiss und unterstrich, international auf 
dem steuerpolitisch eingeschrittenen Pfad weiter 
voranschreiten zu wollen. Die schwedische Präsi-
dentschaft schlussfolgerte, dass der Rat eine allge-
meine Ausrichtung erzielt habe und die Richtlinie 
nach Vorlage der noch ausstehenden Stellung-
nahme des Europäischen Parlaments endgültig an-
genommen werden könne.

Darüber hinaus erörterten die Ministerinnen und 
Minister den Legislativvorschlag der Europäischen 
Kommission zur Überarbeitung des Krisenmanage-
mentrahmens. Zunächst stellte die Europäische 
Kommission die Hauptziele und Kernelemente 
der am 18.  April 2023 veröffentlichten Legislativ-
vorschläge zur Überarbeitung des Rahmens für 
das Krisenmanagement im Bankensektor und für 
die Einlagensicherung (CMDI) vor. Die Europäische 
Kommission verfolge die Vollendendung der Ban-
kenunion prioritär weiter. Die vorgeschlagene Re-
form habe das Ziel, den Rahmen für das Krisenma-
nagement im Bankensektor zu verbessern. Die EZB 
unterstützte den Vorschlag der Kommission.

Bundesfinanzminister Christian Lindner begrüßte 
die Vorlage des CMDI-Pakets im Grundsatz, äu-
ßerte aber auch Zweifel an der Vereinbarkeit mit 
der Eurogruppen-Erklärung. Er hob drei Bedenken 
hervor: Zunächst sei es unnötig, das Abwicklungs-
regime auf kleine Banken auszuweiten. Es würden 
funktionierende nationale Mechanismen für diese 
Banken bestehen. Weiterhin sei es notwendig, die 
Verantwortung der Eigentümer und Gläubiger bei-
zubehalten. Dazu sei die Beibehaltung der Anforde-
rung eines 8-Prozent-Bail-in von Eigentümern und 
Gläubigern erforderlich. Die bewährten Institutssi-
cherungssysteme der Sparkassen und Volksbanken 
seien für Deutschland wichtig. Es würde viel Arbeit 
bedürfen, um ein funktionierendes System auf der 
Basis der Vorschläge der Kommission zu erarbeiten.

Die Mehrheit der Mitgliedstaaten begrüßte grund-
sätzlich das von der Europäischen Kommission 
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vorgelegte CMDI-Paket und die damit verfolgten 
Ziele der Finanzstabilität, des Einlegerschutzes und 
des Schutzes der Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahler. Insgesamt bestand zu einzelnen Elementen 
des CMDI-Pakets zunächst ein gemischtes Bild; der 
Meinungsbildungsprozess in den Mitgliedstaaten 
ist noch nicht abgeschlossen.

Diverse Mitgliedstaaten unterstützten die von der 
Europäischen Kommission vorgeschlagene Aus-
weitung des Anwendungsbereichs der Abwicklung 
auf mittlere und kleinere Banken. Einige Mitglied-
staaten sahen wie Deutschland die Ausweitung auf 
kleine Institute kritisch. Wie Deutschland beton-
ten auch einige weitere Mitgliedstaaten, dass die 
Rolle der Gläubigerbeteiligung als primärer Finan-
zierungsquelle in der Abwicklung nicht verwässert 
werden dürfe. Eine Gruppe von Mitgliedstaaten 
hingegen sprach sich für die von der Europäischen 
Kommission vorgeschlagene Ausweitung der Ver-
wendung der Mittel aus Einlagensicherungssyste-
men aus, insbesondere für kleinere Banken, für die 
es schwer sei, Mindestanforderungen an Eigenmit-
tel zu erfüllen und berücksichtigungsfähige Ver-
bindlichkeiten zu begeben.

Neben Deutschland unterstrichen weitere Mit-
gliedstaaten, dass es wichtig sei, die Inhalte der Eu-
rogruppen-Erklärung zu beachten. Eine Reihe von 
Mitgliedstaaten sowie die Europäische Kommis-
sion und EZB betonten die besondere Bedeutung 
einer europäischen Einlagensicherung. CMDI sei 
nur als ein weiterer Schritt hin zu einer Einführung 
einer europäischen Einlagensicherung zu sehen.

Der wiederkehrende Tagesordnungspunkt zu den 
wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen 
des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine 
widmete sich diesmal der Sanktionsumsetzung. 
Die Europäische Kommission berichtete eingangs, 
dass eine Reihe von weitreichenden Sanktionen ge-
gen Russland und Belarus beschlossen worden sei. 
Das 11. Sanktionspaket sei nunmehr auf dem Weg. 
Die wirksame Umsetzung der Sanktionen sei ent-
scheidend. Es würden Handelsumlenkungen mit 
Spitzentechnologie und Gütern mit doppeltem 
Verwendungszweck mit Russland nahestehenden 

Ländern festgestellt werden. Weiterhin berich-
tete die Europäische Kommission, dass im Zollbe-
reich bereits mit Drittländern zusammengearbeitet 
werde, um Sanktionsumgehungen zu bekämp-
fen. Die Bemühungen um einen Informationsaus-
tausch zwischen den Mitgliedstaaten müssten ver-
stärkt werden. Die Europäische Kommission werde 
außerdem ihre Analysetools zur Sanktionsumge-
hung weiterentwickeln.

Die Mitgliedstaaten tauschten ihre Ansichten zu 
den Umgehungen der Sanktionen gegen Russland 
aus Zollsicht aus. Dabei forderten sie einen umfas-
senden Zugang zu Informationen. Eine große An-
zahl von Mitgliedstaaten bekräftigte, dass man wei-
ter hinter den Sanktionen stehe. Eine Reihe von 
Mitgliedstaaten merkte an, dass die Überwachung 
und Durchsetzung von Sanktionen die personellen 
Kapazitäten stark beanspruche. Sie befürworteten 
einen zentralen Ansatz auf EU-Ebene, um die glei-
che Anwendung der Sanktionen in allen Mitglied-
staaten sicherzustellen. Einige Mitgliedstaaten er-
gänzten, dass das Engagement mit Drittländern zur 
Bekämpfung von Sanktionsumgehungen intensi-
viert werden solle.

Unter dem Tagesordnungspunkt „Wirtschaftli-
che Erholung in Europa“ diskutierten die Ministe-
rinnen und Minister den Stand der Implementie-
rung der Aufbau- und Resilienzfazilität (Recovery 
and Resilience Facility, RRF) mit Fokus auf der 
Nachfrage der Mitgliedstaaten nach zusätzlichen 
Krediten und auf den Erfahrungen mit dem leis-
tungsorientierten Ansatz der RRF. In einer kürzlich 
erfolgten Abfrage hatten zehn Mitgliedstaaten ihre 
Absicht erklärt, (weitere) Kredite im Rahmen der 
RRF zu beantragen.

Die Europäische Kommission informierte, dass die 
formale Beantragung der Kredite bis zum 31.  Au-
gust  2023 zu erfolgen habe. Die zusätzliche Auf-
nahme von Mitteln müsse durch weitere Reformen 
und Investitionen begleitet werden. Die Umset-
zung müsse realistisch sein, da das Ende der RRF 
zeitlich absehbar sei.
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Die RRF habe gemäß Schätzungen bereits eine 
sichtbare Auswirkung auf die Wirtschaft und 
führe bis  2026 laut Prognosen zu einem Wachs-
tum des Bruttoinlandsprodukts von 1,2 Prozent in 
der EU-27. Die Auswirkungen seien jedoch noch 
größer, da die Effekte der Strukturreformen noch 
nicht berücksichtigt seien. Darüber hinaus würden 
durch die RRF circa 78  Prozent der länderspezifi-
schen Empfehlungen adressiert werden. Die RRF 
habe sich als ausreichend flexibel erwiesen, um 
auch auf geopolitische Herausforderungen insbe-
sondere durch REpowerEU reagieren zu können. 
Eine weitere Herausforderung sei es gewesen, Kon-
trollmechanismen zu schaffen, die keine Lücken 
lassen und gleichzeitig die bürokratischen Bürden 
im Rahmen halten.

Es wurde deutlich, dass viele Mitgliedstaaten den 
leistungsbasierten Ansatz in der RRF grundsätzlich 
positiv bewerteten, auch wenn eine abschließende 

Beurteilung zum aktuellen Zeitpunkt laut meh-
rerer Mitgliedstaaten noch nicht möglich bezie-
hungsweise der Nutzen der Ausweitung der Me-
thodik auf andere Bereiche noch unklar sei. Als 
größte Herausforderung wurden insbesondere die 
hohen administrativen Bürden genannt. Insgesamt 
bewerteten viele Mitgliedstaaten die RRF als gutes 
Mittel zur Bekämpfung der Krise.

Zudem informierten die schwedische Präsident-
schaft und die Europäische Kommission über die 
Frühjahrstagung des Internationalen Währungs-
fonds, die vom 11. bis 14. April 2023 in Washington, 
D.C. stattgefunden hatte, und das am Rande veran-
staltete Treffen der Finanzministerinnen und Fi-
nanzminister und Zentralbankgouverneurinnen 
und Zentralbankgouverneure der G20. Die schwe-
dische Präsidentschaft unterstrich, dass die  EU 
Russland wiederholt aufgefordert habe, den An-
griffskrieg gegen die Ukraine zu beenden.
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Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltung

13./14. Juli 2023 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

17./18. Juli 2023 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-Notenbankgouverneure in Gandhinagar, Indien

15./16. September 2023 Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat in Santiago de Compostela, Spanien

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Veranstaltungen des BMF

Datum Veranstaltung

26. Juni 2023 Bundesfinanzminister Christian Lindner auf Tour, JETZT | Im Dialog in Weimar

19./20. Juli 2023 Auftaktkonferenz „Netzwerk für empirische Steuerforschung“ (NeSt)

12. August 2023 Bundesfinanzminister Christian Lindner auf Tour, JETZT | Im Dialog in Wuppertal

19./20. August 2023 Tag der offenen Tür im BMF in Berlin, mit Dialogrunden mit den Staatssekretärinnen und 
Staatssekretären des BMF sowie mit Bundesfinanzminister Christian Lindner

Weitere Informationen zu bisherigen und kommenden Veranstaltungen finden Sie auf der Webseite:  
https://www.bundesfinanzministerium.de/veranstaltungen 
 
 
 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

Juli 2023 Juni 2023 20. Juli 2023

August 2023 Juli 2023 24. August 2023

September 2023 August 2023 21. September 2023

Oktober 2023 September 2023 20. Oktober 2023

November 2023 Oktober 2023 21. November 2023

Dezember 2023 November 2023 21. Dezember 2023

1 Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2022 bis 2023

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder

Vergleich der Finanzierungssalden je Einwohner 2022/2023

Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kernhaushalte des Bundes und der Länder

Einnahmen, Ausgaben und Kernhaushalte der Länder

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunktur komponenten des Bundes

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/05/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales BIP, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten Industrie- und 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2023/06/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
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Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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